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Antwort 
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auf die Großen Anfragen der Abgeordneten Tatge, Bueb und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksachen 10/5849, 10/5850, 10/5851, 10/5852, 10/5853 — 

Ökologische und soziale Folgekosten der Industriegesellschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland (I bis V) 

Der Bundesminister für Wirtschaft — I C 1 — 02 01 02/5 — hat 
mit Schreiben vom 24. November 1986 die Großen Anfragen 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

1. In der Bundesrepublik Deutschland sind Freiheit, soziale 
Sicherheit und wirtschaftlicher Wohlstand für die Bürger in 
hohem Maße erreicht. Dazu hat die marktwirtschaftlich 
ausgerichtete Wirtschaftsordnung ganz wesentlich beige-
tragen. Die Bundesregierung hat Regierungsverantwortung 
mit dem Anspruch übernommen, der Sozialen Marktwirt-
schaft neue Impulse zu geben und sie fortzuentwickeln, um 
neuen Herausforderungen erfolgreich begegnen zu können. 
Die anhaltend gute wirtschaftliche Entwicklung, vor allem 
die Zunahme der Beschäftigung, wieder steigende Realein-
kommen, die kräftig belebte Investitions- und Innovations-
tätigkeit der Unternehmen sowie eine zunehmende Rück-
führung der Umweltbelastungen durch Unternehmen und 
Haushaltungen in der Bundesrepublik Deutschland sind 
Ergebnis dieser Politik. 

Die Systemkritik der Großen Anfragen „Ökologische und 
soziale Folgekosten der Industriegesellschaft in der Bun-
desrepublik Deutschland" Teil I bis V zeigt erneut, daß DIE 
GRÜNEN ein grundlegend anderes Wirtschaftssystem an 
die Stelle der Sozialen Marktwirtschaft setzen wollen. Sie 
nehmen damit die Aushöhlung der wirtschaftlichen Basis 
unserer Gesellschaft, die drastische Beschneidung der Exi-
stenzgrundlagen der Bevölkerung und letztlich empfindli- 
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che Begrenzungen der individuellen Entscheidungsfreiheit 
und -verantwortlichkeit der Bürger in Kauf. 

2. Soziale Marktwirtschaft bedeutet nicht Wachstumsmeh-
rung um jeden Preis. Der Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat schon 
vor einem Jahrzehnt im Zusammenhang mit der damals 
intensiv geführten Wachstumsdiskussion deutlich gemacht, 
daß die marktwirtschaftliche Ordnung darauf angelegt ist, 
für möglichst viele Bürger möglichst großen Spielraum zu 
schaffen, selbständig etwas zu entscheiden, die arbeitstei-
lige Produktion von Gütern und Leistungen möglichst an 
den Wünschen der einzelnen auszurichten und dabei wirk-
sam zu organisieren (vgl. Jahresgutachten 1975/76, Ziffern 
273 ff.; Drucksache 7/4326). Ein dynamisches gesamtwirt-
schaftliches Wachstum ergibt sich damit quantitativ wie 
qualitativ aus dem marktwirtschaftlichen Prozeß heraus als 
das Ergebnis der Arbeitsanstrengungen jedes einzelnen, 
von Spar- und Investitionsentscheidungen sowie aus einer 
Vielzahl anderer Faktoren, namentlich der vom Staat ge-
setzten Rahmenbedingungen. Die Behauptung der Frage-
steller, die staatliche Wirtschaftspolitik sei aufgrund der 
Bestimmungen des Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft auf eine Maximierung 
des Bruttosozialproduktwachstums ausgerichtet, ist des-
halb unbegründet. Schon der Wortlaut des § 1 dieses Geset-
zes steht dem entgegen. 
Die Ausweitung des in der Bundesrepublik Deutschland 
erstellten Güter- und Dienstleistungsangebots dient nicht 
nur der Schaffung der so dringend erforderlichen neuen 
und langfristig sicheren Arbeitsplätze. Sie erleichtert auch 
den Strukturwandel, entschärft national wie international 
Verteilungskonflikte und dient der Erhaltung des sozialen 
Sicherungssystems. Sie ist gleichzeitig Grundlage für hu-
manere Arbeitsbedingungen und ermöglicht es insbesonde-
re, die Kosten des Umweltschutzes zu tragen. Im Rahmen 
der im demokratischen Entscheidungsprozeß gesetzten Be-
dingungen bleibt deshalb ein stetiges und angemessenes 
Wachstum des Sozialprodukts nach wie vor ein unverzicht-
bares wirtschafts- und gesellschaftspolitisches Ziel. 

3. Die wirtschaftliche und industrielle Entwicklung der Welt 
hat zu erheblichen Beanspruchungen der natürlichen Um-
welt geführt. Die Sicherung einer lebenswerten Umwelt für 
den Menschen, der wirkungsvolle Schutz der Natur, der 
sparsame Umgang mit Ressourcen sowie die Beseitigung 
bereits eingetretener Umweltschäden haben deshalb her-
ausragende Bedeutung. 
Die Soziale Marktwirtschaft ist die geeigneteste Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung auch zur Bewältigung 
der Umweltprobleme. Sie ermöglicht die Mobilisierung der 
zum Schutz der Umwelt notwendigen Ressourcen und hat 
eine Vielzahl von umweltpolitischen Instrumenten zur Ver-
fügung, mit denen auf ein umweltschonendes Verhalten 
aller unmittelbaren und mittelbaren Verursacher gesell-
schaftlicher Folgekosten hingewirkt werden kann. In der 
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Marktwirtschaft lassen sich bei richtiger Rahmensetzung 
die umweltpolitischen Ziele umfassend und auf möglichst 
wirtschaftliche Weise erreichen, denn 

— in keinem anderen Wirtschaftssystem erfolgen Anpas-
sungen von Produzenten und Verbrauchern an neue 
ökologische Zwänge und Forderungen so rasch und um-
fassend wie in der Marktwirtschaft; 

— nur bei Verwirklichung des Wettbewerbs erreicht die 
Effizienz der wirtschaftlichen Betätigung ein so hohes 
Niveau, daß bei insgesamt hohem Versorgungsniveau 
Vergeudung und Verschwendung von Grund und Boden, 
Materialien, Rohstoffen und Energie weitestgehend ver-
mieden und so die Umwelt nicht schon von vornherein 
unnötig belastet wird; 

— private Initiative im Wettbewerb fördert die Innova-
tionsbereitschaft und die technologische Entwicklung 
auch im Umweltbereich, wie sich in vielfältigen techni-
schen und unternehmerischen Leistungen der Wirt-
schaft zeigt. 

Erst der durch das Zusammenspiel von technologischer 
Entwicklung und Industrialisierung in einer effizienten 
marktwirtschaftlichen Ordnung möglich gewordene hohe 
materielle Wohlstand und die damit erreichte Befriedigung 
vieler auch existentieller Individualbedürfnisse haben zu 
dem heute hohen Bewußtsein für die Notwendigkeit auch 
eines vorausschauenden Schutzes unserer natürlichen Le-
bensgrundlagen geführt. Eine Politik, die unter dem Titel 
„Ökologische und soziale Wirtschaft" die Unterordnung jeg-
lichen Wirtschaftlichkeitsdenkens unter utopische ökologi-
sche Wunschvorstellungen und das Außerkraftsetzen des 
individuellen Leistungsstrebens durch eine umfassende 
staatliche soziale Fürsorge propagiert, müßte zur Verar-
mung und so letztlich zu weniger statt zu mehr Umwelt-
und Gesundheitsschutz führen. Wo wirtschaftlicher und so-
zialer Mangel herrschen, kann Umweltbewußtsein sich 
nicht entwickeln. 
Die Bundesregierung hat wie keine andere zuvor den sorg-
samen Umgang mit den natürlichen Ressourcen vorange-
trieben und Weichen für eine umweltverträgliche Produk-
tion und für umweltfreundliche Produkte gestellt. Der 
Schutz von Luft, Boden und Gewässern ist durch die er-
folgte bzw. eingeleitete Novellierung von Gesetzen und an-
deren Vorschriften — z. B. Bundes-Immissionsschutzgesetz, 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung, Einführung des um-
weltfreundlichen Autos, TA-Luft, Wasserhaushaltsgesetz, 
Abwasserabgabengesetz, Waschmittelgesetz, Abfallgesetz 
— wesentlich verbessert worden. Sie hat das Vorsorgeprin-
zip erheblich gestärkt und zum primären Handlungsprinzip 
erhoben. In der Vorsorge sieht die Bundesregierung ein tra-
gendes Element ihrer Konzeption einer stufenweisen dra-
stischen Emissionsverminderung aller vom Menschen in 
Luft, Gewässer oder Boden eingebrachten Stoffe. 

Damit die richtigen Signale zu einem ökologisch vernünfti

-

gen Verhalten und zur umweltgerechten Umstrukturierung 
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der Wirtschaft gegeben werden, orientiert sich die Bundes-
regierung in ihrer Umweltschutzpolitik marktwirtschaftli-
chen Grundsätzen entsprechend am Verursacherprinzip. 
Sie bürdet durch geeignete Rahmensetzung demjenigen die 
Kosten für die Vermeidung oder Beseitigung von Umwelt-
belastungen auf, der für ihre Entstehung verantwortlich ist. 
Damit kann am ehesten erreicht werden, daß umweltfeind-
liche Produktionen für den Produzenten so teuer werden, 
daß sie sich wirtschaftlich nicht mehr lohnen, daß umwelt-
freundliches Verhalten honoriert und die Innovationsbe-
reitschaft für einen dynamischen Umweltschutz nutzbar 
gemacht wird. 

Auch in Zukunft sind Verbesserungen im Umweltschutz 
und die Verminderungen der mit wachsender Produktion, 
zunehmendem Konsum und vermehrter Freizeit verbunde-
nen Belastungen unabdingbar, um die natürlichen Lebens-
grundlagen zu erhalten und gesundheitliche Beeinträchti-
gungen der Bevölkerung zu vermeiden. Zur Durchsetzung 
dieser notwendigen Verbesserungen hält die Bundesregie-
rung fest am Kooperationsprinzip. Sie versteht das Koope-
rationsprinzip als ein politisches Verfahrensprinzip, das auf 
eine möglichst einvernehmliche Verwirklichung umweltpo-
litischer Ziele gerichtet ist. 

4. Angesichts der in der Bundesrepublik Deutschland auch im 
internationalen Vergleich vorbildlichen Umweltpolitik be-
steht zwischen den steigenden Aufwendungen für den Ge-
sundheitsbereich und umwelt- und arbeitsbedingten Er-
krankungen allenfalls teilweise ein Zusammenhang. Dies 
ist schon daraus ersichtlich, daß die Lebenserwartung er-
freulicherweise weiter deutlich steigt. So ist innerhalb der 
letzten zwanzig Jahre die durchschnittliche Lebenserwar-
tung bei Männern um 3,6 und bei Frauen um 4,3 Jahre 
gestiegen. 

Die Bundesregierung beobachtet die steigenden Kosten für 
die medizinische Versorgung gleichwohl mit Sorge. Ihre 
Ursachen sind vielfältig. Dazu gehören die hohen Kosten 
aufgrund des medizinisch-technischen Fortschritts, die 
stärkere Inanspruchnahme von Leistungen des Gesund-
heitswesens und nicht zuletzt die durch die generelle Zu-
nahme der Lebenserwartung veränderte Altersstruktur der 
Leistungsempfänger in der Krankenversicherung. 

Die steigenden Kosten im Gesundheitswesen beruhen zu 
einem Teil auch darauf, daß das Interesse der Anbieter und 
Nachfrager von Gesundheitsleistungen an einer möglichst 
kostengünstigen Vorsorge und Versorgung nicht immer ge-
währleistet ist. Ziel der Bundesregierung ist es, das Ge-
sundheitswesen Schritt für Schritt dort stärker marktwirt-
schaftlich auszugestalten, wo dies ohne Gefährdung ge-
sundheitspolitischer und sozialer Ziele möglich ist. Die 
Bundesregierung hat sich zur Frage der Ausgabenbegren-
zung in der gesetzlichen Krankenversicherung im Jahres-
wirtschaftsbericht 1986, Ziffer 58, (Drucksache 10/4981) ge-
äußert. 
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5. Zu den unverzichtbaren Grundlagen des modernen Lebens 
gehören Industrie und Technik, mit deren Einsatz unver-
gleichbare Nutzen für die Existenz und die Wohlfahrt des 
Menschen verbunden sind. Ohne sie wären die vielen Frei-
räume des heutigen Menschen ebenso unvorstellbar wie 
z. B. der bereits erwähnte Anstieg der Lebenserwartung, 
der allgemein hohe Bildungsstand oder die Befreiung von 
schwerster, die Gesundheit belastender körperlicher Ar-
beit. 

Wichtige Bereiche der deutschen Wirtschaft werden in der 
Kritik der Fragesteller besonders herausgestellt. Die aktu-
elle Diskussion darf den Blick nicht dafür verstellen, daß 
die kritisierten Wirtschaftsbereiche in erheblichem Aus-
maß und auf vielfältige Weise — direkt und indirekt — zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen und zur Erreichung 
wichtiger gesellschaftlicher Ziele beitragen. 

Landwirtschaft und Ernährungsgewerbe befriedigen den 
Bedarf an Nahrungsmitteln zu angemessenen Preisen. Dies 
wäre ohne die Nutzung synthetisch gewonnener Stoffe 
(z. B. Dünge- und Pflanzenschutzmittel, Futter- und Lebens-
mittelzusatzstoffe) und den Rückgriff auf rationelle Anbau-
und Produktionsmethoden unmöglich. 

Die Erzeugnisse der chemischen einschließlich der phar-
mazeutischen Industrie leisten weltweit einen entscheiden-
den Beitrag gegen Hunger, Seuchen und Krankheiten so-
wie zur Verbesserung von Lebensstandard und Lebensqua-
lität. Entwicklungen der chemischen Industrie ermöglichen 
zudem in vielen Fällen die Schonung begrenzter natürli-
cher Ressourcen und den Einsatz wirksamer Umwelt-
schutztechniken. 

Die Befriedigung des vielfältigen Bedarfs an Kleidung und 
Textilien ist aufgrund industrieller Methoden der Bereit-
stellung und Verarbeitung von Stoffen heute kein Problem 
mehr. Wohnungen und Gebäude in ausreichender Zahl ste-
hen der Bevölkerung mit ihren gewachsenen Ansprüchen 
an Größe und Komfort zur Verfügung. Eine sichere Ener-
gieversorgung und ein vielfältig gegliedertes und leistungs-
fähiges Verkehrssystem nehmen als Voraussetzung wirt-
schaftlicher Leistungsfähigkeit und privater Lebensgestal-
tung eine Schlüsselstellung ein. 

Die Bundesregierung ist bemüht, vorhandene Risiken im 
Interesse des Schutzes von Leben, Gesundheit und natürli-
cher Umwelt in allen Bereichen wirksam zu begrenzen. In 
der Bundesrepublik Deutschland sind in den vergangenen 
Jahren umfangreiche rechtliche und tatsächliche Vorkeh-
rungen auch gegen ein Brandrisiko, wie es kürzlich bei der 
Firma Sandoz eingetreten ist, getroffen worden. Gleichwohl 
wird der Fall zum Anlaß genommen, in Kooperation mit der 
deutschen chemischen Industrie die Sicherheitsmaßnah-
men zu überprüfen und, falls es sich als erforderlich er-
weist, weiter zu verbessern. 

Eine verantwortungsvolle Politik muß alle mit der Indu

-

strialisierung verbundenen Chancen und Risiken sorgfältig 
abwägen; dies gilt auch — wie im Kapitel I des Energiebe- 
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richts der Bundesregierung (Drucksache 10/6073) ausführ-
lich dargestellt — bei der friedlichen Nutzung der Kern-
energie. Sie darf die Augen nicht davor verschließen, daß 
Ressourcen verbraucht und die natürlichen Lebensgrundla-
gen verändert werden. Eine unverantwortliche Politik wäre 
es aber, die Folgekosten und Risiken der modernen Indu-
striegesellschaft einseitig zu betonen, wie es seitens der 
Fragesteller geschieht. Sie verschweigen sowohl die Bedeu-
tung und den „Folgenutzen" von Industrie und Technik für 
den Menschen als auch die erfolgten politischen Anstren-
gungen, deren Kosten und Risiken möglichst weitgehend 
auszuschalten. 

Die gesamten Folgekosten der Industriegesellschaft lassen 
sich auch mit unverhältnismäßig hohem Aufwand ebenso-
wenig exakt beziffern wie ihre vielfältigen Folgenutzen. 
Der Versuch der Fragesteller, das insgesamt Unmeßbare 
auf mehrere hundert Milliarden DM beziffern zu wollen, 
bleibt deshalb pure Spekulation auf Basis unhaltbarer Ver-
einfachungen und pauschaler Vorwürfe. Um nie gänzlich 
ausschaltbare Risiken möglichst gering zu halten und kei-
nesfalls unvertretbar werden zu lassen, kommt es mehr als 
auf die genaue Kenntnis und exakte Bewertung aller Folge-
kosten entscheidend darauf an, mögliche Beeinträchtigun-
gen-rechtzeitig aufzuspüren, ihre Ursachen zu erkennen 
und für sachgerechte Abhilfe zu sorgen. Dazu gehört auch, 
den Einsatz von solchen Stoffen zu verhindern, die mit 
unvertretbarer Belastung für Gesundheit und Umwelt ver-
bunden sind. Den politischen Willen und das Vermögen 
hierzu hat die Bundesregierung in vielfacher Hinsicht be-
wiesen. Politik darf sich jedoch nicht auf bloße Vorurteile 
und Vermutungen stützen, wie sie sich hinter vielen einzel-
nen Fragen dieser Anfrage verbergen. 

6. Das Bruttosozialprodukt ist — internationaler Konvention 
entsprechend — als der weitest meßbare Ausdruck für die 
Bereitstellung und Nutzung von Gütern und Dienstleistun-
gen sowie der Entstehung und Verteilung von Einkommen 
definiert. Es muß sich notwendigerweise im wesentlichen 
auf die Erfassung von bewertbaren Marktvorgängen be-
schränken. Nach Auffassung der Bundesregierung kann es 
kein umfassender Indikator wirtschaftlichen Wohlstandes 
sein. Versuche, im Rahmen der Sozialproduktsberechnung 
die gesamte Wohlfahrt auf einen gemeinsamen Nenner zu 
bringen, müßten schon am damit zwangsläufig verbunde-
nen wissenschaftlichen und vor allem statistischen Auf-
wand scheitern, der weder wirtschaftlich vertretbar er-
scheint, noch den auskunftspflichtigen Bürgern und Institu-
tionen zugemutet werden könnte. Zusätzliche Daten müß-
ten nicht nur für viele bisher nur wenig statistisch erfaßte 
Lebensbereiche erhoben, sondern auch in viel tieferer, viel-
fach in die Individualsphäre hineinreichender Gliederung  

erstellt werden. Aber selbst dann könnten sie der Vielfalt 
unterschiedlicher Ziele und Bewertungen der Individuen 
nicht gerecht werden. 
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Ihre Hauptbedeutung hat die Sozialproduktberechnung in 
traditioneller Abgrenzung national wie im internationalen 
Vergleich als ein wichtiges Instrument der kurz- und mittel-
fristigen Wirtschaftsanalyse. Die Bundesregierung verfolgt 
darüber hinaus alle im wissenschaftlichen Raum sich ent-
wickelnden Ansätze einer Verbesserung der quantitativen 
und qualitativen Analyse — etwa der gesamtwirtschaftli-
chen Konsequenzen von Umweltschutzmaßnahmen — mit 
großem Interesse. 

7. Zu einer Reihe von Einzelfragen dieser sehr umfangrei-
chen und detaillierten Anfrage konnten Zahlenangaben 
entweder nicht gemacht oder nicht geprüft werden, weil 
entsprechende amtliche oder andere Statistiken, die eine 
hinreichend sichere Basis hierfür hätten bieten können, 
nicht vorhanden sind.  
Viele der hier aufgeworfenen Fragen sind in gleicher oder 
ähnlicher Form von der Fraktion DIE GRÜNEN bzw. von 
ihren Abgeordneten schon in anderem Zusammenhang — 
z. T. auch mehrfach — der Bundesregierung gestellt und 
von ihr bereits ausführlich beantwortet worden. Die folgen-
den Antworten nehmen hierauf Bezug. 
Die Bundesregierung hat darüber hinaus ihre Haltung zu 
den hier angesprochenen Themen in einer Vielzahl von 
Berichten oder in anderem Zusammenhang der Öffentlich-
keit und dem Deutschen Bundestag dargelegt. Sie erwähnt 
namentlich 
— den Bericht der Bundesregierung auf allen Gebieten des 

Umweltschutzes („Umwelt `85") (Drucksache 10/4614); 

— die Leitlinien der Bundesregierung zur Umweltvorsorge 
durch Vermeidung und stufenweise Verminderung von 
Schadstoffen („Leitlinien Umweltvorsorge") (Druck-
sache 10/6028); 

— den Verkehrsbericht (Drucksache 10/2695); 

— den Raumordnungsbericht 1986 (Drucksache 10/6027); 

— die jährlichen Agrarberichte (zuletzt Drucksache 
10/5015); 

— die Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung 
(Drucksache 10/2977); 

— den Waldschadensbericht 1986 (Schriftenreihe des Bun-
desministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten, Reihe A, Heft 334); 

— den Energiebericht (Drucksache 10/6073); 

— die Jahreswirtschaftsberichte (zuletzt Drucksache 
10/4981). 
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Große Anfrage (I) — Drucksache 10/5849 — 

1.1 Umfang der Luftverunreinigung 

Wie haben sich seit 1980 die Schadstoffemissionen 
(Kohlenmonoxid, Schwefeldioxid, Stickstoffoxid, 
Staub und organische Verbindungen) entwickelt, 
und welche Entwicklungen erwartet die Bundesre-
gierung für die Zukunft? 

Für die fünf genannten Komponenten der Luftver-
unreinigung sind nachfolgend der Verlauf der 
Emissionen seit 1980 und die erwartete weitere Ent-
wicklung angegeben. 

die ungeplanten Abholzmaßnahmen 600 Mil-
lionen DM im Jahr betragen? 

— der volkswirtschaftliche Verlust aufgrund des 
seit ca. 20 bis 30 Jahren bestehenden emis-
sionsbedingten Zuwachsrückgangs des Wal-
des mit einer Milliarde DM pro Jahr zu ver-
anschlagen ist? 

— die insgesamt eingetretenen Vermögensver-
luste in der Forstwirtschaft z. Z. ca. 5 bis 
10 Milliarden DM betragen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die zukünftige 
Schadensentwicklung? 

Komponente 
Jahresemission in Mio. t 

1980 1982*) 1984 Prognose 
1995 

Schwefeldioxid SO2 	  3,2 2,9 2,6 1,1 
Stickstoffoxide angeg. als NO2 	 3,1 3,0 3,0 1,7 
Kohlenmonoxid CO 	  9,0 7,4 7,4 3,7 
Staub 	  0,75 0,65 0,65 0,4 
Organische Verbindungen 	  1,9 1,8 1,8 1,2 

*) Abweichungen von im 3. Immissionsschutzbericht angegebenen Werten bedingt durch Anpassung der Ermittlung an 
aktuellen Kenntnisstand in Verbindung mit Rundung 

Den Prognosen liegen hinsichtlich der Pkw das 
Abgas-Emissionsszenario **) des TÜV-Rheinland 
(1985), die Energiebedarfsprognose der Prognos AG 
(1984), Annahmen zur Produktionsentwicklung be-
stimmter Industriegüter und die erwarteten Aus-
wirkungen der von der Bundesregierung ergriffe-
nen bzw. vorgesehenen Maßnahmen zur Luftrein-
haltung zugrunde. 

12 Vermögens- und Einkommensverluste durch 
Luftverunreinigung 

12.1 Folgekosten des Waldsterbens 

Nach Angaben des Bundesministeriums für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten sind 1985 32,7% 
der Waldfläche als schwach geschädigt, 17% als mit-
telstark geschädigt und 2,2 % als stark geschädigt 
und abgestorben zu klassifizieren. 

a) Kann die Bundesregierung die Schätzungen des 
Deutschen Forstvereins bestätigen, daß 
— der mit dem Waldsterben verbundene unmit-

telbare Mindererlös bzw. die Mehrkosten für 

**) Dieses Szenario beruht auf Angaben bzw. Voraus-
schätzungen der Automobilindustrie über den erwar-
teten Absatz ihrer schadstoffarmen Fahrzeuge und die 
dabei jeweils angewendete Schadstoffminderungs-
technik. 

Eine bundesweit gesicherte Aussage über die durch 
Waldschäden verursachten Belastungen kann der-
zeit nicht erfolgen. 

Ausmaß und Umfang der Waldschäden, sowie die 
dadurch verursachten Belastungen weisen sowohl 
regional und lokal als 'auch zwischen verschiedenen 
Baumarten und Altersklassen starke Differenzie-
rungen auf. Repräsentative Forschungsergebnisse 
über das Zuwachsverhalten in Abhängigkeit vom 
Schädigungsgrad der Bäume liegen noch nicht vor. 

Die Bundesregierung hat mit der von ihr mit Nach-
druck verfolgten Luftreinhaltepolitik die wesentli-
che Voraussetzung für eine Verbesserung des Ge-
sundheitszustandes der Wälder geschaffen. Durch 
die Langfristigkeit der forstlichen Produktion wer-
den jedoch die Auswirkungen der Waldschäden die 
Forstbetriebe noch längere Zeit belasten. 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die sich aus 
dem Waldsterben ergebenden Folgen 
— für den Produktionswert der Holzwirtschaft? 
— für die Arbeitsplätze in der Holzwirtschaft? 
— die Schätzung von Professor Brabänder, nach 

der der Verlust von Arbeitseinkommen in der 
Forstwirtschaft, der auf die Waldzuwachsver-
luste zurückgeht, jährlich 400 Millionen DM 
beträgt? 
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Der Holzwirtschaft dürften bislang sowohl in bezug 
auf den Produktionswert als auch auf die Arbeits-
plätze keine fühlbaren Nachteile oder Belastungen 
aus den neuartigen Waldschäden entstanden sein. 
Holz aus Waldschadensgebieten ist, wenn es recht-
zeitig eingeschlagen wird, technisch vollwertig und 
kann uneingeschränkt verwendet werden. Wald-
schadensbedingte Marktreaktionen gibt es bisher 
nicht und sind auch in naher Zukunft nicht zu er-
warten. 

In der Forstwirtschaft ist kurz- und mittelfristig 
eher von einer Steigerung des Arbeitsvolumens in-
folge der Waldschäden auszugehen. Dem stehen al-
lerdings entsprechende finanzielle Mehrbelastun-
gen der Forstbetriebe gegenüber [vgl. hierzu auch 
Antwort zu Frage 1.2.1 a)]. 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung die sich aus 
dem Waldsterben ergebenden Folgen für die 
Wasserversorgung, das Klima, den Bodenschutz, 
den Schutz vor Lawinen, Vermurungen und 
Überschwemmungen im Gebirge und für den 
Fremdenverkehr sowie die damit verbundenen 
volkswirtschaftlichen Verluste? 

Wasserversorgung 

Im Rahmen eines Forschungsvorhabens werden 
u. a. die wassêrwirtschaftlichen Auswirkungen der 
durch Waldschäden bedingten Veränderungen be-
züglich der zeitlichen Verteilung und der Qualität 
der Abflüsse bewaldeter Einzugsgebiete untersucht. 
In der Studie wird darauf hingewiesen, daß — abge-
sehen von extremen Hochgebirgsstandorten — in 
der Bundesrepublik Deutschland keine Beeinträch-
tigung der Grundwasserneubildung zu erwarten 
sei. 

Als äußerst schwierig erweist sich die Abschätzung 
des Risikos einer Verschlechterung der Wasserqua-
lität infolge des „Waldsterbens". Einzel- und Ge-
meindewasserversorgungsanlagen in einigen Re-
gionen Süddeutschlands (Kristalline Grundgebirge 
in Bayern und im Schwarzwald) weisen — unab-
hängig von den Waldschäden — schon seit einigen 
Jahren steigende Konzentrationen an Metallen, vor 
allem an Aluminium auf, für die eine Erklärung die 
Metallmobilisierung infolge sauerer Depositionen 
sein kann. 

Mögliche volkswirtschaftliche Verluste lassen sich 
für die Bundesrepublik Deutschland hieraus nicht 
ermitteln. 

Bodenschutz 

Über Bodenverluste durch Erosion liegen außerhalb 
des alpinen Bereichs selbst auf stärker geschädig-
ten Waldflächen derzeit keine Informationen vor. 

Im Flachland und Mittelgebirge ist erst bei ver-
gleichsweise großflächigen Waldverlusten (z. B. Erz- 
und Riesengebirge), wie sie in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht zu verzeichnen sind, mit gravie-
renden Änderungen der Bodeneigenschaften zu 

rechnen. In Abhängigkeit von Neigung und Boden-
textur können durch vermehrt oberflächlich abflie-
ßendes Niederschlagswasser Bodenverluste durch 
Erosion eintreten; auf Flächen ohne Baumbestand 
ist erhöhter Humusabbau zu befürchten. Auf Bö-
den, die zu Staunässe neigen, kann es ferner zur 
Vermoorung und Rohhumusbildung kommen. Die 
genannten Faktoren würden Versuche einer Be-
standsneugründung erheblich erschweren. 

Schutz vor Lawinen, Vermurungen 
und Überschwemmungen im Gebirge; 
Fremdenverkehr; Klima 

Der Bundesregierung liegt keine Zusammenstel-
lung der landschaftlichen Schäden vor, die zur Ge-
fährdung von Siedlungen und Verkehrswegen 
durch Lawinen, Vermurungen und Überschwem-
mungen führen können. Die Bergwälder weisen 
zwar deutliche Schwächungssymptome auf, die 
Ausfälle sind aber bislang im allgemeinen auf Ein-
zelbäume beschränkt. Derzeit abgehende Muren 
und Erdrutsche haben daher in der Regel andere 
Ursachen. Zu erwartende Schäden lassen sich nicht 
im einzelnen vorhersagen. 

Sollten die Schäden im Bergwald weiter fortschrei-
ten, so ist jedoch mit zunehmenden Gefährdungen 
zu rechnen. Zur Erhaltung und Sicherung der Funk-
tionen des Bergwaldes führt deshalb die bayerische 
Staatsforstverwaltung ein umfangreiches „Pro-
gramm zur Schutzwaldsanierung" durch. In den 
vergangenen Jahren wurden etwa 1 500 ha mit ei-
nem Kostenaufwand von rund 17 Mio. DM aufgefor-
stet. Aufgrund des Umfangs der Waldschäden wird 
das Programm fortentwickelt und auf den Privat-
wald ausgedehnt. 

Auf Waldschäden zurückzuführende Beeinträchti-
gungen des Fremdenverkehrs sind nach überein-
stimmenden Erkenntnissen des Bundes und der 
Länder nicht festzustellen; die deutschen Fremden-
verkehrsgebiete berichten durchgängig über eine 
anhaltend gute Nachfrage. 

Durch die Waldschäden bewirkte Klimaänderungen 
sind zur Zeit weder global noch regional für das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland abschätz-
bar. 

Im übrigen wird auf die Antwort der Bundesregie-
rung zu der Großen Anfrage der Abgeordneten 
Vahlberg u. a. „Ökologische und ökonomische Situa-
tion im deutschen Alpenraum" (Drucksache 10/3993 
neu) verwiesen. 

d) Wie beurteilt die Bundesregierung eine von ei

-

ner interdisziplinären Wissenschaftlergruppe im 
Auftrag des Bundesumweltamtes durchgeführte 
Simulationsrechnung, nach der bei Fortschrei-
bung der gegenwärtigen Umweltpolitik in Zu-
kunft 

— die mit dem Waldsterben verbundenen Er-
tragsausfälle, Rekultivierungskosten und zu-
sätzlichen Düngungskosten pro Jahr 6,3 Mil-
liarden DM betragen, 
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— die mit dem Waldsterben verbundene (mone-
tär bewertete) Einschränkung der Erholungs-
möglichkeiten und die Einkommensausfälle 
in der Fremdenverkehrswirtschaft pro Jahr 
11,3 Milliarden DM betragen, 

— die mit dem Waldsterben verbundenen zu-
sätzlichen Ausgaben für den Hochwasser-
schutz und den Erosionsschutz ca. 400 Millio-
nen DM im Jahr betragen? 

Bei der o. a. Studie handelt es sich um einen ersten 
Versuch, im Rahmen eines interdisziplinären For-
schungsansatzes die monetäre Größenordnung für 
einige der im Zusammenhang mit den Waldschäden 
relevanten Schadenskategorien zu bestimmen. 

Mit der angewandten Methodik wurde Neuland be-
treten. Da die Vorhersagesicherheit der durchge-
führten Expertenbefragung, die unterstellten Kau-
salzusammenhänge und die Bewertung der getrof-
fenen Luftreinhaltemaßnahmen mit großen Unsi-
cherheiten behaftet sind, müssen die Ergebnisse 
mit erheblichen Fragezeichen versehen werden. 

Diese Unsicherheiten kommen insbesondere in den 
sehr hohen Werten im Schadensbereich „Freizeit 
und Erholung" zum Ausdruck. 

1.2.2 Kosten der Korrosionsschäden 

a) Teilt die Bundesregierung die Schätzung des frü-
heren Bundesministers Matthöfer, wonach sich 
die durch Luftverschmutzung bedingten Korro-
sionsschäden bereits in den 70er Jahren auf 20 
bis 30 Milliarden DM jährlich beliefen? 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Infor-
mationen bezog sich die in der Frage angespro-
chene Schätzung von Bundesminister a. D. Matthö-
fer auf die Gesamtheit der Korrosionsschäden, die 
nicht der Luftverschmutzung allein zugerechnet 
werden können. 

b) Im Dritten Emissionsschutzbericht der Bundes-
regierung wird darauf verwiesen, daß nach einer 
Zusammenstellung des Bundesumweltamtes die 
Emissionsschäden an ausgewählten Sachgüter

-

gruppen 3 bis 4 Milliarden DM pro Jahr betra-
gen, die insgesamt anfallenden Kosten aber weit 
höher liegen. 

Verfügt die Bundesregierung mittlerweile über 
genauere Angaben bzw. welche Anstrengungen 
wurden zur genaueren Erfassung der emissions-
bedingten Korrosionsschäden unternommen? 

Um für die Bundesrepublik Deutschland gesicherte 
Erkenntnisse über die volkswirtschaftliche Dimen-
sion der Umweltverschmutzung zu erhalten, hat die 
Bundesregierung 1984 das Schwerpunktforschungs-
programm „Kosten der Umweltverschmutzung" ein-
gerichtet. Ein Bestandteil dieses Forschungspro-
gramms ist auch die Bewertung umweltverschmut-
zungsbedingter Schäden an Material (Korrosions-
schäden usw.). 

12.3 Schäden in der Landwirtschaft 

a) Für die Niederlande hat die UNO-Wirtschafts-
kommission für Europa den Ernteverlust durch 
Luftverschmutzung auf 5% der gesamten Land-
wirtschaftserzeugung geschätzt (2,8 Milliarden 
Holländische Gulden). 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den durch 
Luftverschmutzung verursachten Ernteverlust 
in der Bundesrepublik Deutschland? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung eine Studie 
des INFU Dortmund, nach der allein in Bela-
stungsgebieten der emissionsbedingte Ertrags-
rückgang bei landwirtschaftlichen Produkten ca. 
200 Millionen DM pro Jahr beträgt? 

Zu diesem Fragenkomplex hat die Bundesregie-
rung zum wiederholten Mal umfassend Auskunft 
gegeben. Zur Beantwortung der Fragen 1.2.3 a) und 
b) wird deshalb auf folgende Beantwortungen ver-
wiesen: 

Drucksache 10/948 
Antwort auf die Große Anfrage der Abgeordneten 
Frau Dr. Vollmer und der Fraktion DIE GRÜNEN 
„Bodenqualität und Bodenerhaltung" 
— insbesondere aber zu Frage 2, Seite 7 — 

Drucksache 10/949 
Antwort auf die Große Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Hauff u. a. und der Fraktion der SPD „Schutz 
des Bodens" 
— insbesondere zu Frage 1, Seite 4 — 

Drucksache 10/1525 
Antwort auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Ehmke (Ettlingen) und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN „Gewässerversauerung durch Luftschadstof-
fe" 

Drucksache 10/4616 
Antwort auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten 
Werner (Dierstorf) und der Fraktion DIE GRÜNEN 
„Immissionsbedingte Schadstoffbelastungen land-
wirtschaftlicher Nutzflächen" 
— insbesondere zu Frage 2, Seite 5 ff. — 

c) Nach Erkenntnissen der UNO-Wirtschaftskom-
mission für Europa haben sich durch die umwelt-
bedingte Verschlechterung der Bodenproduktivi-
tät (Saurer Regen, Pestizide) die Preise für land- 
und forstwirtschaftliche Erzeugnisse erhöht. 

Kann die Bundesregierung dies bestätigen? 

Wenn nicht, welche gegenteiligen Erkenntnisse 
liegen ihr vor? 

Die Bundesregierung kann dies nicht bestätigen. In 
einem nicht veröffentlichten Arbeitsgruppenpapier 
der VN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE) 
werden lediglich globale Aussagen über mögliche 
monetäre Auswirkungen der Verminderung von 
Luftschadstoffen in bezug auf die landwirtschaftli-
che Erzeugung gemacht; auf die begrenzte Daten-
basis wird hingewiesen. 
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Für forstliche Erzeugnisse ist in der Bundesrepu-
blik Deutschland bisher keine Erhöhung der Preise 
infolge von Waldschäden eingetreten und auch in 
den nächsten Jahren nicht zu erwarten. 

1.3 Reparatur- und Vermeidungskosten 

1.3.1 Die Kosten der Emissionsminderung von Stra-
ßenfahrzeugen 

a) Kann die Bundesregierung Einschätzungen des 
Esso-Chefs Boehme bestätigen, nach der sich die 
gesamten Kosten für die Umrüstung auf blei-
freies Benzin für die Mineralölindustrie auf ca. 
1 Milliarde DM  belaufen? 

Die Abschätzung der Höhe der erforderlichen Inve-
stitionsmittel für die Umrüstung von Raffinerien, 
Vertriebslägern und Tankstellen auf Herstellung 
und Vertrieb von zwei Sorten unverbleiter neben 
zwei Sorten verbleiter Ottokraftstoffe (OK) ist be-
reits im Jahresbericht 1984 des Mineralölwirt-
schaftsverbandes (MWV) veröffentlicht worden. 

Die genannte Investitionssumme von ca. 1 Mrd. DM 
bezieht sich ohne zeitliche Begrenzung auf den ge-
samten Umstellungsprozeß und wird wie folgt auf-
gegliedert: 

ca. 0,7 Mrd. DM für die Umrüstung aller Tankstel-
len auf den Vertrieb von vier OK-
Sorten 

ca. 0,3 Mrd. DM für Raffinerie-Anlagen zur Her-
stellung hochklopffester Kompo-
nenten zur Schließung der Oktan-
zahl-Lücke 

ca. 0,1 Mrd. DM für die Umstellung von Lägern 
und Vertriebseinrichtungen. 

b) Die Umrüstung von Tankstellen auf bleifreies 
Benzin wird vom Bundesminister für Wirtschaft 
durch Zuschüsse gefördert, die pro Tankstelle 
maximal 8 000 DM betragen. In den Haushalten 
1985 und 1986 wurden dafür 20 Millionen DM für 
Investitionszuschüsse veranschlagt. 

Sind auch in Zukunft derartige Zuschüsse vorge

-

sehen, und wenn ja, in welcher Höhe? 

Das Zuschußprogramm war von vornherein auf die 
Jahre 1985 und 1986 begrenzt. Dadurch sollte zum 
möglichst raschen Aufbau eines Netzes von Blei-
frei-Tankstellen beigetragen werden. Im Regie-
rungsentwurf für den Bundeshaushalt 1987 sind da-
her insoweit zusätzliche Mittel nicht veranschlagt. 

Die Bundesregierung wird bei den Haushaltsbera-
tungen in den Ausschüssen des Deutschen Bundes-
tages im einzelnen über den Stand der Abwicklung 
des Programms sowie darüber berichten, inwieweit 
die angestrebten Ziele erreicht werden konnten. 

c) Wie hoch sind die jährlichen Steuereinnahme-
ausfälle durch die Vergünstigungen der Mineral-
ölsteuer für bleifreies Benzin und die Kfz-Steuer-
vergünstigungen für abgasgeminderte Kfz bis 
1990? 

Steuermindereinnahmen aufgrund der zeitlich be-
fristeten Vergünstigung der Mineralölsteuer für un-
verbleites Benzin und der Kraftfahrzeugsteuer für 
abgasgeminderte Kraftfahrzeuge lassen sich noch 
nicht für den gesamten Zeitraum bis 1990 abschät-
zen, weil das Verbraucherverhalten nicht genau ab-
zusehen ist. 

Der Gesetzgeber ist bei den Änderungen des Mine-
ralöl- und des Kraftfahrzeugsteuergesetzes davon 
ausgegangen, daß die Auswirkungen für den An-
wendungszeitraum aufkommensneutral sind. 

1.3.2 Die Kosten der Emissionsminderung von 
Kraftwerken 

a) Welche Betriebs- und Investitionskosten sind 
seit 1980 für den technischen Umweltschutz in 
Kraftwerken angefallen? 

Die Investitionen für Umweltschutz im Produzie-
renden Gewerbe werden jährlich nach dem Um-
weltstatistikgesetz erhoben. Danach entwickelten 
sich die Umweltschutzinvestitionen für den Bereich 
der Elektrizitätsversorgung wie folgt: 

	

1980: 	414 Mio. DM, 

	

1981: 	713 Mio. DM, 

	

1982: 	1225 Mio. DM, 

	

1983: 	1022 Mio. DM, 

	

1984: 	1242 Mio. DM. 

Angaben zu den Betriebskosten liegen nach dieser 
Statistik nicht vor. 

b) Auf welche Summe schätzt die Bundesregierung 
die notwendigen Investitionskosten, um bei allen 
fossil befeuerten Großfeuerungsanlagen ab 
20 MW eine maximale Schadstoffemission von 
200 mg SO2  pro m3  Abgas, 300 mg NOx/m3  Abgas 
und 30 mg Stäube/m3  Abgas zu erreichen? 

Die in der Frage genannte Anlagengröße fällt im 
unteren Leistungsbereich von 20 bis weniger als 
50 MW in den Anwendungsbereich der am 1. März 
1986 in Kraft getretenen Fassung der TA Luft. Die 
dabei genannten Grenzwerte für Schadstoffe stim-
men jedoch nicht mit denen der TA Luft-Novelle 
überein, so daß derartige Kostenschätzungen nicht 
vorliegen. 

Bezogen auf die Anforderungen der TA Luft-No-
velle vom 1. März 1986 wird die Umrüstung der Alt-
anlagen nach vorsichtigen Schätzungen ein Investi-
tionsvolumen von über 10 Mrd. DM erfordern. 
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Für den Anwendungsbereich der Verordnung über 
Großfeuerungsanlagen (Feuerungswärmeleistung 
von 50 MW und mehr) liegen die Investitionen al-
lein für den Bereich der öffentlichen Elektrizitäts-
versorgung in der Größenordnung von 20 Mrd. DM. 

c) Die Schadstoffemissionen mehrerer Heizwerke 
der Bundeswehr (z. B. Wetzlar-Spilburg, Sixt-
von-Arnim-Kaserne, Stadt-Allendorf) verstoßen 
gegen die in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Vorschriften für Großfeuerungsanla-
gen. Kann die Bundesregierung Aussagen des 
Bundesministeriums der  Verteidigung bestäti-
gen, nach denen die Kosten für die Säuberung 
dieser Heizwerke die Milliardenpreise über-
schreiten werden? 

Hält die Bundesregierung eine Kontrolle dieser 
Heizwerke dadurch gewährleistet, daß die Über-
wachung der Bundeswehr selbst obliegt? 

Die Bundeswehr besitzt keine Heizanlagen, die der 
Großfeuerungsanlagenverordnung unterliegen. Alle 
Heizanlagen der Bundeswehr fallen in den Gel-
tungsbereich der Verordnung über Feuerungsanla-
gen (1. BImSchV) oder unterliegen den Forderun-
gen der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der 
Luft (TA Luft) und entsprechen dem zum Zeitpunkt 
der Errichtungen gültigen Stand der Technik. 
Durch die Novellierung der TA Luft vom 27. Fe-
bruar 1986 müssen alle Betreiber von Altanlagen — 
also  auch die Bundeswehr — diese den verschärf-
ten Forderungen der TA Luft innerhalb vorgegebe-
ner Zeiträume anpassen oder diese stillegen. Dies 
ist Anlaß für die Bundeswehr, ihre kohlenbefeuer-
ten Heizanlagen zu modernisieren. Hierfür wendet 
sie bis 1994 1,3 Mrd. DM auf. In diesen Kosten sind 
jedoch nicht nur der Einbau von Abgasreinigungs-
techniken, sondern überwiegend energiesparende 
Maßnahmen (Umrüstung dampfbeheizter Gebäude 
auf Warmwasser, Absenkung der Heizmedientem-
peraturen in Fernheiznetzen und Gebäuden, Ein-
bau von Regelanlagen, Wärmedämmung usw.) so-
wie der Ersatz abgängiger Anlagen enthalten. Nach 
Abschluß des Sanierungsprogramms werden bei 
den Heizzentralen der Bundeswehr die Schwefel-
dioxid-Emission nur noch höchstens 10% und die 
Staubemission nur noch höchstens 2 % der ur-
sprünglichen Emissionen betragen. 

Die Bundeswehr verfügt über eine ausreichende 
personelle und gerätetechnische Ausstattung, um 
die ihr als Anlagenbetreiber obliegenden Kontroll-
aufgaben sachgerecht wahrnehmen zu können. 

Soweit dem Bundesminister der Verteidigung oder 
den von ihm bestimmten Stellen darüber hinaus 
durch die Verordnung über Anlagen der Landesver-
teidigung (14. BImSchV) vom 9. April 1986 (BGBl. I 
S. 380) auch Aufgaben des Gesetzesvollzugs bei der 
Überwachung von Feuerungsanlagen übertragen 
worden sind, wird er die Erfüllung dieser Aufgaben 
durch organisatorische und personalwirtschaftliche 
Maßnahmen sicherstellen. Insbesondere wird er 
mit der unabhängigen Wahrnehmung der Vollzugs-
aufgaben nur spezifisch hierfür ausgesuchtes und 
ausgebildetes Personal betrauen. 

1.3.3 Kosten für zusätzlichen Korrosionsschutz und 
Gebäudereinigung 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung Berechnun-
gen des Instituts für Umweltschutz der Universi-
tat Dortmund, nach denen 
— die Ausgaben für emissionsbedingte Fassa-

denanstriche, Fensteranstriche, sonstige Au-
ßenanstriche, Dachrinnenschäden, Korro-
sionsschutzanstriche an Brücken, Fernmelde-
leitungen und Hochspannungsmasten sowie 
für zusätzlichen Reinigungsaufwand pro Jahr 
2,3 Milliarden DM betragen, 

— allein für immissionsbedingte Fenster- und 
Textilreinigungen gegenwärtig ca. 1,1 Millio-
nen DM pro Jahr ausgegeben werden müs-
sen? 

Da den verschiedenen Hochrechnungen des Insti-
tuts für Umweltschutz der Universität Dortmund 
oft nur wenige Fallbeispiele zugrunde liegen und 
die Einwirkung der Luftverunreinigungen nicht im-
mer zuverlässig von der natürlichen Alterung und 
Abnutzung sowie von anderen Schadensursachen 
wie Materialfehlern oder Ausführungsmängeln ab-
gegrenzt werden können, sind die Zahlen nur von 
begrenzter Aussagekraft. Im übrigen wird auf die 
Antwort zu Frage 1.2.2 b) verwiesen. 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die zusätzli-
chen volkswirtschaftlichen Verluste, die durch 
eine verübergehende Stillegung von Verkehrs- 
und Versorgungseinrichtungen während der In-
standhaltungsarbeiten entstehen? 

Instandhaltungsarbeiten sind für alle Infrastruk-
turelemente normal und nur in dem durch Baustof-
fe, Bauweisen und Beanspruchung gegebenen Rah-
men steuerbar. Verkehrs- und Versorgungsinfra-
strukturen machen darin keine Ausnahme. 

In verdichteten Verkehrssystemen wird der Ver-
kehr durch „Rerouting" auch in den Fällen auf-
rechterhalten, in denen ein einzelnes Netzelement 
(z. B. Brücke, Kreuzung) vorübergehend der Nut-
zung entzogen werden muß. Dies gilt ebenso für 
Instandhaltungsarbeiten wie für Neubau- und we-
sentliche Ausbaumaßnahmen. Dabei werden Stille-
gungen örtlich und zeitlich auf das notwendige Mi-
nimum beschränkt, in dem die Arbeiten durchge-
führt werden können. 

Versorgungseinrichtungen werden in der Bundes-
republik Deutschland grundsätzlich so gebaut, daß 
gewisse Reservekapazitäten zur Verfügung stehen, 
um Wirkungen aus eventuellen Störungen — auch 
aus umweltbedingten Schädigungen — jederzeit 
verhindern und Unterhaltungsarbeiten ohne we-
sentliche Betriebsunterbrechungen durchführen zu 
können. 
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1.3.4 Aufwendung für die Restaurierung von Kul-
turgütern 

Für die Restaurierung der Fassagen des Kölner 
Doms werden nach Schätzungen der Dombauver-
waiting  Köln ca. 60 bis 80 Millionen DM benötigt. 
Für den Schutz mittelalterlicher Glasgemälde sind 
ca. 200 bis 300 Millionen DM erforderlich. 

a) Wie hoch schätzt die Bundesregierung den erfor-
derlichen Gesamtaufwand für den Schutz von 
Kulturgütern vor der Luftverschmutzung? 

b) Welche Initiativen hat die Bundesregierung bis-
her zu einer Registrierung der Umweltschäden 
an Kulturgütern unternommen? 

Beim Denkmalschutz handelt es sich um eine Auf-
gabe, die teils in die Zuständigkeit der Länder und 
Gemeinden und nur teilweise in die Zuständigkeit 
des Bundes fällt. Bundesweite Angaben über den 
zum Schutz von Kulturgütern erforderlichen Fi-
nanzaufwand liegen der Bundesregierung nicht 
vor. 

Die Bundesregierung leistet im Rahmen ihrer ver-
fassungsrechtlichen Möglichkeiten wirksame Hilfe, 
um die z. T. unwiederbringlichen Werte vor der Zer-
störung zu schützen. 

Im Jahre 1984 hat die Bundesregierung in der vom 
Umweltbundesamt herausgegebenen Reihe „Mate-
rialien" eine umfangreiche Studie vorgelegt, die 

— ein Verzeichnis der Standorte der mittelalterli-
chen Glasgemälde in der Bundesrepublik 
Deutschland, 

— eine Klassifikation der feststellbaren Schadens

-
typen an ausgewählten Objekten sowie 

— eine Darstellung des Kenntnisstandes der Wirk-
samkeit der in der Denkmalpflege gängigen Re-
staurierungs- und Schutzmaßnahmen 

enthält. Aufbauend darauf wurde eine umfangrei-
che Forschungsarbeit durchgeführt, in der ein mo-
dernste Technologien berücksichtigendes Schutz-
konzept für historische Glasmalereien vor den Wir-
kungen schädlicher Luftverunreinigungen entwik-
kelt wurde. 

Des weiteren wurde 1985/86 eine Umfrage bei allen 
F + E-Vorhaben, Gutachten und Studien vergeben-
den Institutionen (bei Bund und Ländern, Industrie, 
Handwerk, Kirchen) durchgeführt, um die einschlä-
gigen Datenbanken des Umweltbundesamtes zu ak-
tualisieren. 

Da die Restaurierung von Kulturgütern im wesent-
lichen Aufgabe der Länder ist, liegt z. Z. noch keine 
alle Kulturgüter — insbesondere umweltbedingte 
Schäden an diesen — dokumentierende Übersicht 
vor. Im Rahmen der Arbeiten der „Koordinierungs-
und Beratungsstelle für umweltbedingte Schäden 
an Denkmälern", die demnächst im Umweltbundes-
amt eingerichtet wird und die in enger Zusammen-
arbeit mit dem Informationszentrum „Raum und 
Bau" der Fraunhofer Gesellschaft tätig sein wird, 
soll aber auch eine zentrale Erfassung aller in der 

Bundesrepublik Deutschland als schutzwürdig an-
gesehener Kulturdenkmäler erfolgen und u. a. auch 
in Karten dokumentiert werden. 

1.4 Gesamte Folgekosten der Luftverunreinigung 

1.4.1 

Kann die Bundesregierung Schätzungen der OECD 
und des Bundesumweltamtes bestätigen, nach de-
nen die gesamten Folgekosten der Luftverunreini-
gung für das Jahr 1979 ca. 3 bis 5% des Bruttosozial-
produktes betragen? 

Wie hoch müssen diese in Anbetracht der zwischen-
zeitlich angewachsenen Schadstoffmengen für das 
Jahr 1982 veranschlagt werden? 

Wie haben sich die Kosten der Luftverunreinigung 
nach 1982 entwickelt? 

Quelle der vielzitierten Schätzungen der Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) ist nach Auskunft der OECD eine 
Pressemitteilung vom 8. Mai 1979. Die OECD kann 
heute nicht mehr nachvollziehen, welche — vermut-
lich äußerst groben — Grundannahmen der in der 
Anfrage zitierten „Schätzung" zugrunde liegen. 

Das Umweltbundesamt hat derartige Schätzungen 
nicht vorgenommen. 

Für eine aktuelle, fundierte Darstellung der durch 
Luftverunreinigungen verursachten gesamtwirt-
schaftlichen Schäden in der Bundesrepublik 
Deutschland ist die OECD-Schätzung, die pauschal 
für alle OECD-Länder die Schäden durch Umwelt-
verschmutzung auf 3 bis 5% des Bruttosozialpro-
duktes beziffert hat, daher nicht geeignet. 

1.4.2 

Nach einer Studie der Environmental Protec tion 
Agency betrugen die Schadenskosten der Luftver-
unreinigung in den USA 1978 ca. 40 Milliarden DM 
pro Jahr. Diese Kosten wären vermeidbar, wenn die 
Luftverschmutzung um ca. 60% gemindert würde. 

Liegen der Bundesregierung entsprechende Unter-
suchungen (mit welchen Ergebnissen für die Bun-
desrepublik Deutschland) vor? 

Wenn nein, sind entsprechende Untersuchungen in 
Auftrag gegeben worden? 

Das 1984 von der Bundesregierung eingerichtete 
Schwerpunktforschungsprogramm „Kosten der 
Umweltverschmutzung" enthält mehrere Teilvorha-
ben, deren Ziel die umfassende Abschätzung der 
gesamtwirtschaftlichen Kosten durch Luftverunrei-
nigungen ist. 

1.4.3 

Wie hoch waren die gesamten Ausgaben für Luft-
reinhaltung seit 1980 

— bei den privaten Haushalten und im Unterneh-
menssektor, 

— bei den öffentlichen Haushalten? 



Drucksache 10/6569 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Nach Berechungen des Statistischen Bundesamtes 
in Zusammenarbeit mit dem Internationalen Insti-
tut für Umwelt und Gesellschaft auf der Basis vor-
liegender statistischer Angaben fallen die Ausga-
ben bzw. Aufwendungen für die Luftreinhaltung 
des Unternehmenssektors fast ausschließlich im 
Produzierenden Gewerbe an. Die gesamten Ausga-
ben für Luftreinhaltung schließen die Investitionen 
(ohne Position „Grundstücke ohne Bauten") sowie 
die laufenden Ausgaben zum Betrieb der Anlagen 
für die Luftreinhaltung ein. Nicht einbezogen sind 
in den laufenden Ausgaben Gebühren, Beiträge und 
Entgelte für Umweltschutzleistungen von Dritten, 
da über diese Entgelte derzeit keine quantitativen 
Angaben vorliegen. Zudem liegen nur Ergebnisse 
für Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten 
vor. 

Die Ausgaben für Luftreinhaltung im Produzieren-
den Gewerbe beliefen sich in jeweiligen Preisen 
1980 auf 3,2 Mrd. DM und stiegen bis 1983 auf 
4,6 Mrd. DM an. Von den Ausgaben 1983 entfielen 
2,1 Mrd. DM auf Investitionen, 2,5 Mrd. DM auf lau-
fende Ausgaben. 

Von den Ausgaben sind die Aufwendungen für Luft-
reinhaltung zu unterscheiden. Bei der Berechnung 
der Aufwendungen werden zu den laufenden Aus-
gaben die Abschreibungen als Maß für die Wert-
minderung der Anlagen addiert. Die Aufwendungen 
für Luftreinhaltung im Produzierenden Gewerbe 
erhöhten sich in jeweiligen Preisen von 3,0 Mrd. 
DM im Jahr 1980 auf 4,0 Mrd. DM 1983. 

Zu den Ausgaben für Luftreinhaltung der übri-
gen Wirtschaftsbereiche im Unternehmenssektor 
(Land- und Forstwirtschaft, Handel und Verkehr so-
wie die übrigen Dienstleistungsbereiche) liegen 
keine nennenswerten Angaben vor. Sie dürften 
quantitativ aber keine Rolle spielen. Auch über die 
Ausgaben für Luftreinhaltung der privaten Haus-
halte liegen derzeit keine Angaben vor. 

Bei den Ausgaben bzw. Aufwendungen des Staates 
für Umweltschutz sind Bund, Länder, Gemeinden 
und Zweckverbände, nicht dagegen die öffentlichen 
Unternehmen, einbezogen. Basierend auf den Er-
gebnissen einer Studie des Deutschen Instituts für 
Urbanistik betrugen die Ausgaben für Luftreinhal-
tung in den Jahren 1980 und 1981 jeweils knapp 
20 Mio. DM. Für die Folgejahre liegen keine Be-
rechnungen vor, jedoch dürften sich die Zahlen in 
der Größenordnung der beiden vorangegangenen 
Jahre bewegen. Darin nicht enthalten sind die Zu-
schüsse, Zuweisungen und Darlehen des Staates. 

1.4.4 

a) Wie verhalten sich nach den Erkenntnissen der 
Bundesregierung die gesamten Schadenskosten 
der Luftverunreinigung zu den gesamten Ausga-
ben für die Luftreinhaltung? 

Gesicherte Angaben über die durch Luftverunreini-
gungen verursachten Kosten insgesamt liegen zur 
Zeit weder für die Bundesrepublik Deutschland 
noch für andere Industrieländer vor. Die Bundesre

-

gierung hält eigene Hochrechnungen auf der Basis 
einzelner zu speziellen Fragestellungen durchge-
führter Studien derzeit nicht für vertretbar. 

Es kann daher auch keine fundierte Schätzung be-
züglich des Verhältnisses der Schadenskosten der 
Luftverunreinigung zu den gesamten Ausgaben für 
die Luftreinhaltung gegeben werden. 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergebnis 
einer Untersuchung von Prof. Ewers, Berlin, 
nach der die jährlichen Waldschäden von 18 Mil-
liarden DM ein heutiges Investitionsvolumen für 
die Luftreinhaltung von 132 Milliarden DM als 
rentabel rechtfertigen? 

Da die Studie in engem Zusammenhang mit Fra-
ge 1.2.1 d) steht, wird auf die dort gegebene Antwort 
verwiesen. 

Bezüglich der in der Frage genannten jährlichen 
Waldschäden von 18 Mrd. DM ist darauf hinzuwei-
sen, daß dieser Zahl die vom Autor selbst als unrea-
listisch angesehene Annahme zugrunde liegt, daß 
die Luftreinhaltepolitik der Bundesregierung auf 
dem Stand Anfang der 80er Jahre verharrt (z. B. 
keine Entschwefelung und Entstickung). Im übri-
gen sieht die Bundesregierung in der Feststellung 
von Prof. Ewers, daß angesichts der Waldschäden 
ein beträchtliches Investitionsvolumen für die Luft-
reinhaltung auch ökonomisch sinnvoll ist, eine Be-
stätigung ihres konsequenten luftreinhaltepoliti-
schen Kurses. 

1.4.5 

Nach Auffassung des IEFU-Instituts, Heidelberg, 
müssen die gegenwärtig immittierten Schadstoff

-

mengen um 50% reduziert werden, wenn der Be-
stand des deutschen Waldes gesichert werden soll. 

Auf welchen Betrag beläuft sich nach Auffassung 
der Bundesregierung die hierfür notwendige Inve-
stitionssumme? 

Bezieht man die Frage auf die in der  Bundesrepu-
blik  Deutschiand insgesamt verursachten Emissio-
nen von SO2  und NOx, so wird allein durch die Ver-
ordnung über Großfeuerungsanlagen eine Verrin-
gerung dieser Schadstoffe um mehr als 50% bzw. 
um 25% bewirkt. Mit den hierfür erforderlichen In-
vestitionen von etwa 20 Mrd. DM allein für den Be-
reich der öffentlichen Elektrizitätsversorgung wer-
den darüber hinaus Minderungen auch bei weiteren 
Schadstoffen, insbesondere Staub und seinen In-
haltsstoffen, erzielt. 

Schätzungen über den Investitonsbedarf für eine 
generelle Schadstoffreduzierung um 50 % liegen 
nicht vor. 

Mit den weiterhin eingeleiteten Regelungen zur 
Emissionsminderung, vor allem TA Luft, 1. und 3. 
BImSchV sowie den Kfz-Beschlüssen, werden die in 
der Antwort zu Frage 1.1 angegebenen Emissions- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6569 

minderungen erreicht, die bei einigen Luftschad-
stoffen zu weit über 50 % hinausgehenden Reduzie-
rungen führen. 

In diesem Zusammenhang ist jedoch darauf hinzu-
weisen, daß etwa 50% der Immissionen von SO 2 

 durch den Transport aus dem Ausland bedingt 
sind. 

1.4.6 

Liegen der Bundesregierung zwischenzeitliche Er-
kenntnisse der von ihr in Auftrag gegebenen Studie 
„Volkswirtschaftliche Bewertung alternativer Stra-
tegien zur Bewältigung der Schadensfolgen von 
Luftverunreinigungen" vor? 

Eine solche Studie wurde von der Bundesregierung 
nicht in Auftrag gegeben. 

2. Folgekosten der Wasserverunreinigung 

2.1 Höhe der Schäden 

a) Wie haben sich seit 1980 die in Flüsse und in die 
Nordsee emittierten Schadstoffmengen (Phos-
phate, Hydrate, Chloride, Schwermetalle und He-
xachlorbenzol) entwickelt, und welche Entwick-
lung erwartet die Bundesregierung für die Zu-
kunft? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß sich bei Messungen ausgewählter Fließge-
wässer seit 1980 bzgl. des Phosphorgehalts kein 
signifikanter Rückgang und bez. des Nitrat-, 
Chlorid-, Quecksilber-, Blei- und Hexachlorben-
zolgehaltes sogar eine zum Teil erhebliche Zu-
nahme ergeben hat? 

Die in die Flüsse und in die Nordsee emittierten 
Schadstoffmengen haben sich aufgrund der zahlrei-
chen und umfangreichen Vermeidungsmaßnahmen 
der Kommunen und der Industrie auch nach 1980 
im großen und ganzen weiter verringert oder sind 
zumindest annähernd gleich geblieben. Die behaup-
teten „erheblichen Zunahmen" der genannten 
Stoffe können nach den Ergebnissen der amtlichen 
Meßprogramme, z. B. an Rhein, Elbe, Weser, nicht 
bestätigt werden. Soweit einzelne Messungen Kon-
zentrationserhöhungen anzeigen, können daraus 
keine Schlußfolgerungen im Hinblick auf allge-
meine Verschlechterungen gezogen werden; dies ist 
nur mit Hilfe von Langzeitmessungen an repräsen-
tativen Proben möglich. Falls an bestimmten Meß-
stellen tatsächlich signifikante Erhöhungen festge-
stellt wurden, muß dies im Einzelfall geprüft wer-
den. 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung Aussagen von 
Dr. Zwintz (Bayerisches Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen), daß es 
in den nächsten Jahren zu einem „durchbruchar-
tigen Anstieg" der Belastung des Grundwassers 
durch Nitrate und chlorierte Kohlenwasserstoffe 
kommen wird? 

Laut Dr. Zwintz („Zur monetären Bewertung volks-
wirtschaftlicher Kosten durch die Grundwasserver-
schmutzung" Vortrag BMI-Symposium „Kosten der 
Umweltverschmutzung" vom 13. September 1985) 
ist der „durchbruchartige Anstieg" der Belastung 
des Grundwassers nur auf das Nitrat zu beziehen. 

Nach den bisherigen Erkenntnissen ist nicht auszu-
schließen, daß nach einem jahrzehntelang erhöhten 
Eintrag von Nitrat in Untergrund und Grundwasser 
ein bakterieller Abbau des Nitrats aufhören kann, 
wenn die für diesen Abbau benötigte organische 
Substanz im Untergrund aufgebraucht ist. Wo diese 
Verhältnisse angetroffen werden, muß mit einem 
plötzlichen Anstieg der Nitratgehalte gerechnet 
werden. 

Wann und in welchem Umfang dieser Vorgang ein-
tritt, ist vom Ausmaß der Düngung, von der Nut-
zungsart, von der Durchlässigkeit des Untergrunds 
sowie von der zur Verfügung stehenden Menge or-
ganischer Substanz im Untergrund abhängig. Diese 
Parameter sind regional und örtlich höchst unter-
schiedlich; insoweit muß die generelle Aussage von 
Dr. Zwintz relativiert werden. 

2.2 Vermögens- und Einkommensverluste durch 
Wasserverunreinigungen 

2.2.1 

Von der National Academy of Sciences der USA 
wurden die durch Wasserverschmutzung verursach-
ten materiellen Schäden für das Jahr 1973 auf 4,5 
bis 18,6 Milliarden DM geschätzt. 

Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregierung 
(bei Anwendung eines gleichen Schätzverfahrens) 
die Schäden für die Bundesrepublik Deutschland 
im Jahre 1982? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Schäden 
in den Jahren nach 1982? 

Wegen der besonderen Gegebenheiten in der Bun-
desrepublik Deutschland können ausländische 
Schätzungen in der Regel nicht ohne weiteres auf 
die Bundesrepublik Deutschland übertragen wer-
den. 

Exakte Angaben über die Höhe der durch Gewäs-
serverunreinigung verursachten materiellen Schä-
den in der Bundesrepublik Deutschland erwartet 
die Bundesregierung von dem bereits erwähnten 
Schwerpunktforschungsprogramm „Kosten der 
Umweltverschmutzung". 

2.2.2 

In einer vom nordrhein-westfälischen Minister für 
Wissenschaft und Forschung geförderten Studie 
wird für eine Reihe von bedeutenden Wasserversor-
gungsunternehmen an Rhein und Ruhr auf eine 
exorbitante Zunahme der Aufbereitungskosten für 
Trinkwasser seit den 70er Jahren hingewiesen. 

Sind der Bundesregierung entsprechende Angaben 
für das gesamte Bundesgebiet bekannt? 

Der Bundesregierung liegen entsprechende Anga-
ben für das gesamte Bundesgebiet nicht vor. 
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2.2.3 
Teilt die Bundesregierung die Einschätzung aus 
dieser Studie, daß diesen Kostensteigerungen auf-
wendigere Verfahren zugrunde liegen, die wie-
derum auf 

— eine Belastung der Oberflächengewässer mit 
biologisch schwer abbaubaren und resistenten 
Substanzen, 

— eine zunehmende Überbauung von Bodenflä-
chen im Nahbereich von Trinkwassergewin-
nungsanlagen und 

— eine Zunahme der Wasserverbrauchsmenge zu-
rückgehen? 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind die Ko-
stensteigerungen bei der Trinkwasseraufbereitung 
nur zum Teil auf aufwendigere Verfahren zurück-
zuführen, weil sich die allgemeinen Kostensteige-
rungen der letzten Jahrzehnte auch auf die Trink-
wasseraufbereitung ausgewirkt haben. 

Im übrigen stellt die Studie selbst fest, daß die Ent-
wicklung zu anspruchsvolleren Aufbereitungsver-
fahren auch andere als in der Frage ausgeführten 
Gründe hatte. Als weitere Ursachen werden ange-
geben: die Verbesserungen der Wasseranalytik, 
neuere Erkenntnisse über die Funktionsweise von 
Aufbereitungsverfahren, zunehmend schärfere ge-
setzliche Anforderungen an die Trinkwasserquali-
tät und steigende Qualitätsanforderungen der Ver-
braucher. 

2.2.4 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß Kosten bei der Trinkwasserversorgung da-
durch entstehen, daß verarbeitendes Gewerbe, 
Bergbau und Wärmekraftwerke auf Grund- und 
Quellwasser zurückgreifen können und hier-
durch die Trinkwasserversorgung in zunehmen-
dem Umfang auf Oberflächengewässer angewie-
sen ist? 

b) Wie rechtfertigt die Bundesregierung angesichts 
dieses Problems die der Industrie nach wie vor 
gewährten Wasserentnahmerechte? 

Es trifft nicht zu, daß die Trinkwasserversorgung 
zugunsten der Grundwasserförderung von Indu-
strie, Bergbau und Wärmekraftwerken in zuneh-
mendem Umfang auf Oberflächengewässer ange-
wiesen ist. 

Zwar hat der Grundwasseranteil an der Wasserför-
derung der öffentlichen Wasserversorgung von 1970 
bis 1983 von etwa 78% auf 75% abgenommen, doch 
stieg die Grundwasserförderung selbst in diesem 
Zeitraum um etwa 12%. Der Anteil der Grundwas-
serförderung an der Wasserförderung der Industrie 
(ohne Bergbau) sank dagegen von 1971 bis 1983 von 
28% auf 18%, was einen Rückgang der Grundwas-
serförderung um etwa 40 % bedeutet. Die Verhält-
nisse im Bergbau sind insofern anders zu beurtei-
len, als dort die Grundwasserförderung im wesentli-
chen aus Sümpfungswasser besteht und zur Auf

-

rechterhaltung des Betriebs notwendig ist. Der An-
teil der Grundwasserförderung der Wärmekraft-
werke sank 1975 bis 1983 von 0,7% auf 0,17 %; der 
Rückgang der Grundwasserförderung betrug hier 
etwa 64 %. 

Angesichts dieser Entwicklung geht die Bundesre-
gierung davon aus, daß bei der Erteilung von Was-
serrechten durch die zuständigen Länder der im 
Wasserhaushaltsgesetz festgelegte Vorrang der öf-
fentlichen Wasserversorgung vor anderen Nutzun-
gen gewahrt wird. 

2.2.5 

Die Hauptbelastung des Grundwassers geht gegen-
wärtig von Nitraten und chlorierten Kohlenwasser-
stoffen aus. 

Kann die Bundesregierung Berechnungen von 
Dr. Zwintz bestätigen, nach denen 

— die spezifischen Grundwasseraufbereitungsko-
sten wegen Kontaminierung durch chlorierte 
Kohlenwasserstoffe 12,87 Pf/m3  und 

— die spezifischen Grundwasseraufbereitungsko-
sten wegen der Nitratbelastung 30 bis 160 Pf/m3 

 Wasser betragen, 

und infolgedessen eine überschlägige Hochrech-
nung für das gesamte Bundesgebiet diesbezügliche 
Mehraufwendungen von über 1 Milliarde DM erge-
ben? 

Die Bundesregierung kann diese „Berechnungen" 
nicht bestätigen. Die von Dr. Zwintz angegebenen 
spezifischen Aufbereitungskosten von 12,87 Pf/m 3 

 Wasser für die Entfernung von chlorierten Kohlen-
wasserstoffen ist ein Mittelwert aus drei Fallstu-
dien, bei denen diese Kosten zwischen 5 Pf/m 3  und 
18,62 Pf/m3  lagen. Die auf diesem Mittelwert basie-
rende, vom Verfasser selbst als „heroisch" bezeich-
nete, Hochrechnung unterstellt zudem, daß solche 
Verunreinigungen für die gesamte Grundwasserge-
winnung in der Bundesrepublik Deutschland beste-
hen. Nach Kenntnis der Bundesregierung sind nur 
wenige Wasserwerke von Problemen mit Verunrei-
nigungen des Wassers durch chlorierte Kohlenwas-
serstoffe betroffen. Eine Hochrechnung der Aufbe-
reitungskosten auf die gesamte Bundesrepublik 
Deutschland ist nach Auffassung der Bundesregie-
rung deshalb nicht sinnvoll. 

Die spezifischen Aufbereitungskosten der derzeit 
bekannten und z. T. in der praktischen Erprobung 
befindlichen Verfahren zur Nitratentfernung liegen 
in dem angegebenen Rahmen von 0,30 bis 
1,60 DM/m3. Da die Wahl des Aufbereitungsverfah-
rens u. a. vom Gehalt an Nitrat und anderer Wasser-
inhaltsstoffe abhängt, ist eine Mittelwertbildung 
nicht möglich. 1983 lag der Anteil des Trinkwassers 
mit einem Nitratgehalt über dem jetzigen Grenz-
wert von 50 mg/1 bei unter 3% (140 Mio. m3). 

Bei dem angegebenen Kostenrahmen würde dies 
jährliche Kosten für die Nitratentfernung zwischen 
42 und 224 Mio. DM bedeuten. 
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22.6 
Nach Schätzungen von Dr. Zwintz betrugen die 
durch Grundwasserverunreinigung hervorgerufe-
nen zusätzlichen Wassertransportkosten in der 
Bundesrepublik Deutschland 1965 ca. 450 Millionen 
DM. 
Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung diesen 
Betrag für 1982? 
Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung diesen 
Betrag für die Jahre nach 1982? 

Die oben angegebenen Schätzungen kann die Bun-
desregierung nicht bestätigen. Für eine genaue Er-
mittlung dieser Kosten wäre eine exakte Abtren-
nung der einzelnen Faktoren „Wassermengenpro-
blem", „Wasserqualitätsproblem", „Abgrenzung der 
Fernleitung vom Verteilernetz", „naturgegebene 
Einflüsse" etc. erforderlich. 

Bevor diese Kostenaufschlüsselung nicht durchge-
führt ist, kann eine Schätzung der Höhe der Summe 
nicht vorgenommen werden. Um solche For-
schungslücken zu schließen, wurde ein Vorhaben 
initiiert, das sich mit den Kosten der Trink- und 
Brauchwasserversorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland befaßt. Mit ersten Forschungsergeb-
nissen wird im nächsten Jahr gerechnet. 

2.3 Reparatur- und Vermeidungskosten 

2.3.1 

Wie hoch waren die jährlichen Aufwendungen für 
die Verringerung der Gewässerverunreinigung seit 
1980 

— bei privaten Haushalten und im Unternehmer-
sektor, 

— bei öffentlichen Haushalten? 

Berechnungen zu den Aufwendungen bzw. Ausga-
ben für Gewässerschutz sind in Zusammenarbeit 
vom Statistischen Bundesamt und vom Internatio-
nalen Institut für Umwelt und Gesellschaft vorgelgt 
worden. Die im folgenden verwandten Begriffe und 
Abgrenzungen von Ausgaben und Aufwendungen 
sowie Anmerkungen zu diesen Berechnungen wur-
den bereits bei der Beantwortung der Frage 1.4.3 
erläutert. 

Die Aufwendungen für Gewässerschutz beliefen 
sich im Produzierenden Gewerbe in jeweiligen 
Preisen 1980 auf knapp 3,2 Mrd. DM und erhöhten 
sich bis 1983 auf 4,0 Mrd. DM. Die entsprechenden 
Ausgaben betrugen 1980 knapp 3,3 Mrd. DM und 
1983 gut 4,1 Mrd. DM. Über die Ausgaben bzw. Auf-
wendungen für Gewässerschutz der übrigen Wirt-
schaftsbereiche im Unternehmenssektor, d. h. von 
Land- und Forstwirtschaft, Handel und Verkehr so-
wie die übrigen Dienstleistungsbereiche, liegen nur 
wenige Angaben vor. So betrugen nach Angaben 
eines Gutachtens des Deutschen Instituts für Urba-
nistik die Investitionen für Gewässerschutz der öf-
fentlichen Unternehmen außerhalb des Produzie-
renden Gewerbes im Jahr 1980 gut 0,4 Mrd. DM, die 
entsprechenden laufenden Ausgaben 0,2 Mrd. DM. 

Quantitativ bedeutsame, in ihrer Höhe jedoch nicht 
bekannte Ausgaben dürften zudem bei den privaten 
Unternehmen der Abwasserbeseitigung anfallen. 

Über die Ausgaben der privaten Haushalte für Ge-
wässerschutz liegen derzeit keine Angaben vor; sie 
schlagen sich aber zum großen Teil in den Einnah-
men der Gemeinden für Gewässerschutz nieder. 

Die Aufwendungen der öffentlichen Haushalte für 
Gewässerschutz betrugen in jeweiligen Preisen 
1980 rund 5,1 Mrd. DM und stiegen bis 1983 auf 6,3 
Mrd. DM an. Bei den Ausgaben für Gewässerschutz 
zeigt sich dagegen ein Rückgang von 9,4 Mrd. DM 
im Jahr 1980 auf 8,0 Mrd. DM im Jahr 1983. 

2.32 
Eine Gegenüberstellung der Aufwendungen von 
Wasserreinhaltungsmaßnahmen und durch Wasser-
verschmutzung verursachten Schadenskosten für 
die USA im Jahre 1973 (National Academy of Scien-
ce) ergab, daß diese Schadenskosten weitum höher 
liegen als die Reinigungsausgaben. 

Trifft nach dem Urteil der Bundesregierung ein sol-
ches Verhältnis auch für die Bundesrepublik 
Deutschland zu? 

Aktuelle und fundierte Angaben zu den durch die 
Wasserverschmutzung verursachten gesamtwirt-
schaftlichen Kosten in der Bunderepublik Deutsch-
land werden von dem Schwerpunktforschungspro-
gramm „Kosten der Umweltverschmutzung" erwar-
tet. 

Im übrigen wird in diesem Zusammenhang auch 
auf die Antwort zu Frage 2.2.1 verwiesen. 

2.4 Möglichkeiten der Aufwandsvermeidung 

2.4.1 

Hält die Bunderegierung eine kostengerechte Ge-
staltung der Wasserpreise für sinnvoll? 

Befürwortet sie eine verbrauchsmindernde Tarifge-
staltung dieser Wasserpreise? 

Für die Wasserpreisbildung sind weitgehend fol-
gende Grundsätze anerkannt, die auch in den Kom-
munalabgabengesetzen der Länder ihren Nieder-
schlag gefunden haben: 

— Deckung aller Kosten durch den Wasserpreis, 

— Aufschlüsselung der Entgelte der Verbraucher-
gruppen entsprechend den durch diese Abneh-
mergruppen verursachten Kosten, 

— Berücksichtigung der Kostenstruktur bei der 
Festsetzung von Grund- und Mengenpreis, 

— angemessene Verzinsung für Eigen- und Fremd-
kapital, 

— Berücksichtigung des Prinzips der Substanzer-
haltung. 

Die Bundesregierung hält diese kostengerechte Ge-
staltung der Wasserpreise für sinnvoll. 
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Ein Tarif, bei dem sich mit steigender Wasserab-
gabe der spezifische Abgabepreis erhöht, wider-
spräche einer kostengerechten Tarifgestaltung, da 
75 bis 95% der Kosten der Wasserversorgung von 
der abgegebenen Wassermenge unabhängige feste 
Kosten (z. B. Personal, Leitungen) sind. 

Progressive und damit nicht kostengerechte Was-
sertarife könnten im Haushaltsbereich zu fühlba-
ren Verbrauchseinschränkungen nur dann führen, 
wenn sie sehr hoch angesetzt würden. Stark pro-
gressive Preise würden aber, z. B. bei kinderreichen 
Familien, zu sozialen Härten führen. Bei der Indu-
strie würde ein progressiver Wasserpreis nennens-
werte Einsparungen kaum bewirken, da der Was-
serbezug von der öffentlichen Versorgung nur etwa 
6% des Gesamtaufkommens der Industrie beträgt. 

2.4.2 

Welche volkswirtschaftliche Kostenersparnis wäre 
mit einem innerbetrieblichen und regionalen Aus-
bau von Brauchwassersystemen verbunden? 

In geschlossenen Industriegebieten sowie bei Ein-
zelwerken der Großindustrie werden doppelte Ver-
sorgungsnetze seit Jahren mit Erfolg betrieben. 
Voraussetzung ist, daß die Anforderungen der betei-
ligten Werke an die Qualität des Brauchwassers 
aufeinander abgestimmt werden können. 

Die Wirtschaftlichkeit von Doppelnetzen in Indu-
striegebieten wird von der Wasserabgabe je km 
Rohrnetz beeinflußt. Es kommt entscheidend auf 
die örtlichen Gegebenheiten an, ob in bestimmten 
Fällen Doppelnetze im Industriebereich sinnvoll 
und wirtschaftlich betrieben werden können. 

Eine konkrete, auf das gesamte Gebiet der Bundes-
repubik Deutschland bezogene Abschätzung ökono-
mischer Wirkungen, die mit einem innerbetriebli-
chen und regionalen Ausbau von Brauchwassersy-
stemen verbunden sind, kann angesichts fehlender 
Datengrundlage nicht gemacht werden. 

Im Haushaltsbereich kann aus hygienischen Grün-
den nur etwa ein Drittel des benötigten Wassers 
durch Brauchwasser ersetzt werden; für alle übri-
gen Verwendungen ist Trinkwasserqualität erfor-
derlich. Der dadurch notwendige Ausbau von dop-
pelten Versorgungsnetzen in bestehenden Städten 
und Wohnsiedlungen im Bundesgebiet würde sich 
über Jahrzehnte hinziehen und schwerwiegende 
verkehrstechnische und bauliche Probleme aufwer-
fen. In Innenstadtbereichen wäre der nachträgliche 
Einbau von Brauchwassernetzen häufig undurch-
führbar. Auch in neu zu bauenden Wohnsiedlungen 
würden sich bei der Versorgung mit zwei Wasserar-
ten die Wasserkosten für den Verbraucher erheb-
lich erhöhen: Bereits bei herkömmlichen Einrohr-
systemen entfallen über 60 % der Investitionen der 
öffentlichen Wasserversorgung auf den Bereich 
Wasserverteilung, die sich im Wasserpreis entspre-
chend niederschlagen. 

Den hohen Kosten für den Aufbau, Betrieb und die 
Instandhaltung eines getrennten Brauchwassernet

-

zes könnten allenfalls die einfachere Art der not-
wendigen Wasseraufbereitung gegenübergestellt 
werden. Nach Auffassung der Bundesregierung 
dürften aber die Kosten für die Aufbereitung des 
insgesamt benötigten Wassers auf Trinkwasserqua-
lität, selbst wenn für einen Teil Brauchwasserquali-
tät ausreichend wäre, und die Verteilung über ein 
Netz in aller Regel kostengünstiger sein, als die 
evtl. weniger aufwendige Aufbereitung für einen 
Teil des geförderten Wassers und dessen Transport 
hin zum Verbraucher über ein zusätzliches, geson-
dertes Netz. 

Die Bundesregierung vermag daher eine volkswirt-
schaftliche Kostenersparnis für den Bereich der 
privaten Haushalte durch den Ausbau von Brauch-
wassernetzen nicht zu erkennen. 

2.4.3 

Liegen der Bundesregierung Schätzungen über die 
Höhe der erforderlichen Investitionen vor, durch 
die die Einleitung von organischen Halogenverbin-
dungen im Gewässer vermieden werden könnte? 

Die Bundesregierung hat seit der Verkündung des 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Wasserhaus-
haltsgesetzes vom 25. Juli 1986 (BGBl. I  S. 1165) eine 
Reihe von Maßnahmen eingeleitet, die die konse-
quente Vermeidung oder Verminderung der Einlei-
tung gefährlicher Stoffe zum Ziel haben. Das Ge-
setz sieht dazu unter anderem vor: 

— eine Reduzierung gefährlicher Stoffe bei der 
Einleitung in Gewässer durch Anwendung von 
Verfahren, die dem Stand der Technik entspre-
chen, 

— eine Rahmenregelung für entsprechende Anfor-
derungen bei der Einleitung gefährlicher Stoffe 
in öffentliche Abwasseranlagen (Indirekteinlei-
terregelung). 

Eine zuverlässige Schätzung der Kosten dieser 
Maßnahmen ist heute noch nicht möglich. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß eine voll-
ständige Vermeidung der Einleitung (Nullemission) 
von organischen Halogenverbindungen in die Ge-
wässer nicht möglich ist. 

2.4.4 
Welche Investitionssumme ist nach Schätzungen 
der Bundesregierung erforderlich, um in allen Ge-
wässern der Bundesrepublik Deutschland die Ge-
wässergüteklasse II zu erreichen? 

Die Erreichung des genannten Güteziels Güteklas-
se II hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab, wie 
z. B. der Einleitung von Abwasser in Gewässer, dem 
Eintrag aus der Landwirtschaft, den diffusen Quel-
len sowie von meteorologischen und hydrologischen 
Einflüssen. Eine annähernd genaue Schätzung von 
Investitionskosten ist daher nicht möglich. 
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2.4.5 
Nach dem Bericht der Bundesregierung über 
notwendige Maßnahmen zur Vermeidung von Ge-
wässerbelastungen durch schwer abbaubare und 
sonstige kritische Stoffe ist ein Investitionsaufwand 
von 270 Millionen DM notwendig, um bestehende 
Produktionsanlagen so umzubauen bzw. zu erset-
zen, daß bei der Titandioxidproduktion keine Dünn-
säure mehr anfällt, deren Einbringung in die Nord-
see ein unkalkulierbares Problem darstellt. 
Leisten der Bund bzw. die Länder Niedersachsen 
und Nordrhein-Westfalen Zuschüsse, um diese Pro-
duktionsumstellungen zu beschleunigen? 

Liegen dem Bund Kosten-Nutzenrechnungen vor, 
in denen die wirtschaftlichen Nachteile einer vor-
übergehenden Schließung der Betriebe mit den 
ökologischen Vorteilen eines sofortigen Stopps der 
Dünnsäureeinbringung verglichen werden? 

Zur Beschleunigung der Produktionsumstellungen 
leisten die Länder Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen Zuschüsse. Die Bundesregierung ge-
währt Darlehen im Rahmen des ERP-Wirtschafts-
planes. 

Der Bundesregierung liegen keine entsprechenden 
Kosten-Nutzenrechnungen vor. Eine Schließung 
der Betriebe würde zu einer Verlagerung der Pro-
duktion in andere Anliegerstaaten der Nordsee füh-
ren, in denen geringere Anforderungen an den Um-
weltschutz als in der Bundesrepublik Deutschland 
gestellt werden. Vgl. auch die Antwort auf die Frage 
1.2.4 des Teils IV dieser Großen Anfrage. 

3. Folgekosten der Bodenverunreinigung und 
-vergiftung 

3.1 Schadensfeststellung 

Wie hat sich seit 1980 die Bodenbelastung durch 
Cadmium, Blei, Quecksilber, Thallium, Kupfer, Nik-
kel, Arsen, PCB, HCB, PCP, Lindan, TCDD entwik-
kelt, und welche Entwicklung erwartet die Bundes-
regierung insbesondere in Anbetracht der Anrei-
cherungsfähigkeit dieser Stoffe? 

Welche diesbezüglichen Untersuchungen und Er-
fassungs- und Beobachtungsmaßnahmen hat die 
Bundesregierung initiiert? 

Die Bundesregierung hat am 7. März 1985 die Bo-
denschutzkonzeption vorgelegt. In ihr werden unter 
anderem die Entwicklungen der in der Frage ge-
nannten Stoffeinträge in den letzten Jahren darge-
stellt (vgl. Bodenschutzkonzeption der Bundesregie-
rung, Drucksache 10/2977 vom 7. März 1985, tabella-
rische Übersicht ausgewählter stofflicher Einwir-
kungen auf den Boden, S. 155 ff.). Nicht zuletzt die 

 Gefahr der Anreicherung dieser Stoffe im Boden 
hat zur Formulierung der Ziele und Handlungsan-
sätze der Bodenschutzkonzeption geführt. 

Im Auftrag der Umweltministerkonferenz erarbei-
tet derzeit eine Bund/Länder-Sonderarbeitsgruppe 
„Informationsgrundlagen des Bodenschutzes" ein 
abgestimmtes Konzept für die Erfassung und Beob-
achtung stofflicher Belastungen des Bodens. 

3.2 Einkommens- und Vermögensverluste durch die 
Bodenverunreinigung 

32.1 

Liegen der Bundesregierung Untersuchungen über 
monetär bewertbare und andere Schäden vor, die 

— im Grundwasser durch die Bodenbelastung, 

— an Flora und Fauna, 

— für die Ertragskraft des Bodens, 

— durch die Belastung von Nahrungsmitteln 

entstanden sind? 

Der Bundesregierung sind Untersuchungen über 
Grundwasserverunreinigungen durch kontami-
nierte Böden bekannt. Einer monetären Bewertung 
solcher Schäden könnten die Kosten einer dadurch 
ggf. notwendig werdenden zusätzlichen Trinkwas-
seraufbereitung bzw. die Kosten der Beseitigung 
der Verunreinigung zugrunde gelegt werden. Solche 
Kosten lassen sich aber nur für den Einzelfall er-
mitteln, da sie aufgrund der örtlichen Verhältnisse 
außerordentlich stark schwanken (s. auch die Ant-
wort zu Frage 3.3.1). 

Bodenverunreinigungen, zu denen aus ökologischer 
Sicht neben den Stoffeinträgen durch Emissionen 
auch die großräumige Nährstoffanreicherung sowie 
mögliche Pflanzenschutzmittelrückstände zu zäh-
len sind, tragen neben anderen Faktoren direkt so-
wie über die Änderung des Konkurrenzgleichge-
wichtes zwischen den Arten im Naturhaushalt zu 
einer Gefährdung bestimmter Pflanzen- und Tierar-
ten bei. Hierdurch sind langfristig neben den nicht 
monetär bewertbaren Verlusten auch wirtschaftli-
che Schäden aufgrund des Verlustes an Genvielfalt 
sowie durch Störung des biozönotischen Gleichge-
wichts in Agrar- und Forstökosystemen möglich. 
Der Bundesregierung liegen jedoch bisher keine 
Untersuchungen über monetär bewertbare oder an-
dere Schäden an Flora und Fauna sowie durch die 
Belastung von Nahrungsmitteln durch die Boden-
verunreinigungen vor. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 1.2.3 
a) und b) verwiesen. 

3.2.2 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Zunahme der 
Gesamtabfälle wie der gefährlichen Sonderabfälle 
seit 1975? 

Der starke Zuwachs im Abfallbereich der siebziger 
Jahre ist weitgehend gebannt. Dennoch kann nach 
wie vor ein leichter Anstieg der Abfallmengen ver-
zeichnet werden. 

Die Bundesregierung hat bereits 1984 mit der Vier-
ten Novelle zum Abfallbeseitigungsgesetz Vor-
schläge zur Eindämmung der Abfallmengen vorge-
legt. Das inzwischen verabschiedete Gesetz ist am 
1. November 1986 in Kraft getreten. Es enthält eine 
Vielzahl von Instrumentarien, um die Abfallmengen 
reduzieren zu können. Abfallvermeidung und Ab- 
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fallverwertung bekommen gesetzliche Priorität vor 
der sonstigen Abfallentsorgung. Mit einer Techni-
schen Anleitung Abfall sollen u. a. die Sicherheits-
standards für die Entsorgung der Sonderabfälle 
verbessert werden. 

3.2.3 
Wie beurteilt die Bundesregierung die als Folge der 
Altlasten entstehenden Wertminderungen, insbe-
sondere 

— die Wertminderung von Siedlungsflächen wegen 
eingeschränkter Bebaubarkeit, 

— die Wertminderung von landwirtschaftlichen 
Grundstücken durch Anbaubeschränkungen 
und 

— die Minderung des Verkaufswertes von Grund 
und Boden wegen ermittelter Sanierungserfor-
dernisse? 

Gesicherte Erfahrungen zum Umfang der Wertmin-
derung durch Altlasten liegen noch nicht vor. Z. Z. 
werden Wertminderungen bemessen nach der 
Höhe der für eine Sanierung der betroffenen Fläche 
aufzuwendenden Kosten. Im übrigen wird auf den 
Bericht der Bundesregierung „Umwelt und Ge-
werbe in der Städtebaupolitik" (Drucksache 10/5999 
insbesondere Seite 99 ff.) verwiesen. 

Eine bundesweit geltende Antwort zur Wertminde-
rung von landwirtschaftlichen Grundstücken durch 
Anbaubeschränkungen kann derzeit nicht gegeben 
werden, da die Problematik bisher nicht in größe-
rem verallgemeinerbaren Ausmaß bekannt gewor-
den ist. 

3.3 Reparatur- und Vermeidungskosten 

3.3.1 
Für die Bundesrepublik Deutschland wird die Zahl 
der Altlasten (von V. Franzius) auf ca. 30 000 ge

-

schätzt. 

a) Wie hoch waren seit 1980 die jährlichen Ausga-
ben für die Erfassung, Untersuchung und Sanie-
rung der Altlasten? 

Die Erfassung, Bewertung und Sanierung von Altla-
sten ist eine Aufgabe der Länder. Der Bundesregie-
rung sind die jährlichen Ausgaben für die Erfas-
sung, Untersuchung und Sanierung der Altlasten 
seit 1980 nicht bekannt. 

b) Wie groß ist der Prozentsatz der sanierungsbe-
dürftigen Altablagerungen? 

Der Prozentsatz der sanierungsbedürftigen Altabla-
gerungen kann z. Z. noch nicht angegeben werden, 
da die Erfassung, die Untersuchung und die Bewer-
tung der Untersuchungsergebnisse im Einzelfall 
nicht abgeschlossen ist. 

c) Kann die Bundesregierung Schätzungen bestäti-
gen, nach denen mindestens 2,5 Millionen DM 
pro Deponie an Sanierungsaufwendungen not-
wendig sind? 

Schätzungen ergeben im allgemeinen Durch-
schnittswerte, die von Annahmen ausgehen. Im 
konkreten Einzelfall sind erhebliche Abweichungen 
vom Durchschnittswert wahrscheinlich. Die Bun-
desregierung kann deshalb nicht bestätigen, daß an 
solchen Deponien, die als Altlasten eingestuft wer-
den, Sanierungsaufwendungen von mindestens 
2,5 Mio. DM erforderlich werden. 

d) Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerungen 
des hessischen Ministers Schneider, nach denen 
durchschnittlich 5 Millionen DM Sanierungsko-
sten pro Altlastendeponie notwendig sind? 

Minister Schneider verfügt möglicherweise über 
Detailinformationen für das Land Hessen, die der 
Bundesregierung nicht bekannt sind. Im übrigen 
wird auf die Antwort zu 3.3.1 c) verwiesen. 

e) Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Sanierungskosten für Georgswerder von der 
Firma Boehringer auf 300 Millionen DM veran-
schlagt werden? 

Diese Angaben kann die Bundesregierung nicht be-
stätigen. 

3.3.2 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von Franzius 
(Bundesumweltamt) vorgenommene Schätzung, 
daß für die Sanierung und Überwachung von konta-
minierten Betriebsgeländen 9,3 Milliarden DM auf-
gebracht werden müssen? 

Die Bundesregierung beurteilt die von V. Franzius 
(Umweltbundesamt) für das Symposium „Kosten 
der Umweltverschmutzung" am 12./13. September 
1985 beim Bundesminister des Innern vorgenom-
mene Schätzung der Sanierungskosten für konta-
minierte Betriebsgelände als eine Orientierungshil-
fe. In der Veröffentlichung ist eindeutig dargestellt 
worden, auf welcher Basis die Kostenschätzung 
vorgenommen wurde. 

Da auch die zugrunde gelegten spezifischen Kosten 
für die Sanierungs- und Überwachungsmaßnahmen 
Schätzungen sein mußten, gibt der errechnete Wert 
von 9,3 Mrd. DM nur eine Größenordnung an. Erst 
durch sorgfältige Dokumentation der Sanierungs-
kosten einer größeren Zahl realer Sanierungsfälle 
wird eine zuverlässige Kostenschätzung möglich 
werden. Voraussetzung dafür ist, daß zunächst die 
Bundesländer die laufende Erfassung der altlast

-

verdächtigen Standorte zu Ende führen und die Ko-
sten erfolgter Sanierungsmaßnahmen auswerten. 
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3.3.3 

Welche Gesamtausgaben sind nach Meinung der 
Bundesregierung für Erfassung, Untersuchung und 
Sanierung der Altlasten notwendig? 

Angaben hierzu sind erst nach Abschluß der Erhe-
bung und Bewertung der altlastverdächtigen Flä-
chen sowie der Festlegung konkreter Sanierungs-
maßnahmen durch die Länder möglich. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 3.3.1 ver-
wiesen. 

3.3.4 

Welchen Beitrag soll nach den Vorstellungen der 
Bundesregierung der Bund für die Sanierung der 
bisher bekannten und ggf. noch bekannt werdenden 
Altlasten leisten? 

Die Bundesregierung hat mehrfach darauf hinge-
wiesen, daß die Zuständigkeit für die Sanierung von 
Altlasten bei den Ländern liegt. Die Bundesregie-
rung unterstützt jedoch die Länder bei der Altla-
stensanierung seit Jahren in erheblichem Maße 
durch 

— Mitarbeit in verschiedenen Arbeitskreisen der 
Länder zur Erfassung, Bewertung und Sanie-
rung von Altlasten, 

— Bereitstellung erheblicher Forschungsmittel, 
insbesondere aus dem Einzelplan des Bundesmi-
nisters für Forschung und Technologie (bis 1986 
insgesamt ca. 50 Mio. DM) sowie 

— Mittel aus der Städtebauförderung und der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur", die einzelfallweise 
auch für die Altlastensanierung zur Verfügung 
stehen. 

3.3.5 

Wie waren die jährlichen Kosten für die Beseiti-
gung von Sonderabfällen seit 1980? 

Der Bundesregierung liegen keine abgesicherten 
Informationen über die Kosten der Beseitigung von 
Sonderabfällen seit 1980 vor. Diese Kosten können 
je nach Abfallzusammensetzung und dem notwen-
digen Behandlungs- und Beseitigungsaufwand vari-
ieren. 

3.3.6 
Wie hoch waren die Investitions- und Betriebsko-
sten für die in der Bundesrepublik Deutschland vor-
handenen Müllverbrennungsanlagen seit 1980? 

Seit 1980 sind sechs Müllverbrennungsanlagen mit 
einem Investitionsvolumen von insgesamt ca. 
700 Mio. DM neu in Betrieb gegangen. 

Für Sanierungsmaßnahmen (u. a. Erweiterung, Mo

-

dernisierung, Umrüstung, zusätzliche Abgasreini

-

gung) sind an 19 bestehenden Müllverbrennungsan-
lagen seit 1980 ca. 850 Mio. DM eingesetzt worden. 

Z. Z. sind 47 Anlagen mit einer jährlichen Durch-
satzmenge von ca. 8,2 Mio. t in Betrieb (für ca. 
21,2 Mio. angeschlossene Einwohner). Die jährli-
chen Betriebskosten für diese Anlagen betragen ge-
genwärtig schätzungsweise ca. 1,1 Mrd. DM. 

3.4 

Möglichkeiten der Aufwandsverminderung 

3.4.1 

Nach Angaben von Staatssekretär Spranger belau-
fen sich die jährlichen Kosten allein für die Beseiti-
gung von Hausmüll auf 3,5 Milliarden DM p. a. 

Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung den 
Anteil an den Kosten der Abfallbeseitigung, der auf 
die fehlende Vorsortierung zurückgeht? 

Der Bundesregierung liegen Informationen aus 
zahlreichen Entsorgungsgebieten vor, in denen die 
Vorsortierung im Haushalt mit nachgeschalteter 
getrennter Sammlung eingeführt worden ist. Da-
nach muß man davon ausgehen, daß die Gesamtko-
sten der Abfallentsorgung durch die Vorsortierung 
nicht verringert werden. In vielen Fällen muß man 
sogar trotz Abfallverwertungsmaßnahmen eine Ko-
stensteigerung in Kauf nehmen. 

3.42 

a) In welchem Umfang können nach Ansicht der 
Bundesregierung durch eine Erhöhung des An-
teils der Mehrwegverpackungen Kosten .der 
Müllbeseitigung vermieden werden? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die volkswirt-
schaftlichen Kosten der rapiden Zunahme der 
Einwegverpackungen, die nach Auffassung des 
Bundesumweltamtes zwölfmal soviel Abfall-
menge (t), 32 mal soviel Abfallvolumen (m 3) mit 
sich bringen kann und sechsmal soviel Energie 
wie die Mehrwegverpackungen absorbieren? 

Rein rechnerisch liegen die durchschnittlichen Ab-
fallbeseitigungskosten für Hausmüll in der Bundes-
republik Deutschland z. Z. bei 130 bis 140 DM/t. Da 
1 % Mehrweganteil eine Abfallvermeidung von etwa 
40 000 t bewirkt, liegt die theoretische Kostener-
sparnis bei einem Anstieg des Mehrweganteils um 
1 % rein rechnerisch bei etwa 5 Mio. DM. 

Eine Steigerung des Anteils von Mehrwegverpak-
kungen würde sich aber wegen der Vielfalt der re-
gionalen Entsorgungsstrukturen bzw. der speziellen 
örtlichen Gegebenheiten unterschiedlich auswir-
ken, so daß eine durchgehende lineare Berechnung 
evtl. Kostenersparnisse nicht möglich ist. 

Funktionierende Mehrwegverpackungssysteme sind 
aus volkswirtschaftlicher wie aus ökologischer 
Sicht den Einwegverpackungen vorzuziehen. Die 
Anstrengungen der Bundesregierung zur Stabilisie-
rung derartiger Mehrwegverpackungssysteme für 
den Absatz von Massengetränken, (Bier, Mineral- 
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wasser, Erfrischungsgetränke und Wein) haben in 
den letzten Jahren die Entwicklung zur Einwegver-
packung spürbar verlangsamt. Eine rapide Zu-
nahme von Einweg-Getränkeverpackungen findet 
daher z. Z. nicht statt. 

Mit den nunmehr in dem neuen Abfallgesetz vorge-
sehenen Ermächtigungen für konkrete staatliche 
Maßnahmen zur Stabilisierung der vorhandenen 
Mehrwegsysteme werden der Bundesregierung die 
notwendigen Instrumente in die Hand gegeben, 
eine weitere Zunahme des Einweganteils zu verhin-
dern. 

4. 

Umfang bisheriger Umweltschutzausgaben 

4.1  
Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 

— in den Jahren 1971 bis 1981 118,6 Milliarden DM 
von den öffentlichen Haushalten für den Um-
weltschutz verausgabt wurden, 

— nach einer Untersuchung des Wissenschaftszen-
trums Berlin von den gesamten im Zeitraum 
1975 bis 1979 getätigten Investitionen des öffent-
lichen Sektors 80% auf die gemeindliche Ebene 
entfielen, 
auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung 
die Gemeinden bei dieser Aufgabenbewältigung 
in Zukunft zu unterstützen, 
trifft dieser Anteil auch für die Jahre seit 1979 
zu, 

— in den Jahren 1970 bis 1981 83 Milliarden DM im 
Produzierenden Gewerbe für Umweltschutzin-
vestitionen verausgabt wurden? 

Die für die Jahre 1971 bis 1981 genannten Ausgaben 
der öffentlichen Haushalte für den Umweltschutz 
(1. Anstrich) sind zutreffend. Sie basieren auf Be-
rechnungen, die das Umweltbundesamt unter Ver-
wendung von Angaben des Statistischen Bundes-
amtes und des Deutschen Instituts für Urbanistik 
erstellt hat. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß von den öf-
fentlichen Investitionen über zwei Drittel auf ge-
meindliche Investitionen entfallen (2. Anstrich). Die 
Bundesregierung hat deshalb die Finanzkraft der 
Kommunen seit 1982 erheblich gestärkt und dafür 
gesorgt, daß ihnen zusätzliche Mittel für Investitio-
nen zugeflossen sind. Allein die erfolgreiche Wirt-
schaftspolitik der Bundesregierung bescherte den 
Kommunen deutlich höhere Steuereinnahmen; sie 
stiegen von 47,0 Mrd. DM im Jahre 1982 auf 
56,4 Mrd. DM im Jahre 1985. Dieser positive Trend 
wird sich auch im Jahre 1986 fortsetzen. Daneben 
wurde die Finanzausstattung der Länder und Ge-
meinden durch weitere Maßnahmen verbessert, so 
z. B. durch die mehrmalige Erhöhung des Umsatz-
steueranteils der Länder, wodurch den Gemeinden 
über den kommunalen Finanzausgleich unmittel-
bar Mehreinnahmen entsprechend der jeweiligen 
Verbundquote zugeflossen sind. 

Im Rahmen seiner verfassungsrechtlichen und 
finanziellen Möglichkeiten wird der Bund die Kom-
munen auch weiterhin bei der Bewältigung ihrer 
Aufgaben — insbesondere im Umweltschutz — 
finanziell unterstützen. 

Darüber hinaus ist in diesem Zusammenhang auch 
zu beachten, daß die Gemeinden zwar etwa zwei 
Drittel der öffentlichen Sachinvestitionen tätigen, 
die Finanzierungslast aber nur zu einem weit gerin-
geren Teil die kommunalen Haushalte trifft. Einen 
erheblichen Finanzierungsbeitrag leisten Länder 
und Bund mit Hilfe der staatlichen Zuweisungen. 
Weiter refinanzieren die Kommunen — im Unter-
schied zu den übrigen Gebietskörperschaften — 
ihre Investitionen in beträchtlichem Umfang über 
Gebühren und Beiträge. 

Die im 3. Anstrich genannte Angabe über die Um-
weltschutzinvestitionen des Produzierenden Ge-
werbes kann von der Bundesregierung nicht bestä-
tigt werden. 

4.2 

Die erhöhten steuerlichen Absetzungen nach § 7d 
Einkommensteuergesetz wurden im Zeitraum 1975 
bis 1982 für ein Investitionsvolumen von 9,3 Milliar-
den DM in Anspruch genommen. 

Kann die Bundesregierung Schätzungen bestäti-
gen, daß sich die Steuermindereinnahmen im Ver-
gleich zu den regulären Abschreibungssätzen für 
den genannten Zeitraum auf ca. 2,4 Milliarden DM 
belaufen? 

Die durch § 7 d EStG zusätzlich eintretenden Steu-
ermindereinnahmen wurden in den Jahren 1974 bis 
1982 auf rd. 1,5 Mrd. DM geschätzt (vgl. Angaben im 
6. bis 9. Subventionsbericht der Bundesregierung). 

Bei der Ermittlung der über die regulären Abschrei-
bungen hinausgehenden finanziellen Auswirkun-
gen wurden von zusätzlichen Abschreibungen von 
durchschnittlich gut 30 % im Erstjahr (unter Be-
rücksichtigung der jeweiligen degressiven Ab-
schreibungsmöglichkeit und der nicht sofortigen 
Vollausschöpfung in allen Fällen) ausgegangen. 

4.3 

Auf welchen Betrag belaufen sich die Einsparungen 
von Kreditnehmern von ERP-Krediten für Umwelt-
schutzinvestitionen aufgrund der gewährten Zins-
vergünstigungen seit 1980? 

Die Einsparungen von Kreditnehmern bei der Inan-
spruchnahme von ERP-Umweltschutzkrediten kön-
nen nur geschätzt werden, da nicht die genauen 
Konditionen bekannt sind, zu denen sie sich ohne 
ERP-Darlehen anderweitig finanziert hätten. Nach 
den der Bundesregierung vorliegenden Erfahrungs-
werten über die Zinsdifferenz zwischen ERP-Darle-
hen und vergleichbaren Krediten des freien Kapi-
talmarkts könnte die Zinsersparnis dieser Kredit- 
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nehmer im Zeitraum von 1980 bis zur Jahresmitte 
1986 insgesamt bei etwa 400 Mio. DM liegen. Diese 
Differenz muß vom ERP-Sondervermögen aus-
schließlich aus den eigenen Erträgen aufgebracht 
werden. 

4.4 
Einzelne Bundesländer gewähren gemäß spezieller 
Programme Investitionshilfen in Form von zinsgün-
stigen Krediten, Zins- und Investitionszuschüssen 
für Umweltschutzinvestitionen. 

Wie hoch waren die gesamten öffentlichen Ausga-
ben der Bundesländer für diese Programme seit 
1980? 

Zur Beantwortung der Frage 4.4 hat die Bundesre-
gierung eine Umfrage bei den Bundesländern 
durchgeführt. Die hierzu eingegangenen Beiträge 
der Bundesländer sind dieser Antwort als Anlage 
beigefügt. 

4.5 
Welche Entwicklung des Anteils der Umweltschutz-
ausgaben 

— an den gesamten öffentlichen Ausgaben, 

— an den privaten Investitionsausgaben, 

— am Bruttosozialprodukt 

erwartet die Bundesregierung in der Zukunft? 

Die in den letzten Jahren gefaßten umweltpoliti-
schen Beschlüsse dürften kurz- und mittelfristig zu 
einem Anstieg des dem Umweltschutz dienenden 
Anteils an den öffentlichen und gewerblichen Aus-
gaben sowie am Bruttosozialprodukt führen. 

4.6 
Wie beurteilt die Bundesregierung Untersuchungen 
von Prof. Jänicke, nach denen trotz steigender kom-
pensatorischer Ausgaben die Belastung der Umwelt 
rapide steigt und damit die Umweltqualität ständig 
sinkt? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, welche Un-
tersuchung von Prof. Jänicke zu diesem Ergebnis 
kommt. Eine solche Aussage wäre nach Auffassung 
der Bundesregierung auch unzutreffend. 
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Anlage 

Teil I: Folgekosten ökologischer Schädigungen 

Beiträge der Länder zur Beantwortung 
von Frage 4.4: 

Baden-Württemberg: 

1. Die Landesregierung von Baden-Württemberg 
fördert Umweltschutzinvestitionen der gewerbli-
chen Wirtschaft durch zinsverbilligte Darlehen. 
Sie dienen der beschleunigten Durchführung von 
Umweltschutzmaßnahmen und werden beson-
ders an mittelständische Unternehmen zur Min-
derung der finanziellen Belastung gegeben. Die 
Förderung erfolgt nach den Richtlinien für die 
Gewährung von Zuwendungen zur Finanzierung 
von Umweltschutzmaßnahmen der gewerblichen 
Wirtschaft. 
Von 1980 bis 1985 wurden insgesamt 283 Umwelt-
schutzhilfedarlehen an Unternehmen gewährt. 
In diesem Zeitraum wurden 79,5 Mio. DM zins-
verbilligte Darlehen zur Mitfinanzierung von 
Umweltschutzinvestitionen in Höhe von 

447,3 Mio. DM ausgereicht. Das Land Baden-
Württemberg hat zur Zinsverbilligung der Darle-
hen Zinszuschüsse von 16,9 Mio. DM eingesetzt. 

2. Die Landesregierung hat im April 1986 ein Pro-
gramm zur verstärkten Umsetzung der TA Luft 
1986 und der Verordnung über Großfeuerungsan-
lagen aufgelegt. Zur Durchführung des Pro-
grammes werden in den Jahren 1986 bis 1988 
jährlich 10 Mio. DM, insgesamt 30 Mio. DM, zur 
Verfügung gestellt. 

Bayern: 

Der Freistaat Bayern hat im Zeitraum 1. Januar 
1980 bis 31. Dezember 1985 aus Landesmitteln ins-
gesamt folgende Finanzierungshilfen für Umwelt-
schutzinvestitionen gewährt: 

— An Investitionszuschüssen 	3 282,5 Mio. DM 

— an zinsverbilligten Darlehen 	472,5 Mio. DM. 

Das dadurch initiierte Investitionsvolumen belief 
sich auf 6 772,1 Mio. DM. 

Vom Freistaat Bayern für Umweltschutzmaßnahmen bewilligte Fördermittel im Zeitraum 1980 bis 1985 
(Werte in TDM) 

Zuwendungsgeber Investitions

-

volumen Zuschüsse zinsverbilligte 
Darlehen 

Oberste Baubehörde im StMI: 
Wasserversorgungsanlagen 	  1 249 923 796 976 9 401 

Abwasseranlagen 	  4 730 019 2 088 096 137 732 

Zwischensumme StMI 	  5 979 942 2 885 072 147 133 

StMLU für Abfallwirtschaft, Luftreinhaltung, 
Lärm- und Erschütterungsschutz 	  724 639 397 384 300 097 
StMWV für Abwasser- und Luftreinhaltung 	 67 499 	. — 25 279 

Summe der vom Freistaat Bayern geförderten 
Umweltschutzmaßnahmen 	  6 772 080 3 282 456 472 509 

Berlin: 

Im Land Berlin gibt es seit 1983 eine „Förderung 
der Sanierung von Anlagen gewerblicher Betriebe 
in Berlin (West)". Die zur Zeit geltenden Richtlinien 
sind im Amtsblatt, Teil I, Seite 246, vom 14. Februar 
1986 veröffentlicht. 

Für die Jahre 1980 bis 1982 entfällt die Beantwor-
tung der Anfrage. 

Für das Jahr 1983 gilt: 
Investitionen: 	 42 000,— DM 
Förderung: 	 13 530,-- DM 
davon Zuschuß: 	 13 530,— DM 

Für das Jahr 1984 gilt: 
Investitionen: 	 8 317 701,30 DM 
Förderung: 	 1 781 632,70 DM 
davon Zuschuß: 	 492 721,87 DM 

Für das Jahr 1985 gilt: 
Investitionen: 	 6 462 470,10 DM 
Förderung: 	 1 920 085,30 DM 
davon Zuschuß: 	 170 641,72 DM 

Für das Jahr 1986 (August) gilt: 
Investitionen: 	 21 941785,— DM 
Förderung: 	 3 637 559,71 DM 
davon Zuschuß: 	 2 093 911,80 DM 

Die Differenz zwischen der Fördersumme und den 
(nicht rückzahlbaren) Zuschüssen wurde als zins-
günstiges Darlehen gewährt. 

Hamburg: 

Die Höhe der gesamten öffentlichen Ausgaben, die 
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bewilligt (in TDM) ausgezahlt (in TDM) 

1980 — — 
1981 90 — 
1982 1 433 90 
1983 2 006,5 1 418 
1984 1 847 2 390 
1985 7 568,35 1 419 
1986 972,45 3 486,34 

ins- 
gesamt 13 917,3 8 803,34 

Hessen: 

Nachfolgende Übersicht (Nummer 1) enthält die 
Ausgaben des Landes Hessen für Umweltschutzin-
vestitionsprogramme, die ausschließlich durch das 
Land finanziert werden. Hinsichtlich des Energie-
sparprogrammes ist eine erhebliche Ausdehnung 
beabsichtigt, und zwar im Hinblick auf den Aus-
stieg aus der Atomkraft. Dies bedarf jedoch noch 
einer Konkretisierung im Haushaltsplan des Lan-
des Hessen. Darüber hinaus sind in den zurücklie-
genden Jahren Förderungsprogramme des Landes 
finanziert worden, deren Abgrenzung für Maßnah-
men des Umweltschutzes hinsichtlich der geleiste-
ten Zahlungen kurzfristig nicht möglich ist. Um je-
doch auch insoweit einen Überblick zu vermitteln, 
wurden in einer weiteren Übersicht (Nummer 2) die 
insgesamt entstandenen Ausgaben für diese Maß-
nahmen zusammengefaßt. 

Nummer 1 

Programme Umweltschutzinvestitionen 
(ausschließliche Landesfinanzierung) 

Maßnahme 
Istausgaben in Mio. DM 

1980 1981 1982 1983 1984 1985 

Abfallwirtschaftsprogramm 
(ab 1984) es handelt sich hierbei 
um die Anfinanzierung bei einem 
Programmvolumen von zunächst 
95 Mio. DM 	  — 0,145 

Energiesparprogramm und 
vorausgegangene Programme 
(ab 1981) 	  0,018 0,684 

Programmvolumen ab 1985 
380 Mio. DM 	  0,585 2,650 9,754 6,279 7,973 

Naturnaher Gewässerausbau 
(ab 1984) 	  0,456 2,171 

Abwasseranlagen nach dem 
AbwAG (ab 1981) 	  — 11,090 14,997 17,608 33,211 

Zuweisungen für den Bau 
von Trinkwasser- und Abwasser- 
anlagen im Rahmen des 
kommunalen Finanzausgleichs 	 63,033 58,675 87,755 76,917 134,909 160,632 

Förderung von Umweltschutz- 
investitionen der gewerblichen 
Wirtschaft (ab 1984) 	 11,696 8,636 

seit 1980 nach dem Hamburgischen Umweltschutz-
förderungsprogramm geleistet wurden, beträgt: 
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Nummer 2 

Programme Umweltschutzinvestitionen 
(ausschließliche Landesfinanzierung) 

Maßnahme 
Istausgaben in Mio. DM 

1980 1981 1982 1983 1984 1985 

Entschädigungsleistungen 	für 
Schallschutz an baulichen Anlagen 
im Bereich von bestehenden Lan- 
desstraßen 	  0,114 0,257 0,624 0,386 0,708 2,436 
Landesprogramm Dorferneuerung 0,806 2,449 5,013 22,496 22,576 29,729 
Darlehen zur Förderung von Mo- 
dernisierungs- 	und 	Heizenergie- 
einsparungsmaßnahmen in Wohn- 12,000 
gebäuden (ab 1985) 	 (Ansatz) 
Zuschüsse 	zur Förderung 	heiz- 
energiesparender Investitionen in 
bestehenden Gebäuden 	 44,000 45,300 25,800 23,000 18,280 7,000 
Zuschüsse zur Förderung von Mo- 
dernisierungs- 	und 	Heizenergie- 
sparmaßnahmen in Wohnungen 
durch Mieter (ab 1984) 	 — 0,500 
Zuschüsse 	zur 	Förderung 	heiz- 
energiesparender Investitionen in 0,400 4,000 
bestehenden Gebäuden (ab 1984) . (Ansatz) (Ansatz) 

Niedersachsen: 

In Niedersachsen sind bisher im Bereich der Luft-
reinhaltung keine speziellen Programme zur Förde-
rung von Umweltschutzinvestitionen vorhanden. 

Im Geschäftsbereich des Nieders. Ministers für 
Wirtschaft, Technologie und Verkehr wurden im 
Rahmen des Sonderprogramms „Umstellung von 
Tankanlagen für den Vertrieb von unverbleitem 
Benzin" folgende Bewilligungen ausgesprochen: 

1984 	 340 000,— DM 
1985 	 6 300 000,— DM  
insgesamt 	 6 640 000,— DM  

Das Programm ist am 31. März 1985 abgelaufen. So-
weit vereinzelt Umweltschutzmaßnahmen im Rah-
men allgemeiner Wirtschaftsförderungsprogramme 
mitgefördert worden sind, liegen hierzu — da diese 
Programme nicht primär auf den Umweltschutz 
ausgerichtet sind — keine Angaben vor. 
Im Bereich der Wasserwirtschaftsverwaltung wur-
den Investitionshilfen für folgende Maßnahmen aus 
Landesmitteln (in TDM) gewährt: 

Die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes" über den Landeshaushalt ausgezahlten Bun-
desmittel in Höhe von insgesamt 118,984 Mio. DM 
sind in der o. g. Aufstellung nicht enthalten. 

Maßnahmen 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1980-85 

Kosten für die 
Bilgenentölung 	 117 130 125 124 81 129 706 
Abwasserbehandlung 	 54 490 37 877 44 567 50 718 71 771 84 333 343 756 
Abfallbehandlung 	 1 089 2 374 3 325 1 588 2 079 2 426 12 881 

55 696 40 381 48 017 52 430 73 931 86 888 357 343 

Nordrhein-Westfalen:  

Nachfolgende Übersicht enthält eine Aufstellung 
der Ausgaben für Umweltschutzmaßnahmen in 

Nordrhein-Westfalen in den Jahren 1984, 1985 und 
1986. Diese nach Sachbereichen aufgegliederten 
Ausgaben für Umweltschutzmaßnahmen werden in 
dieser Form seit 1984 erfaßt. 
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Ausgaben für Umweltschutzmaßnahmen in Nordrhein-Westfalen 

Mio. DM (VE) 

1984 1985 1986 

1) Luftreinhaltung 
(einschließlich Lärm) 	  95,08 121,1 119,9 

(139,2) (138,1) 
2) Wasserwirtschaft 	  679,4 699,9 651,1 

(545,7) (599,85) 
3) Rationelle Energieverwendung und Energie- 

einsparung, Fernwärmebau 	  237,0 243,9 270,63 
(397,9) (141,25) 

4) Abfallwirtschaft 	  81,0 85,7 71,5 
(35,6) (50,6) 

5) Natur- und Landschaftsschutz, einschließlich 
umweltverträglicher Landwirtschaft, ökologisch 
orientierter Flurbereinigung und Dorf- 
erneuerung 	  129,3 170,7 271,5 

(34,2) (56,5) 
6) Umwelttechnologien und Umweltforschung 	 15,8 63,9 55,4 

(32,5) (64,6) 
7) Stadtökologie, Stadterneuerung, Verkehrs- 

beruhigung, Radwegebau, Grundstücksfonds 	 887,1 804,5 697,0 
(627,6) (789,6) 

8) Soziale Technikgestaltung 	  -,- 8,0 5,0 
(2,52) 

9) Öffentlicher Personenverkehr 	  400,1 385,9 670,5 

Dieser Schwerpunkt setzt vor allem beim 
Flächenverbrauch, der Luftverschmutzung und (538,3) (495,2) 
der Energieeinsparung an 

10) Umweltbezogene 	Beschäftigungsmaßnahmen 
für junge Arbeitslose 	  17,0 35,0 47,8 

(43,5) 
Gesamtsumme 	  2 577,8 2 618,6 2 860,33 

(2 351,0) (2 381,75) 

Rheinland-Pfalz: 

Für das Schwerpunktprogramm „Neue Technolo-
gien und Umwelt" sind im Landeshaushalt Rhein-
land-Pfalz für das Jahr 1986 veranschlagt 
60 835 000 DM. Für den gleichen Zweck standen im 
Vorjahr zur Verfügung 25 357 000 DM. Diese Mittel 
werden überwiegend als Investitionshilfen gege-
ben. 

Im Rahmen des Zinszuschußprogrammes des Lan

-

des können Umweltschutzinvestitionen gefördert 
werden. In 1985 sind Zinszuschüsse zur Verbilli

-

gung von Darlehen mit einem Volumen von 
431 000 DM zu Gunsten der gewerblichen Wirt-
schaft gewährt worden. Dieses Förderungspro-
gramm besteht erst ab 1984 und hat sich im Jahre 
1985 erstmals ausgewirkt. 

Unabhängig davon wurden bzw. werden in den Jah-
ren 1980 bis 1986 Investitionshilfen für folgende 
Schwerpunktbereiche des Landes gewährt: 

Abwasserbeseitigung einschließlich Kläranlagen 
1 236 000 000 DM 

Abfallbeseitigung 	 7 800 000 DM 
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Große Anfrage (II) — Drucksache 10/5850 — 

1. Nichtoptimal genutzte Produktionskapazitäten 

1.1 Produktionsanlagen 

Die Anzahl der Konkurse belief sich lt. 
statistischem Jahrbuch im Jahre 1982 auf 11915, 
im Jahre 1983 auf 11845, im Jahre 1984 auf 16 750 
und im ersten Quartal 1985 auf 4487. 

a) Welches Forderungsvolumen liegt diesen 
Konkursen zugrunde? 

b) In welchem Umfang ist bei diesen Konkursen 
Realkapital vernichtet worden? 

c) Wie hoch werden die damit verbundenen 
gesamtwirtschaftlichen Verluste (Einkommens-
und Vermögensverluste) geschätzt? 

Die in der Frage genannten Zahlen sind nicht kon-
sistent. Sie betreffen bis 1983 Unternehmensinsol-
venzen und danach Insolvenzen insgesamt (Insol-
venzen von Unternehmen und freien Berufen sowie 
Insolvenzen privater Haushalte und Organisatio-
nen ohne Erwerbszweck). Die regelmäßig veröffent-
lichte amtliche Insolvenzstatistik ist in der Antwort 
auf die Große Anfrage der Abgeordneten Doss u. a. 
und der Fraktionen der CDU/CSU sowie der FDP 
„Lage und Perspektiven des selbständigen Mittel-
stands in der Bundesrepublik Deutschland" darge-
stellt und kommentiert (vgl. Frage 4 und Anlage 4.1., 
Drucksache 10/6090). 

Den eröffneten Konkurs- und Vergleichsverfahren, 
soweit sie bis Ende des dem Eröffnungsjahr folgen-
den Jahres abgewickelt waren, lagen insgesamt fol-
gende von den Gerichten anerkannte Forderungen 
zugrunde (in Mrd. DM): 

Eröffnungsjahr 	1982 1983 1984 1985 

Forderungen 	 8.6 8.2 7.6 	1) 

1) noch nicht verfügbar 

Die gesamten Insolvenzverluste der Gläubiger un-
ter Einschluß der nicht ganz exakt feststellbaren 
Forderungen aus noch nicht abgeschlossenen oder 
mangels Masse abgelehnten Konkursverfahren be-
liefen sich auf folgende Werte (in Mrd. DM): 

Jahr 	 1982 1983 1984 1985 

Insolvenzverluste 	13,0 12,9 12,9 14,0 1) 

1) geschätzt 

Da ein hoher Prozentsatz der Anlagen einer insol-
venten Wirtschaftseinheit entweder in fortgeführ-
ten Teilen dieser Wirtschaftseinheit oder — nach 
Übereignung -- in anderen Wirtschaftseinheiten 
weiter genutzt werden, dürfte Realkapital durch 
Konkurse nicht in wesentlich höherem Umfang ent

-

wertet werden, als dies in einer dynamischen Wirt-
schaft auch in fortbestehenden Unternehmen durch 
Änderung wesentlicher Marktfaktoren geschieht. 

1.1.2. 
Die Kapitalproduktivität — das Produktionsergeb-
nis je Einheit des Bruttoanlagevermögens -- ist im 
Trend betrachtet rückläufig. , 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung den mit die-
ser Zunahme des Kapitaleinsatzes verbundenen 
Landschafts- und Rohstoffverbrauch einerseits 
und Vernichtung von Arbeitsplätzen anderer-
seits? 

b) Ist die Bundesregierung bereit, ihre Wirtschafts-
politik an dem Ziel auszurichten, daß mit weni-
ger Kapitaleinsatz dasselbe Produktionsergeb-
nis erzielt werden kann? 

Wenn nein, warum nicht? 
Wenn ja, welche Mittel hält sie dafür geeignet? 

Der stetig wachsende Kapitaleinsatz in der Produk-
tion führt vielfach zur Einsparung von Rohstoffen 
und Energie, zur Reduzierung von Flächenbedarf 
und Umweltbelastung sowie zu besseren Arbeitsbe-
dingungen. Er ist das Ergebnis marktlicher Anpas-
sungsprozesse, die der Steigerung der Effizienz und 
der Erhaltung und Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit und damit der Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen und Einkommen dienen. 

Leistungswettbewerb zwingt die Unternehmen zum 
sparsamen Umgang mit allen verfügbaren Produk-
tionsmitteln. Dies gilt auch für den Einsatz von Ka-
pital. In welchem Verhältnis Arbeit, Kapital, Boden 
oder Energie im Produktionsprozeß wirtschaftlich 
eingesetzt werden, hängt dabei insbesondere vom 
Verhältnis der Faktorpreise ab. Die Bundesregie-
rung ist, soweit sie dazu überhaupt in der Lage 
wäre, nicht bereit, die Faktorpreisverhältnisse 
künstlich zu ändern und ohne Rücksicht auf 
schwerwiegende Verzerrungen die Kapitalprodukti-
vität in der Wirtschaft zu erhöhen. Im übrigen wir-
ken die neueren Fertigungstechnologien vielfach 
auch kapitalsparend. 

12 Arbeitskräftepotential 

1.2.1 Kosten der Arbeitslosigkeit 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung Berechnun-
gen des IAB, nach denen 
— die Summe aus Mehrausgaben und Minder-

einnahmen (bei öffentlichen Haushalten) bei 
2,27 Millionen Arbeitslosen 54 Milliarden be-
trägt, 
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— sich Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bei Be-
rücksichtigung der unmittelbaren Entla-
stungswirkungen (Vorleistungs- und Multipli-
katoreffekte) zu 96% selbst finanzieren, 

— sich Maßnahmen zur individuellen Förde-
rung der Fortbildung und Umschulung ge-
samtwirtschaftlich betrachtet zu 73% (durch 
Minderausgaben und Mehreinnahmen im 
Vergleich zur Arbeitslosigkeit) selbst finan-
zieren? 

Bei den zuerst genannten Berechnungen des Insti-
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
handelt es sich um Schätzungen der gesamten fis-
kalischen Kosten der Arbeitslosigkeit (d. h. Mehr-
ausgaben für Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 
Wohngeld, Sozialhilfe, Mindereinnahmen durch 
Beitrags- und Steuerausfälle) für das Jahr 1984. Sie 
lassen erkennen, daß die Arbeitslosigkeit hohe ge-
samtwirtschaftliche Kosten verursacht. Die Schaf-
fung neuer und sicherer Arbeitsplätze hat daher für 
die Bundesregierung hohe Priorität. 

Die Zahlen des IAB über die „Selbstfinanzierung" 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen basieren auf 
Modellrechnungen, deren Aussagekraft entschei-
dend von den jeweils zugrunde gelegten Annahmen 
abhängt. Die unmittelbar wirksamen Instrumente 
der Arbeitsmarktpolitik, wie Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen und Maßnahmen der beruflichen Bil-
dung, verbessern die Chancen zur Integration ins-
besondere der Problemgruppen in den Arbeitspro-
zeß nachhaltig. Nach Auffassung der Bundesregie-
rung ist ihr Einsatz gerade in der gegenwärtigen 
Arbeitsmarktsituation auch unabhängig von den 
tatsächlichen Selbstfinanzierungseffekten unver-
zichtbar. 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung das Verhält-
nis von einzelwirtschaftlicher Kostenzunahme 
und gesamtwirtschaftlicher Kostenersparnis, 
das sich durch die Verkürzung der Arbeitszeit 
auf 35 Stunden pro Woche ergeben würde? 

Sowohl die einzelwirtschaftlichen als auch die ge-
samtwirtschaftlichen Kostenwirkungen einer Ver-
kürzung der wöchentlichen tariflichen Arbeitszeit 
hängen von zahlreichen Faktoren (u. a. von den 
konkreten Gesamtergebnissen der tariflichen 
Lohnvereinbarungen) ab. Es ist daher nicht mög-
lich, allgemeingültige Aussagen zu den Kostenwir-
kungen zu machen. Die Bundesregierung ist hier-
auf näher in ihrer Antwort auf die Große Anfrage 

.des Abgeordneten Auhagen und der Fraktion DIE 
GRÜNEN „Arbeitslosigkeit und Lage der Erwerbs-
losen in der Bundesrepublik Deutschland", Teil III, 
(Drucksache 10/6441) eingegangen. 

122 Kosten der Dequalifikation 

a) Jährlich zwingt der Arbeitsmarkt ca. 10 bis 11 
Millionen Menschen zwischen- und innerbetrieb-
lich zu einem Arbeitsplatzwechsel. 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie groß der 
Anteil derjenigen Wechsel ist, bei denen für die 

neue Arbeitsstelle niedrigere Qualifikation aus-
reichend war? 

b) Wie hoch schätzt die Bundesregierung die da-
durch entstehenden volkswirtschaftlichen Verlu-
ste? 

Welchen Umfang haben entsprechend die unge-
nutzten privaten und öffentlichen Bildungsaus-
gaben? 

Die hinter diesen Fragen stehende These eines er-
zwungenen Wechsels ist irreführend. Hinter innr-
und zwischenbetrieblichen Arbeitsplatzwechseln 
verbergen sich eine Vielzahl unterschiedlicher Vor-
gänge, wie der Eintritt von Berufsanfängern in das 
Erwerbsleben, die Vielzahl freiwilliger, mit berufli-
chem Aufstieg verbundener Arbeitsplatzwechsel 
oder die Umsetzung von Arbeitskräften infolge in-
nerbetrieblichen oder -sektoralen Strukturwandels. 
Der Anteil derjenigen Wechsel, bei denen für die 
neue Arbeitsstelle eine niedrigere Qualifikation 
ausreichend ist, läßt sich nicht feststellen, da starre 
Zuordnungen zwischen Arbeitsplätzen und berufli-
chem Qualifikationsniveau nicht möglich sind (vgl. 
die Antwort der Bundesregierung zu Frage III 6, 
Teil II der Großen Anfrage des Abgeordneten Auha-
gen und der Fraktion DIE GRÜNEN „Arbeitslosig-
keit und Lage der Erwerbslosen in der Bundesrepu-
blik Deutschland", Teil II; Drucksache 10/6441). 

Aus diesem Grund läßt sich auch die unter b) ange-
sprochene Frage nicht beantworten. Hierbei ist wei-
terhin zu berücksichtigen, daß aus einer Beschäfti-
gung auf einem Arbeitsplatz, für den eine einmal 
erworbene berufliche Qualifikation nicht unbedingt 
erforderlich ist, volkswirtschaftliche Verluste kei-
neswegs zwangsläufig entstehen. Das Verhältnis 
von Qualifikationsniveau des Arbeitnehmers zu den 
Anforderungen einer konkreten Arbeitsstelle darf 
auch nicht statisch gesehen werden. Eine höhere 
Qualifikation verbessert generell die Chancen am 
Arbeitsmarkt und es bleibt die Möglichkeit, zumin-
dest auf Dauer eine der Ausbildung adäquate Ar-
beit zu finden. Im übrigen müßten schließlich den 
wirtschaftlich „ungenutzten" privaten und öffentli-
chen Bildungsausgaben die individuellen Nutzen ei-
nes höheren persönlichen Bildungsniveaus und der 
freien. Berufs- und Ausbildungswahl gegenüberge-
stellt werden. 

1.2.3 Produktivitätsverluste wegen schlechter Ar-
beitsbedingungen 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung eine vom IAB 
1981 durchgeführte Befragung bei rund 30 000 
deutschen Erwerbstätigen, nach der 29% Lärm, 
28% Monotonie und 18% verunreinigte Atemluft 
sowie 14% Schichtarbeit als bedrückend empfan-
den? 

b) Untersuchungen und Schätzungen in den USA 
haben ergeben, daß höhere Löhne, größere Ar-
beitssicherheit und größere Gestaltungsmöglich-
keiten gesamtwirtschaftlich zu einem Produkti-
onszuwachs von bis zu 30% führen könnten. 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Unter-
suchungen im Blick auf die Arbeitsbedingungen 
in der Bundesrepublik Deutschland? 
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Bei den in der zitierten IAB-Studie angegebenen 
Prozentwerten handelt es sich um die Antworten 
auf die Frage, wo bestimmte Arbeitsanforderungen 
„häufig" und wo sie „selten" vorkommen. Die inso-
weit tendenziös wiedergegebene Studie gibt keine 
Antwort darauf, ob eine oder mehrere dieser Ar-
beitsanforderungen als bedrückend empfunden 
werden. Die angeführten Untersuchungen und 
Schätzungen aus den USA sind der Bundesregie-
rung nicht bekannt. 

Der Bundesregierung ist bewußt, daß die Arbeits-
welt nicht frei von Belastungen ist. Sie hat daher 
auch in der jüngeren Vergangenheit die Arbeit-
schutzgesetzgebung weiter ausgebaut (z. B.: Gefahr-
stoffverordnung, Röntgenverordnung). Im Rahmen 
des Forschungsprogramms Humanisierung des Ar-
beitslebens wurden seit 1983 deutliche Akzente in 
Richtung auf einen präventiven Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz gesetzt. Auf die Programmplanung 
der Bundesregierung von 1983 (Drucksache 10/16) 
sowie die Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage der Abgeordneten Lenzer u. a. sowie 
der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP „Huma-
nisierung des Arbeitslebens" (Drucksache 10/4196) 
wird verwiesen. 

1.3 Natürliche Ressourcen 

1.3.1 
Nach einer Untersuchung des Center for the 
Biology of Natural Systems in New York entwickeln 
sich Arbeitsproduktivität und Energieproduktivität 
in den naturstoffverarbeitenden Wirtschaftszwei-
gen einerseits und den auf synthetischer Basis ar-
beitenden Industrien andererseits gegenläufig. Da 
sich der Anteil der letzteren am gesamten Produkti-
onsvolumen vergrößtert, entwickelt sich insgesamt 
die Energieproduktivität rückläufig. 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über die langfristige Entwicklung der Energiepro-
duktivität in der Vergangenheit vor? 

Der spezifische Energieverbrauch im Verarbeiten-
den Gewerbe hat sich in den Jahren 1973 bis 1985 in 
der Bundesrepublik Deutschland um nahezu 30 % 
verringert. Die Energieproduktivität, das ist der 
Kehrwert des spezifischen Energieverbrauchs, hat 
sich entsprechend erhöht. 

1.3.2 
Die Entwicklung des Verbrauchs von nicht regene-
rierbaren Rohstoffen ist steigend. Hierdurch min-
dert sich deren Bestand, und es steigen gleichzeitig 
die Aufwendungen für die Erschließung und den 
Abbau weiterer Rohstoffmengen. 

Hält die Bundesregierung wirtschaftspolitische 
Maßnahmen für erforderlich, um diesen Ver-
brauchstrend umzukehren? 

Eine differenzierte Betrachtung der Verbrauchsent

-

wicklung bei den nicht regenerierbaren Rohstoffen 
zeigt, daß vor allem bei den Metallen ein Niveau mit 

nur noch geringem oder sogar stagnierendem 
Wachstum erreicht wurde. Im Einzelfall wurden so-
gar rückläufige Verbräuche festgestellt. Auch hat 
das „Recycling" bei einzelnen Rohstoffen inzwi-
schen ein beträchtliches Niveau erreicht. Ferner 
muß die Substitution von Metallen durch die 
„Neuen Werkstoffe", wie Kunststoffe und Keramik, 
berücksichtigt werden. Die Bundesregierung sieht 
daher keinen Anlaß, mit wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen diese Trends umzukehren. 

1.3.3 

Luft, Wasser und Boden stellen selbst Produktions-
faktoren dar, deren Produktivität sich durch zuneh-
mende Verunreinigung mindert. 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Entwick-
lung? 

Die Belastung der Umwelt durch Schadstoffe von 
Unternehmen und Haushaltungen in der Bundesre-
publik Deutschland ist in den vergangenen Jahren 
in der Regel zurückgegangen. Aufgrund der von der 
Bundesregierung in den letzten vier Jahren einge-
leiteten Maßnahmen wird sich der Schadstoffein-
trag bis Mitte der 90er Jahre weiter — z. T. dra-
stisch — verringern. Die Bundesregierung begrüßt 
es, daß sich aufgrund dieser Entwicklung neben der 
Qualität unter Umständen auch die „Produktivität" 
von Luft, Wasser und Boden verbessert. 

2. Kosten volkswirtschaftlicher Fehlallokationen 

2.1 

In vielen Wirtschaftsbereichen gehen staatliche 
Subventionszahlungen auf einen wettbewerbsbe-
dingten Aufbau von Überkapazitäten zurück. 

2.1.1 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Sub-
ventionen für die Schiffsbausubventionierung seit 
1962 ca. 9,54 Milliarden DM betragen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die damit ver-
bundenen Wohlfahrtsgewinne im Vergleich zu einer 
möglichen Andersverwendung der eingesetzten 
Mittel? 

Im funktionsfähigen Marktwettbewerb führen 
Fehleinschätzungen einzelner Investoren allenfalls 
temporär zu Überkapazitäten, deren Wirkungen 
wirtschaftspolitisch allerdings im allgemeinen we-
niger gravierend sind als Fehleinschätzungen in an-
deren Wirtschaftssystemen. Ein durch staatliche 
Subventionierung ausgelöster internationaler Sub-
ventionswettlauf kann allerdings in einzelnen Wirt-
schaftszweigen zu beträchtlichen Überkapazitäten 
führen bzw. den Abbau bestehender Überkapazitä-
ten verhindern. Dies ist auch im Schiffbaubereich 
derzeit der Fall. 

Bund und Länder haben der deutschen Schiffbauin-
dustrie seit 1962 beträchtliche finanzielle Hilfen ge-
währt, allerdings kann die Bundesregierung die in 
der Frage genannte Summe von 9,54 Mrd. DM nicht 
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bestätigen. Im Zeitraum 1962 bis 1985 hat der Bund 
den Werften an direkten Hilfen gewährt: 

— Nicht rückzahlbare Zinszuschüsse in Höhe von 
1.271,3 Mio. DM. 

— Rückzahlbare Darlehen (ERP- und Haushalts-
kredite) in Höhe von insgesamt 1.821,8 Mio. 
DM. 

— Bedingt rückzahlbare Auftragshilfen in Höhe 
von 535 Mio. DM. 

Nicht einbezogen sind dabei Förderungen im Be-
reich der Schiffahrt, Forschung und Entwicklungs-
hilfe, die nur mittelbar auch schiffbaufördernde 
Auswirkungen haben. Die Bundesregierung hat 
sich in den Subventionsberichten (zuletzt: 10. Sub-
ventionsbericht, Ziffer 8ff.; Drucksache 10/3821) 
und Jahreswirtschaftsberichten (zuletzt: Jahres-
wirtschaftsbericht 1986, Ziffer 25; Drucksache 
10/4981) bewertend zu Subventionen geäußert. Sie 
hat die Absicht, einen nicht unwesentlichen Teil der 
für die bevorstehende Legislaturperiode geplanten 
großen Steuerreform mit Mitteln aus dem Abbau 
von Steuervergünstigungen und Subventionen zu 
finanzieren und auf diese Weise zur Erhöhung der 
gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrt beizutragen. 

2.12 
Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Sub-
ventionen für die Luft- und Raumfahrtindustrie seit 
1963 ca. 3,8 Milliarden DM betragen? 

Hält die Bundesregierung diese Subventionierung 
angesichts der hohen ökologischen Folgekosten der 
Produktion sowie des Einsatzes dieser Erzeugnisse 
für gerechtfertigt? 

Die staatliche Förderung für die zivile Luftfahrt be-
trug seit 1963 insgesamt 4,6 Mrd. DM, davon 
3,8 Mrd. DM für den Airbus. Die Förderung der 
Raumfahrt erfolgt daneben im Rahmen direkter 
Auftragsforschung. Die Zahlungen dienen primär 
dazu, den Aufbau und die Stärkung einer eigenstän-
digen europäischen Luftfahrtindustrie auf dem 
Markt für zivile Flugzeuge zu erreichen. 

Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte da-
für, daß die öffentliche Förderung der Luft- und 
Raumfahrtindustrie zu unvertretbaren ökologi-
schen Belastungen führt. 

2.2 

In vielen Fällen hat die Subventionspolitik zum 
Aufbau von Doppelkapazitäten geführt, d. h. für ein 
und dieselbe Güter- und Dienstleistungsproduktion 
stehen zwei miteinander konkurrierende, nicht aus-
gelastete Anbieterstrukturen gegenüber. 

Wie beurteilt die Bundesregierung 

— die volkswirtschaftlichen Kosten des Nebenein-
anders der Transportkapazitäten des Straßen-
verkehrs und der Bundesbahn, wie sie im Ge-
folge der staatlich geförderten Verdrängung der 
Bundesbahn entstanden sind, 

— die Kosten, die bei der Forschung und Entwick-
lung sowohl durch fehlerhafte Koordination in-
nerhalb der staatlichen Stellen als auch durch 
fehlende Koordination von staatlicher und pri-
vater Forschung entstehen? 

Die Bundesregierung sieht im arbeitsteiligen Ne-
beneinander verschiedener Verkehrsträger mit je-
weils spezifischen Vorteilen eine wichtige Voraus-
setzung für die wirksame und wirtschaftliche Be-
wältigung der unterschiedlichen Transportaufga-
ben. Sie entscheidet über die Aufnahme von Pro-
jektvorschlägen für Schiene, Straße und Wasser-
straße in den Bundesverkehrswegeplan auf der 
Grundlage von gesamtwirtschaftlichen Kosten-Nut-
zen-Analysen, bei denen auch Verkehrsverlagerun-
gen eine Berücksichtigung finden. Von einer „staat-
lich geförderten Verdrängung" eines bestimmten 
Verkehrsträgers kann dabei keine Rede sein. 

Mit der Neuausrichtung der Forschungs- und Tech-
nologiepolitik, u. a. Umorientierung auf mehr mit-
telbar wirkende Fördermaßnahmen, Abbau von 
Förderbürokratien, Beseitigung von Hemmnissen 
des Technologietransfers sowie Intensivierung der 
FuE-Kooperation zwischen Wirtschaft, Hoch-
schulen und staatlich finanzierten FuE-Einrichtun-
gen, zielt die Bundesregierung auch auf die Verbes-
serung der Koordination in Forschung und Ent-
wicklung. 

2.3 

In dem Gutachten der Monopolkommission wurde 
wiederholt auf die Folgekosten von Wettbewerbs-
beschränkungen hingewiesen. 

2.3.1 

Für die USA werden die durch Wettbewerbsbe-
schränkungen bedingten Konsumeinbußen auf 6% 
des Bruttosozialproduktes geschätzt. 

Sind der Bundesregierung entsprechende Angaben 
für die Bundesrepublik Deutschland bekannt? 

2.32 

Wie beurteilt die Bundesregierung die mit dem Auf-
bau von Marktzutrittsschranken und der Reduzie-
rung von potentieller Konkurrenz und einer ent-
sprechenden Preisverzerrung verbundenen Wohl-
fahrtsverluste? 

2.3.3 

Für Werbung wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre 1984 ca. 10 Milliarden DM, 
d. h. etwa 0,6 % des Buttosozialproduktes ausgege-
ben. Vor diesem Hintergrund hat die Monopolkom-
mission die Verzerrung der volkswirtschaftlichen 
Allokation durch einen mit Werbung, Lieferungs- 
und Bezugssperren verbundenen ruinösen Wettbe-
werb beklagt. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die damit ver-
bundene Verschwendung volkswirtschaftlicher 
Ressourcen? 
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 2.3.4 

Wie beurteilt die Bundesregierung die insbesondere 
mit diversifizierenden Zusammenschlüssen verbun-
denen volkswirtschaftlichen Zusatzkosten, die sich 
aus der Aufrechterhaltung überlebter Produktions-
anlagen ergeben? 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß die Fragestel-
ler hier auch einmal die Bedeutung eines funktio-
nierenden Wettbewerbs für die wirtschaftliche 
Wohlfahrt unterstreichen, obwohl sie dem Wettbe-
werb insgesamt sehr skeptisch gegenüberstehen 
und diese Skepsis in einigen Fragen dieser Großen 
Anfrage deutlich zum Ausdruck bringen. 

In der Tat kann die wohlfahrtssteigernde Funktion 
des Wettbewerbs durch Wettbewerbsbeschränkun-
gen gravierend beeinträchtigt werden. Strikte Wett-
bewerbs- und liberale Außenhandelspolitik sind 
deshalb zentrale Elemente der Sozialen Marktwirt-
schaft. Verläßliche Schätzungen oder gar Berech-
nungen über das Ausmaß der Folgekosten von 
Wettbewerbsbeeinträchtigungen in der Bundesre-
publik Deutschland liegen der Bundesregierung 
nicht vor und wären auch methodisch höchst pro-
blematisch. Sie dürften sich insgesamt aufgrund 
der auf inneren und äußeren Wettbewerb gerichte-
ten Wirtschaftspolitik der Bundesregierung in 
Grenzen halten. Auch die Monopolkommission 
sieht in ihrem 6. Hauptgutachten die Funktionsfä-
higkeit der deutschen Wirtschaft nicht als gefähr-
det an. Die Bundesregierung ist bemüht, beste-
hende Wettbewerbsbarrieren sukzessive zu vermin-
dern. 

Werbung zur Information der Verbraucher und Un-
ternehmensdiversifizierung zur Ausschöpfung von 
Rationalisierungsreserven beurteilt die Bundesre-
gierung wettbewerbspolitisch grundsätzlich positiv. 
Die Frage von Folgekosten dürfte sich hier nur stel-
len, wenn diese Instrumente der Unternehmenspo-
litik eine spürbare Beschränkung des Wettbewerbs 
bewirken. Die Praxis des Bundeskartellamts bei der 
Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Un-
ternehmen und bei der Fusionskontrolle liefert 
keine Anhaltspunkte dafür, daß werbungs- oder di-
versifizierungsbedingte Wettbewerbsbeschränkun-
gen ein volkswirtschaftlich nennenswertes Ausmaß 
erreichen. 

2.4 Kosten der Agglomeration 

Nach Angaben des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau leben in der Bun-
desrepublik Deutschland ca. 56% der Bevölkerung 
in Regionen mit großen Verdichtungsräumen, 28% 
in Regionen mit Verdichtungsansätzen und 16% in 
ländlich geprägten Regionen. 

Diese Agglomeration und die Entmischung von 
Wohnen und Arbeiten bringt zunehmende gesell-
schaftliche Kosten mit sich. 

Die Bundesregierung hat — wie auch die Antwor

-

ten zu den folgenden Einzelfragen zeigen — keine 
Hinweise dafür, daß mit der Agglomeration und der 

„Entmischung von Wohnen und Arbeiten" zuneh-
mende gesellschaftliche Folgekosten verbunden 
sind. 

2.4.1 Wegekosten 

a) Kann die Bundesregierung Untersuchungen be-
stätigen, nach denen in der Bundesrepublik 
Deutschland 8,5 Millionen Berufstätige auf ih-
rem Weg zum Arbeitsplatz täglich mehr als 
10 km zurücklegen? 

Die Hochrechnung des Mikrozensus vom April 1982 
(letzte ausgewertete Erhebung) führt zu den in der 
Frage genannten Zahlen. 

b) Welche Kosten werden durch die Fahrten zwi-
schen Wohn- und Arbeitsplatz jährlich verur-
sacht, und wie haben sich diese Kosten im Ver-
gleich zu 1970 entwickelt? 

Entsprechende Angaben oder Schätzungen liegen 
der Bundesregierung nicht vor. 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung Kosten, die 
sich durch Straßenverkehrsunfälle, Umweltbela-
stungen und Zeitverluste auf dem Arbeitsweg er-
geben? 

Länge und Dauer von Arbeitswegen sind im we-
sentlichen das Ergebnis der freien Wahl von Wohn-
und Arbeitsplätzen. Obwohl 65 % der Erwerbstäti-
gen einen Arbeitsweg von unter 20 Minuten haben, 
sind damit Verkehrsrisiken und Umweltbelastun-
gen verbunden. Sie gering zu halten, ist das Ziel der 
Verkehrs-, Verkehrssicherheits- und Umweltpolitik 
von Bund und Ländern. 

d) Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über Pendlerströme und die durchschnittlichen 
Entfernungen zwischen Arbeits- und Wohnort in 
den verschiedenen Regionstypen der Bundesre-
publik Deutschland und die benutzten Verkehrs-
mittel? 

Der Mikrozensus vom April 1982 gibt über die Ar-
beitswege nach Regionen der Bundesraumordnung 
Auskunft. Die dabei ermittelten erheblich variieren-
den Durchschnittswerte hinsichtlich Entfernung 
und benutzten Verkehrsmitteln sind angesichts der 
auch regionsinternen Vielfalt nur begrenzt aussage-
kräftig. 

2.4.2 Grundstücks- und Wohnpreise 

a) Kann die Bundesregierung Untersuchungen be-
stätigen, nach denen die Grundstückspreise in 
den Großstadtregionen in den letzten 25 Jahren 
doppelt so schnell gestiegen sind wie die Bau-
preise? 
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b) Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung ag-
glomerationsbedingte Preissteigerungen für 
Häuser, Wohnungen und Mieten? 

c) Welche Folgebelastungen ergeben sich dadurch 
für die öffentlichen Haushalte (bei Wohnungs-
bauprogrammen, Wohngeld usw.) und für die pri-
vaten Haushalte? 

d) Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zu-
sammenhang den Leerstand von je nach Schät-
zungen 300 000 bis 1 Million Wohnungen? 

Die in der Frage enthaltenen Angaben über das 
Verhältnis der Preissteigerungsraten bei Grund-
stücken in Großstadtregionen und bei Bauleistun-
gen sind von der Größenordnung her zutreffend. 
Der Preisauftrieb hat sich allerdings in den vergan-
genen Jahren stark abgeschwächt. 

Im allgemeinen sind Kauf- oder Mietpreise für Im-
mobilien in Großstadtregionen höher als in anderen 
Regionen. Diese Tatsache sagt für sich genommen 
nichts über gesamtwirtschaftliche Folgekosten der 
Agglomeration aus. Die Preisentwicklungen richten 
sich vielmehr nach Angebot und Nachfrage und 
spiegeln einerseits Knappheitsverhältnisse und an-
dererseits die Wünsche der Nachfrager auf dem 
Grundstücks-, Wohnungs- und Wohnungsbaumarkt 
wider. Die Bundesregierung sieht keine Möglich-
keit, bei der Preisentwicklung oder bei den Aufwen-
dungen öffentlicher und privater Haushalte einen 
agglomerationsbedingten Anteil zu ermitteln. 

Es liegen auch keine Anhaltspunkte dafür vor, daß 
Leerstände auf dem Wohnungsmarkt ein spezifi-
sches Problem von Ballungszentren darstellen. Der 
sog. harte Kern leerstehender Wohnungen — das 
sind Wohnungen, die länger als drei Monate nicht 
genutzt werden — dürfte im übrigen nicht über 
300 000 Wohnungen (ca. 1 % des Bestandes) hinaus-
gehen. Hierbei handelt es sich um Wohnungen, die 
nach Preis, Ausstattung und Lage den Wünschen 
der Mieter offenbar nicht entsprechen. 

2.4.3 Sicherheitsaufwendung 

a) Kann die Bundesregierung 

— die Beobachtung des Verbandes der Haus-
ratsversicherungen bestätigen, daß die Kri-
minalität und die Ausgaben für Sicherheit in 
Ballungsgebieten überproportional zuneh-
men, 

— bestätigen, daß der Umsatz der sicherheits-
technischen Industrie ca. 6 Milliarden DM im 
Jahr beträgt? 

b) Wie hoch sind insgesamt die Ausgaben für öf-
fentliche Sicherheit, für Wach-, Werk- und Be-
gleitschutz und für den Einsatz von Sicherheits-
technologien? 

Die polizeiliche Kriminalstatistik weist für den 
Zeitraum von 1972 bis 1985 für Großstädte ab 
500 000 Einwohnern sowohl die größte Häufigkeit 
an Straftaten als auch eine im Verhältnis zur allge

-

meinen Kriminalitätsentwicklung überproportio-
nale Zunahme aus. Hierbei spielen die verschieden-
sten Faktoren eine Rolle. 

Der Bundesregierung liegen keine verläßlichen 
Zahlen über die privaten und öffentlichen Sicher-
heitsaufwendungen vor, und zwar weder insgesamt 
noch für Ballungsgebiete gesondert. Sie kann eben-
falls den in der Frage genannten Jahresumsatz in 
der sicherheitstechnischen Industrie nicht bestäti-
gen. Auch hierfür gibt es keine amtliche Statistik. 

2.4.4 Umweltbeeinträchtigungen 

a) Die Wohnungsstichprobe von 1972 hat ergeben, 
daß in Großstadtregionen ca. 10% aller Woh-
nungswechsel auf Umweltbeeinträchtigungen 
zurückgeführt werden können. 

Kann die Bundesregierung die auf dieser Grund-
lage basierende Berechnung des Instituts für 
Umweltforschung der Universität Dortmund be-
stätigen, daß für eine Großstadtregion (ca. 
800 000 Einwohner) die Kosten für umweltbe-
dingte Wohnungsverlagerungen ca. 3 Millionen 
DM betragen? 

Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung ent-
sprechende Ausgaben für das gesamte Bundes-
gebiet? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung Schätzungen 
des Instituts für Umweltforschung, Dortmund, 
nach denen die Kosten für zusätzliche Fahrten 
in Naherholungsgebiete, die wegen einer Ver-
schlechterung der innerstädtischen Umweltqua-
lität nötig werden, für eine Stadt mit 1,3 Millio-
nen Einwohner ca. 67 Millionen DM betragen? 

c) Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über die Folgekosten vor, die durch wetter-
bedingte Schadstoffkonzentrationen in Bal-
lungsgebieten entstanden sind? 

Der Bundesregierung sind die in Teil a) dieser 
Frage genannten 13 Jahre alten Berechnungen des 
Instituts für Umweltschutz der Universität Dort-
mund sowie die in Teil b) zitierte 17 Jahre alte Be-
rechnung von Ruppert und Maier bekannt. Beiden 
Berechnungsversuchen ist es nicht gelungen, Um-
weltbeeinträchtigungen als alleiniges oder eindeuti-
ges Motiv für Wohnungsverlagerungen bzw. zusätz-
liche Naherholungsfahrten festzustellen. Die zitier-
ten Angaben aus der Wohnungsstichprobe 1972 z. B. 
beruhen auf Antworten, die Mehrfachnennungen 
enthielten. Ihre Aussagekraft ist damit begrenzt. 

Die Abschätzung der Folgekosten, die durch wetter-
bedingte Schadstoffkonzentrationen in Ballungsge-
bieten entstanden sind, ist zumindest gegenwärtig 
nicht möglich. 
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2.4.5 Kosten des Siedlungstyps 
Wie beurteilt die Bundesregierung Untersuchun-
gen, nach denen in Einfamilienhaussiedlungen die 
Kosten für kommunale Dienstleistungen um 660 
DM pro Wohneinheit und Jahr und die Kosten des 
Energieverbrauchs um 480 DM pro Wohneinheit 
und Jahr höher sind als die in Mehrfamilienhaus-
siedlungen? 

Die in der Frage genannten Zahlen stimmen mit 
den Ergebnissen einer Untersuchung überein, die 
die Bundesregierung 1978 in Auftrag gegeben hat. 
Die Kostendifferenz bei den kommunalen Dienst-
leistungen ergibt sich in erster Linie aus dem höhe-
ren Flächen- und Erschließungsaufwand pro Wohn-
einheit bei freistehenden Einfamilienhäusern. We-
sentliche Ursache des größeren Energieverbrauchs 
in Einfamilienhäusern dürfte ein höherer spezifi-
scher Bedarf an Wärmeenergie sein. Bei den bezif-
ferbaren höheren Kosten des Wohnens in Einfami-
lienhäusern handelt es sich in der Regel nicht um 
gesellschaftliche Folgekosten. Sie werden ganz 
überwiegend von den Bewohnern getragen. Weni-
ger verdichtetes Wohnen entspricht den Präferen-
zen vieler Bürger. 

3. Folgekosten des technischen Fortschritts 

Durch die neuen elektronischen Produktions- und 
Informationstechnologien wird sowohl die Produk-
tionsstruktur als auch die Betriebsstruktur grundle-
gend verändert. 

3.1 

Nach vorliegenden empirischen Untersuchungen 
sollen in der Bundesrepublik Deutschland durch 
den Einsatz von Mikrocomputern in Büro und Ver-
waltung ca. 2 bis 3 Millionen Arbeitsplätze gefähr-
det sein. 

Rechnet die Bundesregierung mit einem positiven 
Saldo aus der sich hieraus ergebenden Arbeitsplatz-
vernichtung und Arbeitsplatzbeschaffung in den 
nächsten zehn Jahren, und zieht sie dabei die ge-
ringe Fertigungstiefe und die rasche Ausdehnungs-
geschwindigkeit der neuen Technologien in Be-
tracht? 

Die Bundesregierung ist in Beantwortung der Gro

-

ßen Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN „Auswir-
kungen der neuen Informations- und Kommunika-
tionstechnologien auf die Lebens- und Arbeitswelt 
von Frauen (BT-Drucksache 10/6129) ausführlich 
auch auf hier erneut aufgeworfene Fragestellungen 
eingegangen. Im einzelnen wird deshalb auf die Be-
antwortung dieser Anfrage verwiesen. Hervorzuhe-
ben bleibt, daß isolierte Berechnungen möglicher 
Freisetzungseffekte durch den Einsatz neuer ar-
beitssparender Technologien das mit der Einfüh-
rung neuer Technologien ermöglichte höhere Wirt-
schaftswachstum und die steigende Kaufkraft ver-
nachlässigen, die an anderer Stelle neue, vielfach 
auch attraktivere Arbeitsplätze entstehen lassen. 

Damit der strukturelle Wandlungsprozeß reibungs

-

los vonstatten gehen kann und der Saldo zwischen 
neu geschaffenen und wegfallenden Arbeitsplätzen 

positiv wird, ist es nach Auffassung der Bundesre-
gierung unerläßlich, den Strukturwandel hem-
mende Faktoren abzubauen und die Anpassungsfä-
higkeit der Wirtschaft auch im internationalen 
Wettbewerb zu verbessern. Mit ihrer Politik der 
marktwirtschaftlichen Erneuerung und durch die 
Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen hat die Bundesregierung hierzu ent-
scheidende Schritte unternommen, die bereits in er-
heblichem Ausmaß zur Schaffung neuer Arbeits-
plätze geführt haben. 

Die Bundesregierung erstellt keine langfristigen 
Arbeitsmarktprognosen, da sie vielfältige, kaum 
lösbare methodische Probleme aufwerfen. Wie Ar-
beitsmarktanalysen, Untersuchungen im Rahmen 
der Strukturberichterstattung des BMWi oder die 
vom BMFT in Auftrag gegebene META-Studie, die 
derzeit mit dem Ziel, die Arbeitsmarktwirkungen 
neuer Technologien umfassend zu analysieren, fort-
geführt wird, ergeben haben, ist die These von der 
Mikroelektronik als „Job-Killer" falsch. Im Gegen-
teil zeigen die Beispiele der Automobilindustrie 
oder des Kreditgewerbes, in denen die Mikroelek-
tronik in breitem Umfang zum Einsatz kommt, daß 
die Informationstechnik durch Ausweitung des An-
gebots bzw. Verbesserung der Qualität von Produk-
ten und Dienstleistungen und durch Kostensen-
kung die Wettbewerbsfähigkeit erhalten kann und 
so zu sicheren und neuen Arbeitsplätzen beigetra-
gen hat. Es gibt deshalb keine Anzeichen dafür, daß 
der Einsatz von Mikrocomputern in Büro und Ver-
waltung während der nächsten zehn Jahre insge-
samt nachteilige Auswirkungen auf dem Arbeits-
markt haben wird. 

Die Auswirkungen des Mikroelektronikeinsatzes 
auf die Entwicklung der Fertigungstiefe sind nur 
schwer zu ermitteln. Hinweise für eine Verringe-
rung gibt es kaum, dagegen sprechen einige An-
haltspunkte für eine Steigerung der inländischen 
Fertigungstiefe. Die Verlagerung nennenswerter 
Produktionsabschnitte ins Ausland wird durch sich 
abzeichnende Tendenzen, wie sich verkürzende 
Produktzyklen, komplexere Fertigungsmethoden 
und steigender Wertanteil von Forschungs- und 
Entwicklungsinvestitionen, wirtschaftlich weniger 
interessant. 

3.2 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die volks-
wirtschaftlichen Verluste, die durch vorzeitiges 
Ausmustern von Produktionsanlagen aufgrund des 
Wettbewerbszwanges entstehen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch degressive Abschreibungen dieser Prozeß be-
schleunigt wird? 

Wie hoch waren die jährlichen Steuerminderein-
nahmen seit 1982, die sich aus den Sonderabschrei-
bungen für Forschungs- und Entwicklungsinvesti-
tionen ergeben haben? 

Im dynamischen Wettbewerb können Unternehmen 
gezwungen sein, Produktionsanlagen noch vor Ab

-

lauf ihrer technischen Nutzungsdauer aus dem Pro- 
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duktionsprozeß auszumustern, weil infolge des 
technologischen Fortschritts, veränderter Faktor-
preisrelationen oder Marktveränderungen neue An-
lagen insgesamt wirtschaftlicher arbeiten als veral-
tete Anlagen. Die so gesteigerte Wirtschaftlichkeit 
der Produktion ermöglicht niedrigere Erzeuger-
preise bzw. höhere Produktqualitäten und ist des-
halb auch für die Volkswirtschaft insgesamt von 
Vorteil. 

Die Anwendung degressiver Abschreibungsmetho-
den ist volkswirtschaftlich und betriebswirtschaft-
lich geboten, wenn die Wirtschaftsgüter in den er-
sten Jahren einer stärkeren technischen oder wirt-
schaftlichen Abnutzung unterliegen. Der in der 
Frage unterstellte Prozeß einer vorzeitigen Ausmu-
sterung technisch überholter Produktionsanlagen 
bleibt von der gewählten Abschreibungsmethode 
unberührt. 

Über die Höhe der Steuermindereinnahmen, die 
sich aus den Sonderabschreibungen für For-
schungs- und Entwicklungsinvestitionen ergeben, 
liegen zur Zeit nur Schätzungen vor. Sie belaufen 
sich für das Jahr 1983 auf 150 Mio. DM und für die 
Folgejahre 1984 bis 1986 auf je 300 Mio. DM (vgl. 
10. Subventionsbericht der Bundesregierung, Anla-
ge 2, lfd. Nr. 40, Drucksache 10/3821). 

3.3 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Behauptung, 
daß mit den neuen Technologien eine Polarisierung 
der Arbeitnehmer verbunden sei, wenn sie z. B. An-
gaben des BMFT berücksichtigt, denen zufolge das 
Verhältnis von Ungelernten zu Facharbeitern zu In-
genieuren bei der Elektromechanik 15 zu 82 zu 3, 
bei der diskreten Elektronik 20 zu 70 zu 10 und bei 
den Mikroprozessorherstellern 35 zu 35 zu 30 be-
trägt? 

Wie wird sich nach den Erkenntnissen der Bundes-
regierung insgesamt die Zahl der Arbeitsplätze ent-
wickeln, die durch neue Technologien dequalifiziert 
werden? 

Die genannten Angaben aus der vom Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie 1980 veröffent-
lichten Literaturauswertung „Informationstechno-
logie und Beschäftigung" können keineswegs als 
Beleg für eine zukünftige allgemeine Polarisie-
rungstendenz dienen, wie dies in der Frage — unter 
völliger Mißachtung der in der Studie von den Ver-
fassern selbst vorgenommenen Interpretation der 
Daten — geschieht. Die Frageformulierung unter-
stellt, daß die Angaben für Beschäftigte insgesamt 
gelten. Tatsächlich beziehen sie sich aber deutlich 
sichtbar nur auf den engen Bereich der Hersteller 
von Telefon-Nebenstellenanlagen. Wie in der Studie 
nachdrücklich betont wird, war die Qualifikations-
entwicklung von Branche zu Branche unterschied-
lich. 

Arbeitsplatzrisiken im Zusammenhang mit der Ein-
führung neuer Technologien sind bislang vor allem 
im Bereich der un- und angelernten Tätigkeiten — 
auch als Folge zu wenig differenzierter Lohnstruk-
turen — aufgetreten. Demgegenüber entstehen 

neue Arbeitsplätze vorwiegend auf höheren berufli-
chen Qualifikationsebenen im Bereich der Arbeits-
vorbereitung und der Wartung, gehobener Sachbe-
arbeitertätigkeiten oder technischer Berufe. Von ei-
ner Dequalifizierung von Arbeitsplätzen durch neue 
Technologien kann also generell keine Rede sein. 

Im übrigen gibt es den in der Frage unterstellten 
direkten Zusammenhang zwischen technischer 
Ausstattung des Arbeitsplatzes und Qualifikation 
der Arbeitnehmer nicht. Bei der Einführung neuer 
Technologien existieren vielmehr Spielräume für 
verschiedene arbeitsorganisatorische Lösungen mit 
je unterschiedlichen Folgen für die Qualifikation 
der Arbeitnehmer. Die Bundesregierung trägt mit 
ihrem Forschungsprogramm zur Humanisierung 
des Arbeitslebens dazu bei, solche Spielräume zu 
ermitteln und Anwendungsbeispiele für eine mög-
lichst humane Gestaltung der Arbeit praxisnah zu 
entwickeln. 

3.4 
Hält die Bundesregierung die gezielte öffentliche 
Förderung solcher Technologien für sinnvoll, die 
zwar (noch) nicht einzelwirtschaftlich rentabel sind, 
dafür aber gesellschaftliche Folgekosten (und damit 
ggf. Belastungen für die öffentlichen Haushalte) 
vermindern könnten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zu-
sammenhang die Wirbelschichtfeuerung? 

Die Bundesregierung hat im Bundesbericht For-
schung 1984 (Drucksache 10/1543) und im Jahres-
wirtschaftsbericht 1984 (Drucksache 10/952) im ein-
zelnen dargestellt, in welchen Fällen und unter wel-
chen Voraussetzungen staatliche FuE-Förderung in 
Frage kommt. Dazu gehören z. B. staatliche Da-
seins- und Zukunftsvorsorge. 

Wo immer möglich sollen gesellschaftliche Folgeko-
sten nach dem Verursacherprinzip von den dafür 
Verantwortlichen — Unternehmen wie Verbrau-
chern — getragen werden. Dies hat auch die Folge, 
daß einzelwirtschaftliche Rentabilitätsschwellen 
umweltschonender Technologien verringert und so 
ihre Entwicklung und ihr Einsatz beschleunigt wer-
den. 

Die Wirbelschichtfeuerung in ihren verschiedenen 
technischen Varianten ist als Feuerungstechnik 
weitgehend marktreif entwickelt und findet auf-
grund von technisch-wirtschaftlichen Vorteilen zu-
nehmend Anwendung im Wärmemarkt und in der 
Stromerzeugung. Die weitere Verfeinerung und 
Weiterentwicklung der Wirbelschichtfeuerung wird 
von der Bundesregierung mit erheblichen Mitteln 
gefördert, um möglichst rasch zusätzliche Schad-
stoffminderungen zu erzielen. Ein weiterer Förder-
schwerpunkt ist die druckaufgeladene Wirbel-
schichtfeuerung als neue umweltfreundliche Kraft-
werkstechnologie. 
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4. Produktverschlechterung 

4.1 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich die 
durchschnittliche Lebensdauer repräsentativer, 
dauerhafter Konsumgüter (insbesondere bei Ra-
dios, Fernsehern, Kühlschränken, Kraftfahrzeugen, 
Kleidung, Möbeln) in den letzten 20 Jahren entwik-
kelt hat? 

42 

Ist der Bundesregierung bekannt, inwieweit eine 
eventuelle Verkürzung dieser Lebensdauer auf 

— eine Verschlechterung der Produktqualität 
(durch Verringerung der Haltbarkeit, Strek-
kungs- und Verdünnungszusätze, Giftstoffe), 

— einen von neuen Produkten ausgehenden Kauf-
anreiz zurückzuführen ist, 

und wie beurteilt die Bundesregierung die aus einer 
vorzeitigen Neubeschaffung von Gebrauchsgütern 
folgenden Ausgaben? 

Systematische Informationen über die Nutzungs-
dauer von Gebrauchsgütern werden von der amtli-
chen Statistik nicht erhoben. Auch außerhalb der 
amtlichen Statistik sind derartige Erhebungen für 
die Bundesrepublik Deutschland nicht bekannt. 
Das Kraftfahrt-Bundesamt in Flensburg ermittelt 
jährlich das Durchschnittsalter gelöschter PKW, 
das sich in den letzten 20 Jahren um 1,8 Jahre von 
8,0 Jahre in 1965 auf 9,8 Jahre in 1985 erhöht hat 
(vgl. die Broschüre „Verkehr in Zahlen 1986" des 
Bundesministers für Verkehr, S. 128 f.). Diese Zah-
len sind ein zuverlässiger Indikator auch für die 
Entwicklung der durchschnittlichen Nutzungsdauer 
von PKW. 

Erfahrungsgemäß spielt gerade auf den angespro-
chenen Märkten für dauerhafte Konsumgüter der 
Qualitätswettbewerb eine wesentliche Rolle. Sicht-
bares Ergebnis dieses Qualitätswettbewerbs ist die 
ständige Einführung neuer und verbesserter Pro-
dukte, die veraltete Güter verdrängen. Dabei dürf-
ten Kaufanreize allgemein von einer höheren Lei-
stungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit sowie spe-
ziell z. B. von besserer Sicherheit, Umweltverträg-
lichkeit und Energieeinsparung der Produkte aus-
gehen. 

4.3 
Wie hoch sind die öffentlichen Aufwendungen für 
Produktionskontrollen bei staatlichen Behörden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aufwendun-
gen zusätzlicher Produkt- und Lebensmittelkontrol-
len, die wegen chemischer Zusätze und Giftstoffe 
erforderlich sind? 

Der Bundesregierung liegen keine Zahlen über die 
öffentlichen Aufwendungen für Produktionskon-
trollen durch staatliche Behörden vor. Solche Ko-
sten fallen überwiegend bei Ländern und Gemein-
den an. Ihr ist auch nicht bekannt, in welchem Um-
fang die Aufwendungen der für die Lebensmittel-
überwachung zuständigen Bundesländer in den 
letzten Jahren aufgrund zusätzlicher Untersuchun-
gen zugenommen haben. 

4.4 
Wie hoch schätzt die Bundesregierung die gesell-
schaftlichen Folgekosten der jüngsten Wein-
skandale wegen Diäthylenglykol-, Flüssigzucker-, 
Methylalkoholbeimengung? 

Wie hoch waren im Jahr 1985 die Ausgaben für die 
behördliche Verfolgung und Kontrolle? 

Wie hoch waren die sich aus dem Verkaufsrück-
gang ergebenden volkswirtschaftlichen Verluste? 

Die vielfältigen und weitreichenden gesellschaftli-
chen Folgekosten der jüngsten Weinskandale, ins-
besondere der in Österreich ausgelösten Glykolaf-
färe und des Methanolskandals in Italien, lassen 
sich wissenschaftlich haltbar nicht beziffern. Hier-
bei handelt es sich nicht um Folgekosten der Indu-
striegesellschaft. Die durch die . behördliche Unter-
suchung von österreichischen Weinen auf Diäthy-
lenglykol und von italienischen Weinen auf Metha-
nol sowie die Verfolgung dieser Weinrechtsverstöße 
entstandenen Kosten sind der Bundesregierung 
nicht bekannt, da die Weinüberwachung den Bun-
desländern obliegt. 

Die Verbraucherstatistik für 1985 weist einen ge-
genüber 1984 nur unwesentlich geringeren Wein-
verbrauch aus. Wie hoch der Verkaufsrückgang 
deutscher Weine war, der sich nicht aus Preisreak-
tionen und veränderten Trinkgewohnheiten, son-
dern als Reaktion auf die genannten Weinskandale 
ergab, läßt sich nicht feststellen, zumal sein Absatz 
bereits in der ersten Jahreshälfte 1985 — also vor 
Bekanntwerden des Glykolskandals — rückläufig 
war. 
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Große Anfrage (III) — Drucksache 10/5851 — 

1. Umfang der umwelt- und arbeitsbedingten 
Gesundheitsschäden 

1.1 Wie beurteilt die Bundesregierung 

— das Ergebnis einer Untersuchung der 
Technischen Hochschule Zürich, wonach 
ein positiver Zusammenhang zwischen der 
Konzentration von Autoabgasen und der 
Häufigkeit von Lungenkrebs als Todesur-
sache besteht, 

— das Ergebnis von Prof. Dr. H. Haupt (Duis-
burg), wonach ein positiver Zusammen-
hang zwischen der Luftschadstoffkonzen-
tration in einzelnen Stadtgebieten und der 
dort anzutreffenden Häufigkeit von Pseu-
do-Krupp besteht, 

— das Ergebnis einer Studie der Weltgesund-
heitsorganisation, wonach 85 bis 95% der 
Atemwegserkrankungen auf Luftverunrei-
nigungen zurückzuführen sind, 

— das Ergebnis einer Untersuchung für Ber-
lin (Jahn, Palamides), wonach ein positiver 
Zusammenhang zwischen der Luftschad-
stoffkonzentration und der Krankheitsan-
fälligkeit und Sterbewahrscheinlichkeit 
von Risikogruppen besteht, 

— die Ergebnisse einer Untersuchung des 
Medizinischen Instituts für Umwelthy-
giene an der Universität Dortmund, wo-
nach der Zahnbleigehalt bei Kindern in 
Gebieten mit hohen Bleiemissionen we-
sentlich höher ist als in gering belasteten 
Gebieten und ein Zusammenhang zwi-
schen dem Zahnbleigehalt und neuropsy-
chologischen Störungen besteht, 

— die Tatsache, daß von den 1981 erstmals 
entschädigten Fällen von Berufskrankhei-
ten 43% auf Lärmeinwirkungen entfielen, 

— die Feststellung des Umweltbundesamtes, 
daß bereits Lärmbelastungen von 30 dB 
(A) zu Schlafstörungen und von 45 dB (A) 
zu Konzentrationsstörungen führen kön-
nen, Lärmschutzmaßnahmen im Bereich 
von Krankenhäusern, Schulen und reinen 
Wohngebieten aber erst in Angriff genom-
men werden, wenn bei Tage 70 dB (A) und 
bei Nacht 60 dB (A) überschritten werden, 

— die Tatsache, daß die Zahl der Berufs-
krankheiten von 1,2 pro Tausend Vollar-
beiter im Jahre 1970 auf 1,8 im Jahre 1983 
gestiegen ist? 

Zum 1. Anstrich 

Der Bundesregierung ist eine Studie der ETH Zü

-

rich (Siegmann und Mitarb.) bekannt, in der vor 

wenigen Jahren lungengängige Teer- und Rußparti-
kel in unterschiedlich verkehrsbelasteten Groß-
stadtregionen gemessen wurden. Nach Aussage der 
Autoren waren dabei die Kraftfahrzeuge Haupt-
quelle der lungengängigen Teerpartikel in der Luft 
der untersuchten Großstädte (Zürich und San Fran-
cisco). Dies interpretieren die Autoren angesichts 
der bekannten Kanzerogenität von Teerkondensat 
aus Kfz-Abgasen zusätzlich zum Zigarettenrauchen 
als Hinweis auf einen hypothetischen Zusammen-
hang mit der Lungenkrebszunahme der letzten 50 
Jahre. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Kfz-Abgase 
potentiell krebserregende Teer-Aerosole enthalten. 
Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß es bisher 
trotz ausgedehnter epidemiologischer Studien zu 
diesem Thema bis heute nicht gelungen ist, die 
möglichen Wirkungen der Kfz-Emissionen für die 
Lungenkrebsentstehung in großstädtischen Bevöl-
kerungsgruppen eindeutig abzuklären bzw. von an-
deren konkurrierenden Einflußfaktoren abzugren-
zen. 

Die Bundesregierung strebt dennoch weiterhin eine 
möglichst vollständige Eliminierung kanzerogener 
Schadkomponenten aus den Kfz-Abgasen an, wobei 
sie zur Erreichung dieses Ziels die bisherige prag-
matische Vorgehensweise für richtig hält. Als Bei-
spiele für bereits angelaufene Maßnahmen seien 
u. a. die Einführung des schadstoffarmen PKW — 
auch EG-weit — und das Konzept der Bundesregie-
rung zur Verminderung der Schadstoffemissionen 
aus Nutzfahrzeugen und Krafträdern genannt. 

Zum 2. Anstrich 

Bei einem Seminar „Umwelthygiene für Ärzte und 
Naturwissenschaftler" im Institut für Wasser-, Bo-
den- und Lufthygiene des Bundesgesundheitsamtes 
im Oktober 1984 hat Professor Dr. Haupt die Ergeb-
nisse seiner Untersuchungen in einzelnen Stadtge-
bieten von Duisburg wie folgt zusammengefaßt: 
„Eine Aussage darüber, ob die gemessenen Schad-
stoffe selbst wirksam werden oder nur Indikatoren 
für den Grad der Luftbelastung darstellen, ist aus 
dieser Untersuchung nicht möglich." Ferner führte 
Professor Dr. Haupt aus: „Der Luftbelastung kann 
daher nach derzeitigen Erkenntnissen nur eine dis-
ponierende, verstärkende oder krankheitsauslö-
sende Wirkung zukommen. Für eine Zunahme der 
beiden Krankheiten (d. h. Pseudo-Krupp und ob-
struktive Bronchitis) innerhalb der letzten Jahre 
haben sich bisher keine Anhaltspunkte ergeben." 

Dieser sehr vorsichtigen Interpretation schließt 
sich die Bundesregierung an. Für die Bundesregie-
rung sind u. a. auch die sich aus solchen Untersu-
chungen ergebenden Hinweise auf einen möglichen 
Zusammenhang zwischen Luftschadstoffkonzentra-
tion und Erkrankungshäufigkeit Anlaß, ihre Bemü- 
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hungen zur Verbesserung der Luftqualität, z. B. 
durch Maßnahmen zur Verminderung von Emissio-
nen aus Kraftwerken und Kraftfahrzeugen sowie 
Verminderung der Innenraumbelastung konse-
quent fortzuführen. 

Zum 3. Anstrich 

Auch dem „Regionalbüro Europa" der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) in Kopenhagen ist die 
ohne nähere Angaben zitierte „Studie der Weltge-
sundheitsorganisation" nicht bekannt. Eine Beur-
teilung der zitierten Schätzwerte ist daher nicht 
möglich. 

Zum 4. Anstrich 

Jahn Wertete seine Ergebnisse u. a. wie folgt: „Die 
hier festgestellten Mortalitätsunterschiede können 
nur als Vorweg-Sterblichkeit interpretiert  werden." 

 Die statistische Auswertung dieser Arbeit und ihre 
Interpretation sind umstritten. Den hohen Spitzen

-

Konzentrationen kommt besondere Bedeutung zu; 
zu ihrer Begrenzung sind in den letzten Jahren 
gesetzliche Regelungen erfolgt. So haben die Län-
der die auf das Bundes-Immissionsschutzgesetz ge-
stützten Smog-Verordnungen verschärft. 

Zum 5. Anstrich 

Der Zahnbleigehalt ist bei bleiexponierten Kindern 
unbestritten höher als bei nicht bleiexponierten. 
Der in der Frage behauptete Zusammenhang mit 
neuropsychologischen „Störungen" wird vom Unter-
sucher (Winneke, MIU Düsseldorf, nicht Dortmund) 
selbst wie folgt bewertet (vgl. Antwort auf die Fra-
ge 29 der Großen Anfrage der Fraktion DIE GRÜ-
NEN, „Blei in der Umwelt — besondere Gefähr-
dung der kindlichen Gesundheit" (Drucksache 
Nr. 10/3877). „Vielmehr zeigt gerade der Vergleich 
des Einflusses der Bleibelastung mit dem des sozia-
len Umfeldes, daß alle als signifikant ausgewiese-
nen Bleiwirkungen der von uns untersuchten Kin-
der als Funktionsstörungen ohne erkennbaren 
Krankheitswert einzustufen sind." Die Bundesre-
gierung teilt diese Interpretation, beachtet jedoch 
die Funktionsstörungen ebenfalls als Gefährdungs-
indikator. 

Zum 6. Anstrich 

Die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
meldeten für das Jahr 1981 6 120 erstmals entschä-
digte Berufskrankheiten. Davon entfielen 2 408 auf 
Lärmeinwirkungen (Lärmschwerhörigkeit); das 
sind 39,4 %. Eine deutlich abnehmende Tendenz ist 
festzustellen. Als erstmals entschädigte Lärm-
schwerhörigkeitsfälle wurden gemeldet in den Jah-
ren: 
1982: 2 087 (36,9 % der Berufskrankheitsfälle insge-
samt), 
1983: 1 512 (31,6 % der Berufskrankheitsfälle insge-
samt), 
1984: 1 268 (28,8% der Berufskrankheitsfälle insge-
samt). 

Die von den Trägern der gesetzlichen Unfallversi-
cherung im Jahre 1974 erlassene Unfallverhütungs-
vorschrift „Lärm" und insbesondere die darauf be-
ruhenden Lärmmessungen und arbeitsmedizini-
schen Vorsorgeuntersuchungen haben die bis 1977 
steigende Tendenz der Lärmschwerhörigkeitsfälle 
also nicht nur gebremst, sondern in eine fallende 
Tendenz umgekehrt. 

Die Hersteller haben seit Jahren geeignete Maß-
nahmen eingeleitet, lärmarme Maschinen zu kon-
struieren. Im übrigen ist im Zusammenhang mit 
der Richtlinie 86/188/EWG über den Schutz der Ar-
beitnehmer gegen Gefährdung durch Lärm am Ar-
beitsplatz vorgesehen, für eine verbesserte Infor-
mation des Benutzers solcher Maschinen zu sor-
gen. 

Die Bekämpfung des Lärms ist ferner verstärkt 
worden durch die von der Bundesregierung erlas-
sene Arbeitsstättenverordnung und die von der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz in Dortmund er-
griffenen Maßnahmen zur Intensivierung des lärm-
armen Konstruierens von Maschinen. 

Zum 7. Anstrich 

Bei den Immissionswerten von 70 dB (A) bzw. 
60 dB (A) handelt es sich um Immissionswerte au-
ßerhalb des Gebäudes. Bei den vom Umweltbundes-
amt genannten Werten handelt es sich um Immis-
sionswerte innerhalb des Gebäudes. Diese können 
durch ausreichenden baulichen Schallschutz einge-
halten werden. 

Zum 8. Anstrich 

Die genannten Zahlen beziehen sich vermutlich auf 
die angezeigten Fälle von Verdacht auf eine Berufs-
krankheit pro Tausend Vollarbeiter in den Jahren 
1970 und 1983. Entsprechend den Unfallverhütungs-
berichten der Bundesregierung lauten diese Zahlen 
für 1970 1,02 und für 1983 1,44 pro Tausend Vollar-
beiter. Die Zahl der angezeigten Verdachtsfälle 
stellt jedoch keine sachlich fundierte Grundlage für 
Aussagen über bestimmte Gefährdungsverhält-
nisse dar. Für die Beurteilung des Berufskrankhei-
tengeschehens sind ausschließlich die Zahlen der 
erstmals entschädigten Berufskrankheiten von Be-
deutung. Pro Tausend Vollarbeiter waren dies im 
Jahre 1970 0,21 und im Jahre 1983 0,22 Fälle. Seit-
her hat diese Zahl erheblich abgenommen und im 
Jahre 1985 mit 0,15 pro Tausend Vollarbeiter den 
niedrigsten Stand erreicht. 

1.2 

Kann die Bundesregierung bestätigen, 

— daß die Krebssterblichkeit von Arbeitern über-
durchschnittlich hoch ist; wie beurteilt die Bun-
desregierung Schätzungen der IG-Metall Würt-
temberg, nach denen 50 000 Krebstote pro Jahr 
auf arbeitsplatzbedingte Ursachen zurückzufüh-
ren sind, 

— daß iatrogene Probleme zunehmen, 
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— daß mindestens 500 000 Personen in der Bundes-
republik Deutschland medikamentenabhängig 
sind? 

Zum 1. Anstrich 

Die Bundesregierung verfügt nicht über Daten, die 
eine überdurchschnittlich hohe Krebssterblichkeit 
von Arbeitern bestätigen. 

Zur Frage der Schätzungen hat sie in ihrer Antwort 
auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD 
(Drucksache 10/5767) „Krebsrisiko am Arbeitsplatz" 
wie folgt Stellung genommen: „Infolge der unzurei-
chenden Datenlage ist eine fundierte Abschätzung 
des Anteils der Krebs-Berufskrankheiten an der 
Gesamtzahl aller Krebserkrankungen in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht möglich. Aus dem-
selben Grunde können auch keine Aussagen zum 
Verhältnis berufsbedingter zu allgemeiner Krebs-
sterblichkeit getroffen  werden."  

Zum 2. Anstrich 

Der Bundesregierung liegen zuverlässige Erkennt-
nisse über die in der Anfrage unterstellte Zunahme 
iatrogener Probleme nicht vor. 

Zum 3. Anstrich 

In ihrem Bericht über die gegenwärtige Situation 
des Mißbrauchs von Alkohol, illegalen Drogen und 
Medikamenten in der Bundesrepublik Deutsch-
land ... („Suchtbericht") vom 16. Juli 1986 (Druck-
sache 10/5856) hat die Bundesregierung auf die 
Schwierigkeiten hingewiesen, die einer exakten Er-
fassung der Zahl der Medikamentenabhängigen 
und -gefährdeten entgegenstehen. Die Bundesregie-
rung rechnet jedoch trotz dieser Vorbehalte mit 
300 000 bis 500 000 Medikamentenabhängigen; die 
Deutsche Hauptstelle gegen die Suchtgefahren be-
richtet von Schätzungen bis zu 800 000 Personen. 
Auf den Bericht (S. 5 und S. 27) wird verwiesen. 

1.3 

Liegen der Bundesregierung erste Ergebnisse*) der 
Arbeitsgruppe „Krebsgefährdende Umwelteinflüs-
se" vor? 

Als ein Ergebnis der Arbeitsgruppe „Krebserzeu-
gende Umwelteinflüsse" des „Gesamtprogramm zur 
Krebsbekämpfung" der Bundesregierung liegt ein 
Bericht über „Stoffe und Stoffgemische, für die we-
gen ihres kanzerogenen Potentials oder ihrer Um-
weltrelevanz ein vordringlicher Handlungsbedarf 
besteht" vor (Januar 1986). Darüber hinaus hat die 
Arbeitsgruppe eine Pilotstudie initiiert, in der die 
Möglichkeit einer Quantifizierung des Einflusses 

*) Ergebnisse statistisch epidemiologischer Forschung 
über den Zusammenhang zwischen Mortalität bzw. 
Morbidität und dem Grad der Luftverunreinigung, der 
Wasserverschmutzung, der Chemisierung von Lebens-
mitteln und den Arbeitsbedingungen. 

der Luftverunreinigung auf die Lungenkrebsentste

-

hung — unter Berücksichtigung der Faktoren Rau-
chen und Arbeitsplatzbelastung — durch epidemio-
logische Untersuchungen erkundet werden soll. Er-
ste Ergebnisse zeigen, daß wegen des gegenüber 
den anderen Faktoren vergleichsweise geringen 
Einflusses der Luftverschmutzung gravierende me-
thodische Probleme auftreten. 

2. Folgekosten der Gesundheitsschädigung 

Die Folgen umwelt- und arbeitsbedingter Erkran-
kungen schlagen sich im persönlichen Bereich als 
Beeinträchtigung des Wohlbefindens und der Le-
bensmöglichkeiten, im ökonomischen Bereich als 
Zusatzkosten des Gesundheitswesens nieder. Die 
Aufwendungen für das Gesundheitswesen insge-
samt betrugen 1970 69,9 Milliarden DM, 1982 
207,9 Milliarden DM und damit 13% des Bruttosozi-
alproduktes. 

2.1 

Wie haben sich die Ausgaben für 

— Behandlungen infolge von Arbeitsunfällen, 

— Behandlungen infolge von Berufskrankheiten, 

— Lohnfortzahlung/Krankengeldzahlung wegen 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, 

— Unfallrenten, 

— Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, 

— Behandlungen wegen Atemwegserkrankungen, 

— Behandlungen wegen lärmbedingten Erkran-
kungen 

— Behandlungen wegen Allergien 

entwickelt (Vergleich 1982 mit 1970)? 

Wie haben sich die entsprechenden Ausgaben nach 
1982 entwickelt? 

Die Ausgaben der Träger der Unfallversicherung 
betrugen (in Mio. DM) für 

1970 1982 1985 

— Behandlungen 	von . 
Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten . 568 1 665 1 795 

— Verletztengeld 	we- 
gen Arbeitsunfällen 
und Berufskrankhei- 
ten 	  411 643 651 

— Unfallrenten 	 2 650 6 764 6 971 

Darüber hinaus erstatteten die Träger der Unfall-
versicherung an die Träger der gesetzlichen Kran-
kenversicherung 

1970 rd. 70 Mio. DM, 1982 rd. 187 Mio. DM und 1985 
rd. 244 Mio. DM 

für Leistungen der gesetzlichen Krankenkassen, 
die durch Arbeitsunfälle bedingt waren. Die Höhe 
der bei der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
bleibenden Ausgaben für Leistungen, die durch Ar-
beitsunfälle bedingt waren, läßt sich nicht ermit- 
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tein. Auch für sonstige unfall- und berufskrank-
heitsbedingte Aufwendungen (z. B. Lohnfortzahlun-
gen) stehen hinreichend spezifizierte Statistiken 
nicht zur Verfügung. 

Die Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung 
für Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten betru-
gen 

1970 rd. 5,1 Mrd. DM, 1982 rd. 15,4 Mrd. DM und 1985 
rd. 19,6 Mrd. DM. 

Bei der Bewertung dieser Zahlenreihen sind Ren-
tenerhöhungen und auch die durch die Rechtspre-
chung erweiterten Anspruchsvoraussetzungen für 
Erwerbsunfähigkeitsrenten mit zu berücksichti-
gen. 

In der Bundesrepublik Deutschland existieren 
keine umfassenden Statistiken, die die kurativen 
Ausgaben des Gesundheitswesens nach Diagnosen 
bzw. Diagnosegruppen disaggregieren. 

2.2 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich die 
Entschädigungen wegen Schwerhörigkeit 1982 auf 
291 Millionen DM beliefen? 

Wie hoch waren die Entschädigungen, die wegen 
der Berufskrankheiten Silikose, Asbestose, Haut-
erkrankungen geleistet wurden? 

Die Gesamtentschädigungen für einzelne Krank-
heitsarten können statistisch nicht abgegrenzt wer-
den. Bei Zahlenangaben zu einzelnen Indikations-
gebieten kann es sich allenfalls um singuläre über-
schlägige Schätzungen handeln. 

2.3 
Nach dem Dritten Immissionsschutzbericht hält die 
Bundesregierung die durch militärische Übungen 
im Tiefflug verursachte Lärmbelästigung für „er-
heblich". 

Welche Mittel sind nach Auffassung der Bundesre-
gierung erforderlich, die Lärmbelästigung soweit zu 
reduzieren, daß sie unerheblich wird? 

Wie hoch sind die jährlichen Ausgaben des Bundes-
ministeriums der Verteidigung für die Errichtung 
von Lärmschutz und die Erstattung baulichen 
Schallschutzes seit 1980? 

Die Bundesregierung stellt im Dritten Immissions-
schutzbericht (Seite 46, Drucksache 10/1354) fest, 
daß nach wie vor militärische Übungen im Tiefflug 
eine erhebliche Lärmbelästigung für die Betroffe-
nen verursachen. Die zuständigen militärischen 
Stellen sind ständig bemüht, die Lärmbelastung 
durch militärisch notwendigen Tiefflug soweit wie 
möglich zu vermeiden oder zu mindern. Dies ge-
schieht durch flugbetriebliche und organisatorische 
Maßnahmen. Besonders belastete Gebiete werden 
durch eine gleichmäßigere Verteilung der Tiefflüge 
und durch Einsatzbeschränkungen entlastet. Die-
sen Bemühungen sind Grenzen gesetzt, wie bereits 
im Dritten Immissionsschutzbericht (Seite 46, 

Drucksache 10/1354) dargelegt. Weite Teile der 
Übungen im Tiefflug wurden in dünnbesiedelte 
Gebiete des Auslands verlegt [s. a. Protokolle 
der 156. Sitzung (S. 11705 ff.) und der 225. Sitzung 
(S. 17426 ff.) des Deutschen Bundestages vom 
12. September 1985 bzw. 26. Juni 1986]. 

Langfristig wird nur die Entwicklung leiserer 
Triebwerke für strahlgetriebene Kampfflugzeuge 
zu einer noch weiteren Senkung der Fluglärmbela-
stung führen können. Welche Mittel dafür erforder-
lich sind, kann derzeit noch nicht abgesehen wer-
den. Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaß-
nahmen in der Schutzzone 1 des Lärmschutzberei-
ches von Militärflugplätzen wurden von 1980 bis 
1985 in Höhe von 156,5 Mio. DM erstattet. Für Bau-
maßnahmen auf Militärflugplätzen, wie den Bau 
von Lärmschutzhallen für Probeläufe der Triebwer-
ke, wurden bis 1985 insgesamt ca. 265 Mio. DM, da-
von in den Jahren 1980 bis 1985 ca. 40 Mio. DM auf-
gewendet. 

2.4 

Teilt die Bundesregierung 

— die Einschätzung des Gesundheitssenators 
Brückner von Bremen, daß durch gesundheits-
gerechte Lebensweise und durch auf die Erhal-
tung der Gesundheit ausgerichtete Arbeits- und 
Sozialbedingungen bisherige Ausgaben im Ge-
sundheitsbereich von 50 bis 60 Milliarden DM 
entfallen könnten, 

— die Auffassung, daß durch einen Rückgang der 
Luftschadstoffbelastung die Häufigkeit von 
Atemwegserkrankungen und die damit verbun-
denen Ausgaben verringert werden könnten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung 

— die Berechnungen von Dr. Marburger (Bundes-
anstalt für Straßenwesen), nach denen die jähr-
lichen Behandlungskosten und Ressourcenaus-
fälle aufgrund der luftverschmutzungsbedingten 
Atemwegserkrankungen auf 2,3 bis 5,8 Milliar-
den DM zu veranschlagen sind, 

— die Schätzung des Bremer Gesundheitssenators, 
nach der die Ausgaben im Gesundheitswesen 
aufgrund von Fehlernährung, die z. B. Erkran-
kungen der Zähne und des Verdauungssystems 
bewirkt, 17 Milliarden DM betragen? 

Zum 1. Anstrich 

Die angeführte Einschätzung des Senators für Ge-
sundheit und Sport des Landes Bremen ist der Bun-
desregierung im einzelnen und im Hinblick auf de-
ren Quellen nicht bekannt. Die Bundesregierung ist 
grundsätzlich der Auffassung, daß Gesundheits-
schutz aus humanen und ökonomischen Gründen 
zu den Schwerpunkten der Gesundheitspolitik ge-
hören muß, denen in Zukunft noch verstärkt Auf-
merksamkeit zu schenken ist. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Anfrage „Leistungsfähigkeit des Gesundheitswe-
sens und Qualität der gesundheitlichen Versorgung 
der Bevölkerung" (Drucksache 10/3374) eingehend 
zum Stellenwert der Vorsorge und des Gesundheits- 
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Schutzes im Gesundheitswesen Stellung genom-
men. 

Zum 2. Anstrich 

Ja. Die epidemioligischen Studien der 50er und 60er 
Jahre mit hohen Luftverunreinigungen (z. B. in 
England) haben gezeigt, daß damals ein Zusam-
menhang zwischen Luftschadstoffbelastungen und 
Häufigkeiten von Atemwegserkrankungen bestand. 
Ähnliche Beziehungen wurden auch bei hohen 
Schadstoffbelastungen am Arbeitsplatz gefunden. 
Spätere Untersuchungen nach Umsetzung von Luft-
reinhalteplänen haben mit abnehmender Schad-
stoffkonzentration eine Verringerung der Häufig-
keit von Atemwegserkrankungen gezeigt. Dies wird 
auch zu einer Beeinflussung der Kosten geführt ha-
ben. 

Zum 3. Anstrich 

Die zitierten „Berechnungen" von Dr. Marburger 
stammen aus einem Vortrag, den er auf dem Sym-
posium des Bundesministers des Innern über „Ko-
sten der Umweltverschmutzung" im September 
1985 gehalten hat. Sein Beitrag unter dem Titel 
„Zur ökonomischen Bewertung gesundheitlicher 
Schäden durch Luftverschmutzung" sollte die  Not-
wendigkeit weiterer Forschungen aufzeigen. Unter 
Hinweis auf den Zweiten Immissionsschutzbericht 
der Bundesregierung (Drucksache 9/1458), weist er 
auf „lückenhafte Aspekte" und „überaus spärliche 
Angaben" hin. 

Dr. Marburger benutzt dann Werte, die in den USA 
1958 und 1963 geschätzt wurden, um durch analoge 
Hochrechnungen auf die weite Spanne der mögli-
chen Kosten hinzuweisen. Sein Kapitel 3 „Unsicher-
heitsbereiche" beginnt mit dem Satz „Die Grenzen 
der Aussagefähigkeit dieser Kosten sind deutlich". 
Die Bundesregierung sieht dies unter den derzeit 
zur Verfügung stehenden Erkenntnissen in gleicher 
Weise und unterstützt weitergehende Untersuchun-
gen durch ihre Forschungsprogramme. 

Zum 4. Anstrich 

Die Kosten ernährungsabhängiger Krankheiten 
sind seit Jahren Gegenstand fachlicher und öffentli-
cher Diskussionen. Im Ernährungsbericht 1976 der 
Deutschen Gesellschaft für Ernährung konnte 
erstmals eine Größenordnung genannt werden —
17 Mrd. DM jährlich. Hierauf beruht offensichtlich 
die Aussage des Senators für Gesundheit und Sport 
Brückner. 

Nach einer vom Bundesministerium für Jugend, Fa-
milie, Frauen und Gesundheit geförderten Studie 
werden die direkten und indirekten Kosten ernäh-
rungsabhängiger Krankheiten 1980 auf 42 Mrd. DM 
geschätzt. Diese Summe darf aus methodischen 
Gründen nicht mit jenem unbekannten Betrag ver-
wechselt werden, der bei richtiger Ernährung hier-
von eingespart werden kann. 

2.5 
Nach einer Studie des Office of Technology Assess-
ment betragen die Folgekosten des Rauchens für 
die Volkswirtschaft der USA jährlich 65 Milliarden 
Dollar, so daß durch jede Packung verkaufter Ziga-
retten volkswirtschaftliche Zusatzkosten in Höhe 
von 2,17 Dollar verursacht werden. Die Bundesver-
einigung für Gesundheitserziehung beziffert die 
durch Rauchen verursachten Ausgaben im Gesund-
heitswesen auf 25 Millarden DM. Der Nichtraucher-
bund Berlin schätzt die gesamten volkswirtschaftli-
chen Folgekosten — einschließlich der Einkom-
mensverluste — auf mehr als 70 Milliarden DM. 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Schät-
zungen? 

Liegen ihr andere Erkenntnisse vor? 

Unabhängig von den verschiedenen in der Diskus-
sion befindlichen Schätzzahlen über Kosten be-
treibt die Bundesregierung eine Gesundheitspolitik, 
die das Nichtrauchen fördert. Zu den Folgekosten 
des Rauchens für die Volkswirtschaft der Vereinig-
ten Staaten liegen der Bundesregierung keine eige-
nen Erkenntnisse vor. 

Verläßliche Berechnungen über die direkten und 
indirekten Kosten des Mißbrauchs von Tabakwaren 
in der Bundesrepublik Deutschland existieren 
nicht. Auf die Antwort zu Frage 7 der Großen An-
frage der Abgeordneten Frau Kelly und der Frak-
tion DIE GRÜNEN (Drucksache 10/3675) wird ver-
wiesen. 

2.6 
Welche Studien über den Zusammenhang der Um-
weltbelastung und der Höhe der Gesundheitsausga-
ben insgesamt liegen der Bundesregierung für die 
Bundesrepublik Deutschland vor? 

Hat die Bundesregierung solche Studien in Auftrag 
gegeben? 

Studien über den Zusammenhang zwischen der 
Umweltbelastung und der Höhe der Gesundheits-
ausgaben insgesamt liegen nicht vor. Dies liegt ins-
besondere darin begründet, daß trotz intensiver 
Wirkungsforschung und statistisch gesicherter Zu-
sammenhänge eine ökonomische Bewertung wegen 
der fehlenden Verknüpfungsmöglichkeit mit Ge-
sundheitsdaten nicht hinreichend gesichert vollzo-
gen werden kann. 

Gleichwohl wird wegen eines möglichen Zusam-
menhangs dieser beiden Größen seit 1983 vom In-
stitut für Umweltschutz der Universität Dortmund 
im Rahmen des Umweltforschungsplans des BMU 
das Forschungsvorhaben „Ökonomische Bewertung 
von Gesundheitsschäden durch Luftverunreinigun-
gen" bearbeitet. Der Forschungsansatz beruht auf 
vereinfachenden Annahmen über statistische Zu-
sammenhänge. Mit Ergebnissen ist in der ersten 
Jahreshälfte 1987 zu rechnen. 
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3. Ökonomische Ineffizienzen im Gesundheitswe-
sen 

Ausgabenerhöhungen im Gesundheitswesen gehen 
zu einem Teil auch auf überdurchschnittliche Preis-
steigerungen in diesem Bereich oder auf Auswei-
tung der Leistungsmengen, deren Nutzen fraglich 
ist, zurück. Eine solche Entwicklung liegt im Arz-
neimittelbereich vor. 

3.1 

Wie hoch war der Anteil der Arzneimittelausgaben 
an den gesamten Aufwendungen des Gesundheits-
wesens 1982 gegenüber 1970? 

Der Anteil der Ausgaben für Arzneien, Heil- und 
Hilfsmittel an den gesamten Ausgaben für Gesund-
heit betrug nach Angaben des Statistischen Bun-
desamtes 1970 11,3 % und 1982 12,9%. Die entspre-
chenden Daten nur für Arzneimittel stehen dem 
Statistischen Bundesamt nicht zur Verfügung. Im 
Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung be-
trug demgegenüber der Anteil der Ausgaben für 
Arzneimittel aus Apotheken an den gesamten Lei-
stungsausgaben 1970 17,7 % und 1982 14,8 %. 

3.2 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 

— daß der jährliche Tablettenumsatz pro Kopf der 
Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutsch-
land 658 Tabletten beträgt, 

— daß in Holland 3 500 Präparate, in der Bundesre-
publik Deutschland dagegen 8 882 Präparate im 
Handel sind und die Weltgesundheitsorganisa-
tion 200 Wirkstoffe für wesentlich hält? 

Zum 1. Anstrich 

Die alleinige Zahl des durchschnittlichen jährlichen 
Pro-Kopf-Tablettenumsatzes erlaubt keine gesund-
heitliche Bewertung. Eine differenzierte Beurtei-
lung muß Gesichtspunkte, wie langfristig behand-
lungsbedürftige chronische Erkrankungen oder 
Vielfachmedikation berücksichtigen. Sie kann sich 
im Vergleich nur auf altersstandardisierte Bevölke-
rungen beziehen, weil z. B. ein hoher Anteil alter 
Menschen mit einem hohen Anteil von Multimorbi-
dität und folglich hohem Arzneimittelverbrauch 
verbunden ist. Für eine Bewertung sind differen-
zierte Angaben über die Anteile verordneter oder 
bei der Selbstmedikation verwendeter Arzneimittel 
nach Anwendungsgebieten gegliedert nötig, um an-
dere Möglichkeiten gebührend berücksichtigen und 
somit die gesundheitliche Relevanz verbrauchter 
Arzneimittel abschätzen zu können. 

Zum 2. Anstrich 

Ein direkter zahlenmäßiger Vergleich zwischen den 
in den Niederlanden und in der Bundesrepublik 
Deutschland im Handel befindlichen Präparaten ist 
nicht möglich, da Unterschiede in der Definition 
„Arzneimittel" bestehen. So wurden in der Bundes-
republik Deutschland allein im Jahre 1985 255 Fer

-

tigarzneimittel als Monopräparate zugelassen, die 
jeweils Nachahmerprodukte von insgesamt nur vier 
Wirkstoffen darstellen. 

Die „Essential Drugs List" der Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) umfaßt ca. 200 Wirkstoffe, die 
Zahl der daraus gefertigten Arzneimittel ist aber 
unbekannt. 

Für die Bundesrepublik Deutschland wird gegen-
wärtig keine Notwendigkeit gesehen, eine Tren-
nung von Wirkstoffen zur Grundversorgung und 
Wirkstoffen zur optimalen Behandlung vorzuneh-
men. 

3.3 
Wie hoch sind die gesamten Werbeaufwendungen 
der Pharmaindustrie? 

Der Bundesregierung liegt keine amtliche Statistik 
über die Werbeaufwendungen der Pharmaindustrie 
vor. 

3.4 
Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 

— bei Verordnung des jeweils preisgünstigsten 
Medikaments der gleichen Indikation die Ausga-
ben der gesetzlichen Krankenversicherung für 
Arzneimittel um 10 % niedriger wären, 

— daß die Arzneimittelpreise in der Bundesrepu-
blik Deutschland um mehr als 25% höher liegen 
als im Durchschnitt der anderen europäischen 
Länder? 

Zum 1. Anstrich 

Die Höhe der tatsächlichen Einsparmöglichkeiten 
bei Arzneimittelausgaben der gesetzlichen Kran-
kenversicherung ist nicht quantifizierbar. Nach ei-
ner Studie des Wissenschaftlichen Instituts der 
Ortskrankenkassen betrug das rechnerische Ein-
sparpotential der gesetzlichen Krankenkassen bei 
konsequenter Verordnung der preisgünstigsten 
wirkstoffgleichen Arzneimittel im Jahre 1984 zwi-
schen 800 Mio. DM und rd. 1,3 Mrd. DM (Gesamt-
ausgaben 1984 = 15,5 Mrd. DM). Bei dieser Berech-
nung sind weitere Einsparmöglichkeiten nicht be-
rücksichtigt, die sich durch eine stärkere Nutzung 
anderer, wirtschaftlicher Verordnungsalternativen 
und durch eine insgesamt zurückhaltendere Ver-
ordnung von Arzneimitteln ergeben. Im weiteren 
wird auf die entsprechenden Ausführungen in der 
Antwort der Bundesregierung auf die Große An-
frage „Leistungsfähigkeit des Gesundheitswesens 
und Qualität der gesundheitlichen Versorgung der 
Bevölkerung" (Drucksache 10/3374) verwiesen. 

Zum 2. Anstrich 

Eine durchschnittliche Preisdifferenz bei Arznei-
mitteln von mehr als 25% gegenüber anderen euro-
päischen Ländern kann die Bundesregierung nicht 
bestätigen. 

Die vorliegenden Untersuchungen weisen unter

-

schiedliche Differenzen zwischen Arzneimittelprei- 
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sen in der Bundesrepublik Deutschland und denen 
in anderen europäischen Ländern auf. Diese Diffe-
renzen variieren je nach dem betrachteten Zeit-
raum, dem zugrunde gelegten Warenkorb und der 
verwandten Vergleichsmethode. Unter anderem 
kommt das Statistische Amt der Europäischen Ge-
meinschaft (SAEG) nach einer nicht veröffentlich-
ten Untersuchung zu dem Ergebnis, daß das Preis-
niveau für verschiedene Arzneimittel in den ande-
ren EG-Mitgliedstaaten teils geringfügig, teils we-
sentlich unter dem deutschen Niveau liegt. 

3.5 
Wie bewertet die Bundesregierung die Ergebnisse 
der letzten Mikrozensusbefragungen, nach denen 
der Anteil der Bevölkerung, der unter gesundheitli-
cher Beeinträchtigung leidet, trotz gestiegener Ge-
sundheitsausgaben gleichgeblieben ist? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
zwischen dem Gesundheitszustand der Bevölke

-

rung einerseits und den Gesundheitsausgaben an-
dererseits ein so unmittelbarer Zusammenhang 
hergestellt werden kann, wie dies in der Fragestel-
lung geschieht. Sie hat auch zu dem Verhältnis zwi-
schen Gesundheitszustand und Ausgaben in der be-
reits zitierten Antwort auf die Große Anfrage zur 
„Leistungsfähigkeit des Gesundheitswesens und 
Qualität der gesundheitlichen Versorgung der Be-
völkerung" (Drucksache 10/3374) eingehend Stel-
lung genommen. 

Wenn auch richtig ist, daß nach den Ergebnissen 
der letzten Mikrozensus-Befragung im April 1982 
der Anteil der Bevölkerung, der angab, unter einer 
gesundheitlichen Beeinträchtigung zu leiden, annä-
hernd gleichgeblieben ist, so ist doch die Entwick-
lung des Gesundheitszustandes der Bevölkerung 
insgesamt positiv zu bewerten. Belege dafür sind 
der Anstieg der durchschnittlichen Lebenserwar-
tung, der Rückgang der Säuglingssterblichkeit so-
wie des durchschnittlichen Krankenstandes. 
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Große Anfrage (IV) — Drucksache 10/5852 — 

1. Chemische Industrie 

1.1 Rohstoffverbrauch der chemischen Industrie 

1.1.1 

Im Jahre 1980 betrug der Anteil der Chemieindu-
strie an der Nettowertschöpfung der gesamten In-
dustrie 10%, während ihr Anteil am Energiever-
brauch 33,4 % betrug. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die hohe Ener-
gieintensität der chemischen Industrie im Hinblick 
auf eine Politik der Energieeinsparung? 

1.1.2 

Sieht die Bundesregierung es als ihre Aufgabe an, 
die chemische Industrie zur Entwicklung energie-
sparender Produktionsverfahren zu veranlassen? 

Wenn nein, warum nicht? 

Wenn ja,  wie? 

Bei der Produktion chemischer Erzeugnisse werden 
Energieträger sowohl für den Endenergieverbrauch 
als auch als Rohstoffe eingesetzt. Der in der Frage 
genannte Anteil am Energieverbrauch setzt sich je-
weils etwa zur Hälfte aus diesen beiden Verwen-
dungsarten zusammen. Für die Politik der Energie-
einsparung sind allerdings weniger Verbrauchs-
niveaus oder -anteile relevant, sondern die Entwick-
lung des spezifischen Energieverbrauchs. Die che-
mische Industrie hat diesen in der Zeit von 1973 bis 
1984 um gut 15% reduziert. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß die deutsche chemische Indu-
strie auch künftig alle organisatorischen und inve-
stiven Möglichkeiten zur rationellen Energiever-
wendung nutzt, um im Wettbewerb bestehen zu 
können. 

1.1.3 

Der Wasserverbrauch der chemischen Industrie 
nimmt sowohl absolut als auch anteilmäßig am Ge-
samtverbrauch des Bergbaus und des Verarbeiten-
den Gewerbes zu. Die chemische Industrie ist nicht 
nur der größte industrielle Wasserverbraucher, dar-
über hinaus sind ca. 10 bis 15% des von der chemi-
schen Industrie verbrauchten Wassers Grund- und 
Quellwasser. 

a) Wie hoch schätzt die Bundesregierung die zu-
sätzlichen Kosten für die öffentliche Wasserver-
sorgung, die sich aus dem Fehlen von Brauch-
wassersystemen in der chemischen Industrie er-
geben, und inwieweit werden diese Kosten — 
gemäß dem Verursacherprinzip — von der che-
mischen Industrie getragen? 

Der Wasserverbrauch der chemischen Industrie ist 
seit 1979 rückläufig. Getrennte Wasserversorgungs-
systeme sind in der chemischen Industrie üblich. 
Ob und inwieweit sich im Einzelfall aus dem Fehlen 

solcher Brauchwassersysteme zusätzliche Kosten 
für die öffentliche Wasserversorgung ergeben, läßt 
sich nur bei Kenntnis der speziellen Verhältnisse 
ermitteln. Der Bundesregierung sind diese nicht be-
kannt. Das Vorhanden- bzw. Nichtvorhandensein 
getrennter Wasserversorgungssysteme wäre kein 
geeigneter Ansatzpunkt für umweltpolitische Maß-
nahmen nach dem Verursacherprinzip (vgl. hierzu 
auch die Antworten auf die Fragen 2.4.1 und 2.4.2 
des Teils I dieser Großen Anfragen). 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung den Wert des 
von der chemischen Industrie verbrauchten 
Grund- und Quellwassers? 

Für die Grundwassergewinnung aus eigenen Brun-
nen der chemischen Industrie läßt sich ein objekti-
ver Wert nicht ermitteln. 

1.2 Schadstoffemissionen der chemischen Indu-
strie 

Als Folge chemischer Stoffumwandlungen werden 
laufend Verbindungen in die Umwelt eingeführt, 
die entweder in der Natur nicht vorkommen oder 
für das aufnehmende Umweltmedium fremd sind 
und/oder durch natürliche Stoffumwandlung nicht 
wieder in den ökologischen Kreislauf eingefügt 
werden können. 

1.2.1 

Welche für Mensch, Tier und Pflanze gefährlichen 
Stoffe werden von der chemischen Industrie in wel-
chen Mengen jährlich emitiert? 

122 

Wie verteilen sich diese Schadstoffe auf die Um-
weltmedien Luft, Boden/Abfälle, Wasser und auf 
die Nahrung? 

12.3 

Wie beurteilt die Bundesregierung die durch die 
Emissionen verursachten Schädigungen der 
menschlichen Gesundheit, der Tier- und Pflanzen-
welt, an Gebäuden, Produktions- und Infrastruktur-
anlagen? 

Eine vollständige Beantwortung dieser Frage 
würde angesichts von allein ca. 1 200 eingestuften 
Stoffen, die im Anhang VI der Gefahrstoffverord-
nung vom 26. August 1986 (BGBl. I S. 1470) aufge-
führt sind, den Rahmen der Beantwortung dieser 
Großen Anfragen völlig sprengen. Die Bundesregie-
rung verweist deshalb auf die dem Deutschen Bun-
destag am 5. September 1986 zugeleitete Unterrich-
tung „Leitlinien der Bundesregierung zur Umwelt-
vorsorge durch Vermeidung und stufenweisen Ver-
minderung von Schadstoffen (Leitlinien Umwelt- 
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vorsorge)" (Drucksache 10/6028). Sie führt darin 
u. a. aus, daß sich die Umweltrisiken von Stoffen 
einer sinnvollen Quantitifizierung weitgehend ent-
ziehen. Es ist deshalb vielfach erforderlich, umwelt-
politische Entscheidungen auch schon dann zu tref-
fen, wenn exakte Berechnungen noch nicht vorlie-
gen. Wissenslücken dürften nicht zu einem Verzicht 
auf vorsorgende Umweltpolitik führen (vgl. hierzu 
auch die Antwort auf Frage 32.1 des Teils I dieser 
Großen Anfragen). 

12.4 
Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 

— gesellschaftlichen Folgekosten des Medika-
ments Contergan und 

— die Folgekosten des Einsatzes von Formaldehyd 
ein? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die gesellschaft-
lichen Folgekosten der Dünnsäureverklappung? 

An anerkannte Contergan-Geschädigte werden von 
der Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder" Lei-
stungen in Form von einmaligen Kapitalentschädi-
gungen und lebenslangen monatlichen Renten ge-
währt. An 2 839 Betroffene wurde seit 1972 ein Be-
trag von insgesamt 277 Mio. DM gezahlt. Weitere 
Folgekosten, wie z. B. die Kosten für medizinische 
Rehabilitation und Maßnahmen der beruflichen 
und sozialen Eingliederung, variieren je nach kon-
kretem Fall. Eine Gesamtschätzung kann daher 
nicht vorgenommen werden. 

Die Folgekosten des Einsatzes von Formaldehyd 
sind der Bundesregierung nicht bekannt. 

Folgekosten der Dünnsäureverklappung konnten 
bislang nicht mit hinreichender Sicherheit nachge-
wiesen werden. Dem Vorsorgeprinzip folgend, setzt 
die Bundesregierung ihre Maßnahmen zur Einstel-
lung der Einbringung stark saurer Abfälle (Dünn-
säuren) auf hoher See unvermindert fort. Bis Ende 
1984 wurde bereits die Einbringung von Grünsalz 
eingestellt. Bis spätestens 1989 soll der völlige Still-
stand der Einbringung von Dünnsäure unter 
schrittweiser Verringerung verwirklicht sein. Ab 
1986 fallen durch Inbetriebnahme einer neuen ab-
fallarmen Produktionsanlage für Titandioxid jähr-
lich 200 000 t Dünnsäure weniger an. 

1.3 
Mit der chemischen Produktion und der Produktion 
von Chemikalien ist ein zunehmendes Risiko ver-
bunden. 

1.3.1 
Welche Schätzungen/Statistiken über die volkswirt-
schaftlichen jährlichen Kosten von Chemieunfällen 
liegen der Bundesregierung vor? 

1.32 
Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Wahr-
scheinlichkeit von Störfällen in der chemischen In-
dustrie ein und wie bewertet sie entsprechend die-
ses Risiko? 

Im Augenblick steht die Diskussion um Risiken der 
chemischen Produktion stark unter dem Eindruck 
des Störfalls bei dem Schweizer Chemieunterneh-
men Sandoz in Basel sowie den damit im Zusam-
menhang stehenden Ereignissen. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist ein weitest-
gehender Schutz gegen Störfälle realisiert: Zum ei-
nen existieren umfassende Regelungen (Störfall

-

Verordnung, Gefahrgutverordnung, Wasserhaus-
haltsgesetz, Verordnung Lagerung wassergefähr-
dender Stoffe); zum anderen sind nach Kenntnis 
der Bundesregierung betriebliche Alarm- und Ge-
fahrenabwehrpläne, die mit den öffentlichen Gefah-
renabwehr- und Katastrophenschutzplänen abge-
stimmt sind, sowie technische Sicherheitsvorkeh-
rungen für die Frühbekämpfung von Bränden (u. a. 
Sprinkleranlagen) und für Brandauswirkungen 
(u. a. ausreichend große Rückhaltevorrichtungen 
für kontaminiertes Löschwasser) vorhanden. 

Festzustellen zum Störfall in Basel ist auch, daß die 
Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern so-
wie zwischen den einzelnen Ländern gut funktio-
nierte und sich jedenfalls in der Bundesrepublik 
Deutschland der Alarmplan Rhein bewährte. Zu be-
dauern bleibt, daß nicht schon die Schweizer Seite 
den Alarm auslöste und ferner erst mit dreitägiger 
Verzögerung in der Lage war, eine Stoffliste der in 
den Rhein gelangten Chemikalien zu übermitteln. 

Aufgrund des Störfalls in Basel hat die Bundesre-
gierung umgehend Kontakt mit der chemischen In-
dustrie aufgenommen. Diese hat ihre Verantwor-
tung für den vorsorgenden Brand- und Katastro-
phenschutz und zur Begrenzung der Auswirkungen 
von Störfällen bekräftigt und die Verpflichtung 
übernommen, sofort folgende weitere Maßnahmen 
zu ergreifen: 

— Überprüfung der. betrieblichen Alarm- und Ge-
fahrenabwehrpläne und ihre Abstimmung mit 
den öffentlichen Gefahrenabwehr- und Kata-
strophenschutzplänen, speziell im Hinblick auf 
die Brandbekämpfung bei gefährlichen Stoffen. 

— Im Lichte der aktuellen Ereignisse erneute 
Überprüfung der Sicherheitseinrichtungen in 
den Betrieben, speziell im Hinblick auf die 
Brandbekämpfung bei gefährlichen Stoffen. 

— Leitlinien für spezielle Maßnahmen für Brand-
schutz bei Pflanzenschutzmitteln. 

— Schnelle und umfassende Information der Be-
hörden bei Schadensfällen über Produkte, La-
gerbestände und Art der Lagerung. 

— Durchführung eines Symposiums über das 
Brandverhalten von chemischen Stoffen mit der 
Verwaltung und der Wissenschaft auf der Basis 
langjähriger eigener Untersuchungen. 

Nach Abschluß der Überprüfung ist zu entscheiden, 
ob weitere Sicherheitsvorkehrungen erforderlich 
sind. 

Umfassende Schätzungen über die jährlichen volks-
wirtschaftlichen Kosten von „Chemieunfällen" lie-
gen der Bundesregierung nicht vor. 
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1.4 Gesundheitliche Folgekosten der chemischen 
Industrie 

1.4.1 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß das 
Krebsrisiko von Chemiearbeitern und Chemikern 
zwei- bis dreimal so hoch ist wie bei der Durch-
schnittsbevölkerung? 

Welche Kosten werden dadurch im Gesundheitsbe-
reich verursacht? 

Welche volkswirtschaftlichen Einkommensverluste 
haben sich dadurch ergeben? 

Die Bundesregierung kann die Annahme, daß das 
Krebsrisiko von Chemiearbeitern und Chemikern 
zwei- bis dreimal so hoch ist wie bei der Durch-
schnittsbevölkerung, nicht bestätigen. In diesem 
Zusammenhang wird auch auf die Beantwortung 
der Frage 1.2 des Teils III dieser Großen Anfragen 
hingewiesen. 

1.4.2 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Anteil 
der Krebserkrankungen, der auf Umweltchemika-
lien zurückgeht? 

Welche Kosten im Gesundheitswesen und welche 
volkswirtschaftlichen Einkommensverluste sind da-
durch entstanden? 

Krebserkrankungen sind nach gegenwärtigem Wis-
sensstand überwiegend nicht durch einzelne Ursa-
chen, sondern durch eine Vielzahl von Faktoren be-
dingt. Von daher bestehen erhebliche Schwierigkei-
ten, den Einfluß bestimmter Faktoren auf die Ent-
scheidung von Krebserkrankungen sowie die damit 
in Verbindung stehenden Folgekosten zu quantifi-
zieren. 

1.4.3 

Wie beurteilt die Bundesregierung 

— den Einfluß von Nitraten auf Krebs- und Blau-
suchterkrankungen, 

— den Einfluß von Dioxin auf Chlorakne, Leber-
und Nierenleiden, Fehlgeburten und Körpermiß-
bildungen, 

— den Einfluß von Phosphaten auf Krebserkran-
kungen, 

— den Einfluß von Schwermetallen auf Nieren-, 
Lungen- und Nervenkrankheiten 

und die damit verbundenen Ausgaben im Gesund-
heitswesen? 

Die auf der Basis experimenteller Untersuchungen 
vermuteten Zusammenhänge zwischen der Nitrat-
aufnahme durch die Nahrung und einer Krebsent-
stehung bei Menschen konnten bislang wissen-
schaftlich nicht gesichert werden. Bei Einhaltung 
des in der neuen Trinkwasserverordnung festgeleg-
ten Grenzwertes von 50 mg/1 Trinkwasser ist die 
Gefahr der Bildung einer Säuglingsmethämoglo-
binämie nicht gegeben. Zum Schutz vor übermäßi

-

ger Nitratbelastung des Verbrauchers hat das Bun-
desgesundheitsamt vor kurzem für einige beson-
ders nitrathaltige Gemüsesorten Richtwerte festge-
setzt. 

Eine Beziehung zwischen der Exposition gegenüber 
chlorierten Dibenzodioxinen sowie Dibenzofuranen 
und der möglichen Entstehung von Chlorakne, Le-
ber- und Nierenleiden, Fehlgeburten und Körper-
mißbildungen ist bei der Allgemeinbevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland nicht belegbar und 
nicht erkennbar. Bei stark erhöhter Dioxinbela-
stung, wie sie z. B. nach Unfällen auftreten kann, 
sind u. a. Chlorakne und Leberleiden ursächlich mit 
einer Aufnahme von Dioxinen in Zusammenhang 
zu bringen. Die Gefahrstoffverordnung, die am 
1. Oktober 1986 in Kraft getreten ist, enthält umfas-
sende Regelungen zum Schutz  der  Arbeitnehmer in 
der chemischen Industrie und der Allgemeinbevöl-
kerung vor gefährlichen Konzentrationen an chlo-
rierten Dibenzodioxinen und Dibenzofuranen. 

Der Bundesregierung sind keine wissenschaftli-
chen Angaben über einen Einfluß von Phosphat auf 
die Entstehung von Krebserkrankungen beim Men-
schen bekannt. 

Die von der Weltgesundheitsorganisation für ein-
zelne Schwermetalle festgelegten PTWI-Werte (vor-
läufig duldbare wöchentliche Aufnahmemenge) 
werden nach den Ergebnissen der im Rahmen der 
amtlichen Lebensmittelüberwachung durchgeführ-
ten Untersuchungen auf Schwermetalle in Nah-
rungsmitteln z. T. deutlich unterschritten. Nach An-
sicht des Bundesgesundheitsamtes kann für die All-
gemeinbevölkerung ein Risiko aus der Schwerme-
tallbelastung gegenwärtig nicht abgeleitet werden. 
Bei hohen Schwermetallbelastungen, wie sie am 
Arbeitsplatz oder in der Umgebung von Industrie-
anlagen auftreten können, ist eine Gesundheitsge-
fährdung nicht auszuschließen. Auf die nach der 
Gefahrstoffverordnung erforderliche Einhaltung 
von Grenzwerten wird deshalb hingewiesen. 

Schon mangels hinreichend sicherer Erkenntnisse 
über die Kausalität lassen sich keine Angaben über 
die mit den hier aufgelisteten Einflußfaktoren ver-
bundenen Ausgaben im Gesundheitswesen machen. 
Die Höhe der Ausgaben im Gesundheitswesen 
kann im übrigen auch nicht alleiniger Maßstab für 
eine auf die Abwehr gesundheitlicher Gefährdun-
gen des Menschen gerichtete Politik sein. 

1.4.4 
Wie hoch ist die Produktion und der Umsatz der 
chemischen Industrie im Bereich der Chemikalien 
für die Lagerung und Verarbeitung von Lebensmit-
teln (technische Hilfsstoffe, Begasungsmittel, Reini-
gungsmittel, Zusatzstoffe, etc.)? 
Welche Folgeprobleme, sowohl im ökologischen 
(Produktion, Abwasser, Luft) wie im gesundheitli-
chen (Allergien, etc.) Bereich sind bekannt und wel-
che werden überprüft? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die dadurch 
entstehenden Folgekosten? 
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Umfassende Angaben für die Produktion und den 
Umsatz der Chemikalien für Lagerung und Verar-
beitung von Lebensmitteln liegen der Bundesregie-
rung nicht vor. Erhebungen wurden jedoch in ein-
zelnen Fällen z. B. für synthetische Lebensmittel-
farbstoffe durchgeführt, deren sachgerechte Deu-
tung allerdings erhebliche Zusatzerhebungen not-
wendig machen würde. 

Die Bundesregierung läßt die Folgeproblematik 
fortlaufend durch unabhängige Sachverständigen-
gremien, z. B. durch den Rat von Sachverständigen 
für Umweltfragen und durch das Bundesgesund-
heitsamt, beobachten. Eine solide Abschätzung 
eventueller Folgekosten erscheint weder jetzt noch 
in absehbarer Zukunft möglich. 

2. Landwirtschaft 

Der Landwirtschaft kommt neben der Nahrungs-
mittelproduktion die zentrale Aufgabe der Land-
schafts- und Naturpflege zu. 

2.1 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
gegenwärtig dominierende großbetriebliche und 
monokulturelle Produktionsweise in der Landwirt-
schaft zu einer Störung des ökologischen Gleichge-
wichts und damit zu einer Beeinträchtigung der Bo-
denfruchtbarkeit führt? 

2.2 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
durch diese landwirtschaftliche Produktionsweise 
der Wasserhaushalt (z. B. durch die Absenkung des 
Grundwasserspiegels) gestört wird und in anderen 
Bereichen hierdurch zusätzliche Ausgaben verur-
sacht werden (z. B. der Bau von Talsperren)? 

In der Bundesrepublik Deutschland dominieren we-
der großbetriebliche (vgl. Daten über die Betriebs-
größenstruktur in den jährlichen Agrarberichten 
der Bundesregierung, zuletzt Drucksache 10/5016, 
Ziffer 1.2.2), noch monokulturelle Produktionswei-
sen (üblich ist in der Bundesrepublik Deutschland 
eine mehrjährige Fruchtfolge). Die Frage 2.1 ist be-
reits ausführlich in der Antwort auf die Große An-
frage der Abgeordneten Frau Dr. Vollmer und der 
Fraktion DIE GRÜNEN „Ökologischer Landbau 
und die Zukunft der Landwirtschaft in der Bundes-
republik Deutschland" insbesondere in Frage 13 be-
antwortet. Ferner wird auf die Bodenschutzkonzep-
tion der Bundesregierung (Drucksache 10/2977) ver-
wiesen. 

Durch die gegenwärtig üblichen landwirtschaftli-
chen Produktionsweisen sind nach Ansicht der 
Bundesregierung wesentliche Eingriffe in den Was-
serhaushalt, die zu einer Absenkung des Grundwas-
serspiegels führen, nicht gegeben. Es ist Aufgabe 
der Länder, im Vollzug des Wasserrechts sicherzu-
stellen, daß jede vermeidbare Beeinträchtigung von 
Gewässern unterbleibt. 

2.3 

Wie hoch sind die Düngemittelausgaben der Land-
wirtschaft? 

Liegen der Bundesregierung Studien darüber vor, 
um wieviel sich der Ernteertrag der Landwirtschaft 
verringern würde, wenn der Düngemitteleinsatz um 
50 % reduziert würde? 

Die Ausgaben der Landwirtschaft für Düngemittel 
in der Bundesrepublik Deutschland betrugen 
1984/85 4.519 Mio. DM. 

Die Auswirkungen einer Reduzierung des Mineral-
düngereinsatzes lassen sich nicht pauschal feststel-
len. In vielen Fällen ist mit einer erheblichen Redu-
zierung der Ernteerträge zu rechnen. Der Umfang 
des zu ermittelnden Ertragsrückganges wäre unter 
anderem abhängig 

— von der bisherigen Düngungsintensität, 

— von den angebauten Kulturen, 

— von den verfügbaren Nährstoffvorräten des Bo-
dens, 

— vom Umfang der Kürzung und von der Auswahl 
der zu reduzierenden Pflanzennährstoffe sowie 

— vom Anteil der organischen Düngung. 

2.4 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über die Folgekosten der Pestizid- und Kunstdün-
gerverwendung und des Medikamenteneinsatzes in 
der Tierhaltung vor? 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über die Folgekosten aufgrund des Konsums chemi-
sierter landwirtschaftlicher Produkte vor? 

Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse über Fol-
gekosten der Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln sowie über gesundheitliche Nachteile bei der 
sachgerechten Verwendung von Mineraldüngern 
nicht vor. Ebenso sind Erkrankungsfälle, die auf 
den Medikamenteneinsatz in der Tierhaltung zu-
rückzuführen sind, nicht bekannt. 

Mit dem Begriff „chemisierte landwirtschaftliche 
Produkte" sind vermutlich Lebensmittel gemeint, 
bei deren Erzeugung Mineraldünger und Pflanzen-
schutzmittel angewendet werden. Dabei wird u. a. 
übersehen, daß eine Unterscheidung zwischen „na-
türlichen" und „künstlichen" Düngemitteln allen-
falls etwas über die Herstellung, aber nichts über 
die Bindungsform der Nährstoffe aussagt. Die Ge-
fahr nicht sachgerechter Anwendung ist bei Wirt-
schaftsdüngern, z. B. Gülle, eher größer als bei 
exakter dosierbaren Mineraldüngern. 

Durch die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
werden erhebliche Ertragsverluste in der Land- und 
Forstwirtschaft vermieden. Erklärtes Ziel der Bun-
desregierung ist es, dafür zu sorgen, daß aus ökolo-
gischen 'und ökonomischen Gründen Pflanzen-
schutzmittel und Düngemittel so sparsam und sach- 
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gerecht wie möglich angewandt werden; die beste-
henden Regelungen auf der Ebene der Zulassung 
und der Rückstandskontrolle stellen einen wirksa-
men Schutz des Verbrauchers dar. 

Der Ernährungsbericht 1984 der Deutschen Gesell-
schaft für Ernährung stellt fest, daß die bisher vor-
liegenden Befunde über die wichtigsten Substanz-
klassen von Tierarzneimitteln und Futtermittelzu-
satzstoffen aufgrund des seltenen Vorkommens 
oder der sehr niedrigen Konzentrationen eine Ge-
fährdung der menschlichen Gesundheit durch diese 
Stoffe nicht erkennen lassen. 

2.5 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die öffentli-
chen Ausgaben aufgrund der landwirtschaftlichen 
Überproduktion? 

2.5.1 

Wie hoch sind die Kosten für die Lagerung von 
Agrarüberschüssen seit 1980 im Rahmen der EG 
und wieviel entfallen davon anteilig auf die Bundes-
republik Deutschland? 

2.5.2 

Wie hoch sind die Kosten für die Vernichtung von 
Agrarüberschüssen seit 1980 im Rahmen der EG 
und wieviel entfallen davon anteilig auf die Bundes-
republik Deutschland? 

Die zweifellos hohen öffentlichen Ausgaben für die 
EG-Agrarmarktordnung lassen keine Abgrenzung 
der Ausgaben für die Überschußproduktion zu. In-
terventionen, die einen wesentlichen Teil der öf-
fentlichen Ausgaben für die Landwirtschaft bilden, 
erfolgen insbesondere auch zum Zwecke des regio-
nalen und saisonalen Marktausgleichs und zur Ein-
kommenssicherung der Landwirte. Dabei betreffen 
die Interventionen nur zu einem Teil die Ober-
schüsse. Ebenso sind die anteilig auf die Bundesre-
publik Deutschland entfallenden EG-Lagerkosten 
nicht ausschließlich auf landwirtschaftliche Ober-
produktionen zurückzuführen. 

Von Amts wegen werden in der Europäischen Ge-
meinschaft keine landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
aus markt- oder preispolitischen Gründen vernich-
tet. Obst und Gemüse, das im Rahmen von Inter-
ventionen aus dem Markt genommen wird, darf nur 
den in der Marktorganisation vorgesehenen und 
schon lange üblichen Verwendungszwecken zuge-
führt werden. Dazu gehören die Verteilung an so-
ziale Einrichtungen und Justizvollzugsanstalten, 
die Verwendung als Futtermittel oder die Destilla-
tion zu Alkohol. Wegen der hohen Verderblichkeit 
von Obst und Gemüse kam es zuweilen aber — 
besonders in den südlichen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Gemeinschaft — zum Verderb, bevor 
Überschüsse einer Verwertung zugeführt werden 
konnten. 

2.6 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich im 
Zeitraum von 1960 bis 1980 die Zahl der Erwerbstä-
tigen in der Landwirtschaft um 1,5 Millionen ver-
ringert hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Kosten und 
den Nutzen eines Strukturwandels aus heutiger 
Sicht? 

Die Zahl der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 
hat sich von 1960 (3,4 Mio.) bis 1980 (1,3 Mio.) um 2,1 
Millionen verringert. In dieser Zahl spiegelt sich 
der rasche und reibungslose Strukturwandel der 
60er und frühen 70er Jahre und der Beitrag der 
Landwirtschaft zur Deckung des damals hohen Ar-
beitskräftebedarfs insbesondere des gewerblichen 
Sektors wider. 

Auch aus heutiger Sicht ist die Fortentwicklung des 
strukturellen Wandels positiv zu beurteilen. Einer-
seits finden die in andere Berufe hineinwachsenden 
Personen dort meist bessere Arbeits- und Lebens-
bedingungen vor und andererseits erleichtern sich 
dadurch für die in der Landwirtschaft verbleiben-
den Personen die Produktions- und Ertragsbedin-
gungen. Bedingt durch die geringe Aufnahmefähig-
keit der außerlandwirtschaftlichen Arbeitsmärkte 
waren diesem — für die Entwicklung der landwirt-
schaftlichen Einkommen wichtigen — Anpassungs-
prozeß in den letzten Jahren enge Grenzen ge-
setzt. 

3. Verkehrsbereich 

3.1 Höhe der Verkehrsausgaben 

Die Steigerung der gesellschaftlichen Produktion 
geht einher mit einer Zunahme der Verkehrslei-
stung, wofür wachsende Anteile des Sozialprodukts 
in Anspruch genommen werden müssen. 

Nach den wichtigsten der Bundesregierung vorlie-
genden Indikatoren (z. B. Anteile der Verkehrsbe-
reiche oder des gewerblichen Güterverkehrs an der 
Wertschöpfung, Steigerung der Verkehrsleistung 
im Verhältnis zur Steigerung der Wertschöpfung, 
relative Transportkostenbelastung der Wirtschaft, 
Anteil der Verkehrsleistungen am Privaten Ver-
brauch) kann von der behaupteten wachsenden Be-
anspruchung des Sozialprodukts durch Verkehrslei-
stungen keine Rede sein. 

3.1.1 

Wie hoch waren die gesamten Ausgaben der öffent-
lichen Haushalte für den Verkehrsbereich (Investi-
tionen, Betriebskosten, Zuschüsse) in den Jahren 
1980 und 1982? 

Wie hoch waren die entsprechenden Ausgaben 
nach 1982? 

Die Ausgaben (Investitionen, Zuweisungen und Zu

-

schüsse, sächliche Verwaltungsausgaben, Personal

-

ausgaben) des Bundes sind im Einzelplan 12 für 
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den Verkehrsbereich wie folgt angegeben (einschl. 
durchlaufender Gelder, in Mio. DM): 

1980 	1981 	1982 	1983 	1984 	1985 

24 283 	24 366 	25 058 	24 843 	24 874 	25 269 

Ober die entsprechenden Ausgaben der Länder und 
Kommunen liegen der Bundesregierung keine ver-
gleichbaren Aufstellungen vor. 

3.1.2 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß unter 
Zugrundelegung eines Zinssatzes von 8 1)/0 die kalku-
latorischen Gesamtkosten des Verkehrsweges 
Straße im Jahre 1981 42 Milliarden DM betrugen? 

Nach dem Wegekostenbericht des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung betrugen 1981 die 
dem Verkehr zuzurechnenden Gesamtkosten der 
Straße bei einem Zinssatz von 6% rund 42,6 Mrd. 
DM. 

3.2 Unterschiedliche volkswirtschaftliche Kosten 
der einzelnen Verkehrssysteme 

Für die Bewältigung anfallender Wege und Trans-
porte werden natürliche und ökonomische Ressour-
cen durch die verschiedenen Verkehrssysteme in 
unterschiedlichem Maße verbraucht. 

32.1 

a) Kann die Bundesregierung Angaben des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung bestäti-
gen, daß der spezifische Endenergieverbrauch 
im Jahre 1983 

— pro Personenkilometer beim individuellen 
Straßenverkehr 3,7mal, bei Luftverkehr 
3,5mal so hoch war wie beim Eisenbahnver-
kehr, 

— pro Tonnenkilometer beim Straßengüterver-
kehr 7,7mal so hoch war wie beim Eisenbahn-
güterverkehr? 

b) Wie hoch war der Anteil des Kraftfahrzeugver-
kehrs am Endenergieverbrauch 1982 im Ver-
gleich zu 1970? 

c) Um wieviel würde sich der Endenergieverbrauch 
reduzieren, wenn 20% des Straßenverkehrs (des 
Personen-, des Güterverkehrs) auf die Schiene 
verlagert würden, und auf welchen Betrag wür-
den sich bei gegebenem Preisniveau die Einspa-
rungen an Endenergieausgaben belaufen? 

Statistische Ausgaben über den spezifischen End-
energieverbrauch, wie sie vom Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung ermittelt wurden, lassen 
keine unmittelbaren Schlußfolgerungen auf et-
waige volkswirtschaftliche Folgekosten verschie-
dener Verkehrssysteme zu. Zumindest müßten 
auch die spezifischen Primärenergieverbrauchs

-

werte, die die angegebenen Unterschiede deutlich 
verringern, sowie die Kosten für Erzeugung und 
Bereitstellung der verschiedenen Energieformen 
berücksichtigt werden. Ebensowenig aussagekräf-
tig sind die Anteilswerte des Kraftfahrzeugver-
kehrs am Endenergieverbrauch. Diese betrugen 

1970 bei einem Gesamtendenergieverbrauch von 
6753 Petajoule 13,9% (entsprechend 936 Petajoule) 
und 1982 bei einem Gesamtendenergieverbrauch 
von 6 888 Petajoule 20,6 % (entsprechend 1421 Peta-
joule). 

Eine 20 %ige Verlagerung des Straßenverkehrs auf 
die Schiene ergäbe rein rechnerisch einen Anstieg 
des Schienenverkehrs auf das 2,3fache. Diese hy-
pothetische Betrachtung läßt allerdings außer acht, 
daß echte Verlagerungsmöglichkeiten zwischen den 
verschiedenen Verkehrsträgern aus vielerlei Grün-
den nur in engen Grenzen bestehen. 

32.2 

Wie hoch sind die Schadstoffemissionen (Kohlen-
monoxid, Schwefeldioxid, Stickoxid) pro eine Mil-
lion Personen-km im Durchschnitt 

— bei der Eisenbahn, 

— beim Straßenverkehr, 

— beim Luftverkehr? 

Das Umweltbundesamt hat auf der Datenbasis von 
1980 folgende Emissionswerte geschätzt (alle Anga-
ben in Tonne pro 1 Mio. Personen-km): 

CO SO2  NOx 

Flugzeug 	 0,8 	bis 8 0,02 0,1 	bis 0,6 

Pkw 	 8 0,03 1,2 

Reisebus 	 0,25 	bis 0,4 0,1 0,07 bis 0,15 

IC-Zug 	 0,015 0,3 0,5 
Schnellzug 	 0,01 0,15 0,25 

Diese Daten haben heute allerdings keine generelle 
Gültigkeit mehr, da sie die Auswirkungen der be-
reits eingeleiteten Minderungsmaßnahmen (z. B. 
schadstoffarmes Kfz, Herabsetzung des Schwefel-
gehalts bei Dieselkraftstoff und leichtem Heizöl) 
noch nicht berücksichtigen. 

3.2.3 

In ihrer Antwort auf die Große Anfrage des Abge-
ordneten Drabiniok und der Fraktion DIE GRO-
NEN zu den gesellschaftlichen Folgekosten des 
Autoverkehrs — Drucksache 10/2348 — teilt die 
Bundesregierung mit, daß ihr Kenntnisse über ma-
terielle Verluste bei der Land- und Forstwirtschaft 
als Folgekosten einer erhöhten Inanspruchnahme 
von Fläche für den Verkehrsweg Straße nicht vor-
liegen. 

Hat die Bundesregierung zwischenzeitlich Studien 
zu dieser Frage in Auftrag gegeben? 

Folgekosten der Flächeninanspruchnahme werden 
grundsätzlich neben der Entschädigung für den 
Landverlust nach Lage des Einzelfalles individuell 
nach den hierzu ergangenen Richtlinien ermittelt 
und ausgeglichen. Die Richtlinien haben sich be-
währt; weitere Studien hierzu sind entbehrlich. 
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3.2.4 

Liegen der Bundesregierung Schätzungen oder Er-
fahrungswerte über die Wertminderungen von 
Grundstücken und Gebäuden infolge eines benach-
barten Aus- oder Neubaus von Flughäfen oder 
Autobahnen vor? 

Der Bundesregierung liegen derzeit keine verallge-
meinerungsfähigen Schätzungen und Erfahrungs-
werte über Wertminderungen von Grundstücken 
und Gebäuden an Autobahnen und Flughäfen vor. 
Die Auswirkungen von Umweltbelastungen auf die 
Miet- und Grundstückspreise sind Gegenstand ei-
nes im Rahmen des Schwerpunktforschungspro-
gramms „Kosten der Umweltverschmutzung" ver-
gebenen Einzelvorhabens. 

3.3 Unfallfolgekosten 

a) Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 1982 
im Straßenverkehr 50mal mehr Menschen getö-
tet und 260mal mehr Menschen verletzt wurden 
als beim gesamten Personen- und Güterzugbe-
trieb der Bundesbahn? 

b) Welches Verhältnis von Billionen Personen-km 
zu Unfalltoten bzw. -verletzten ergibt sich daraus 
für 

— die Eisenbahn, 

— beim Straßenverkehr? 

1982 wurden im Straßenverkehr 11 608 Menschen 
getötet und ca. 467 200 verletzt. Für den Eisenbahn-
verkehr wurden für 1982 234 Getötete und 1 483 Ver-
letzte gemeldet. Für 1985 lauten die Vergleichszah-
len bei den Getöteten 8 400 bzw. 219 und bei den 
Verletzten ca. 422 100 bzw. 1 229. Hierbei sind 1982 
aber 118 auf schienengleichen Kreuzungen Getö-
tete und 1 469 Verletzte dem Straßenverkehr zuge-
rechnet worden (1985: 89 bzw. 1 375). 

Für 1982 wurden die Verkehrsleistungen mit 40,5 
Mrd. Personen-km für den Schienenverkehr und 
462,5 Mrd. Personen-km für den individuellen Kfz

-

Verkehr geschätzt. Gültige Relationen zwischen 
Verkehrsleistungen und Getöteten lassen sich dar-
aus aber nicht ableiten, da anders als in den ge-
schätzten Personenbeförderungsleistungen in den 
Unfallzahlen auch dem Güterverkehr zuzurech-
nende Unfallopfer enthalten sind. 

3.3.1 

a) Wie hoch waren 1982 die Unfallfolgekosten (für 
getötete, für verletzte Personen, für Sachschä-
den) pro Billion Personen-km 

— bei der Eisenbahn, 

— beim Straßenverkehr? 

b) Um wieviel würden sich die jährlichen Unfallfol-
gekosten vermindern, wenn 20 % des Straßenver-
kehrs auf die Schiene verlagert würden? 

1982 betrugen die Unfallfolgekosten der Unfälle im 
Straßenverkehr insgesamt 37,5 Mrd. DM. (Berück

-

sichtigt sind nur die in der amtlichen Straßenver-
kehrsunfallstatistik erfaßten Unfälle und Versiche-
rungsleistungen.) Die Unfallkosten betragen dabei 
für Personenschäden 22,3 Mrd. DM, für Nur-Sach-
schäden 15,3 Mrd. DM. Für 1 Billion Personenkilo-
meter ergeben sich damit Unfallfolgekosten für 
Personenschäden in Höhe von 41,5 Mrd. DM und 
für Sachschäden in Höhe von 28,5 Mrd. DM. Ver-
gleichbare Unfallfolgekosten für die Bahn liegen 
nicht vor. 

Kostenvergleiche auf Basis einer hypothetischen 
Verlagerung wären nicht aussagekräftig, da Stra-
ßen- und Schienenverkehr nicht beliebig substitu-
ierbar sind (vgl. die Antwort zu Frage 3.2.1 dieses 
Teils dieser Anfrage). 

 

4. Energiewirtschaft 

Der Pro-Kopf-Energieverbrauch ist in der Bundes-
republik Deutschland höher als in den vielen ande-
ren Industrieländern. 

Von der Bundesregierung wird auch in Zukunft 
keine nennenswerte Senkung des Energiever

-

brauchs pro Kopf erwartet. 

4.1.1 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, über 
wirksame Energieeinsparungen den Pro-Kopf-
Energieverbrauch zu senken? 

Wenn ja,  welche? 

Wenn nein, warum nicht? 

Der Pro-Kopf-Energieverbrauch in der Bundesrepu-
blik Deutschland liegt bei weit überdurchschnittli-
chem Industrialisierungsgrad im unteren Mittelfeld 
der westlichen Industrieländer. Die Energieeffi-
zienz der deutschen Volkswirtschaft und insbeson-
dere auch der deutschen Industrie ist erwiesener-
maßen sehr hoch. 

Die Bundesregierung sieht Möglichkeiten, über das 
schon erreichte Maß hinaus auch in Zukunft wirk-
sam Energie einzusparen. Die Maßnahmen, mit de-
nen sie ihre Politik auf diesem Gebiet umsetzt, hat 
die Bundesregierung wiederholt erläutert (vgl. dazu 
die Antwort auf die Große Anfrage des Abgeordne-
ten Burgmann und der Fraktion DIE GRÜNEN 
„Umweltfreundliche Energieversorgung der Bun-
desrepublik Deutschland", Drucksache 10/1773, so-
wie den Energiebericht der Bundesregierung, 
Drucksache 10/6073). 

Die Bundesregierung hält — zumal bei sinkender 
Bevölkerungszahl — den Pro-Kopf-Energiever-
brauch dabei nicht für einen zweckmäßigen Maß-
stab. Bei der schon heute hohen Energieeffizienz 
sind der weiteren Reduzierung des Pro-Kopf-Ener-
gieverbrauchs Grenzen gesetzt. 
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4.1.2 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Interesse 
der Energieversorgungsunternehmen an wirksa-
men Energieeinsparungen bzw. an neuen — nicht-
atomaren und nichtfossilen — Energietechniken 
(Abfallenergie, Wind- und Sonnenenergie, Indu-
strieabwärme)? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß ein sol-
ches Interesse besteht. Dies zeigt sich z. B. darin, 
daß bei der Stromerzeugung aus Steinkohle der 
Brennstoffeinsatz je erzeugter Kilowattstunde seit 
1950 nahezu halbiert wurde. Die Stromerzeugung 
aus Müll wurde von 9 Mio. kWh in 1961 auf 2,8 Mrd. 
kWh in 1985 gesteigert. Wie im Energiebericht der 
Bundesregierung (Drucksache 10/6073) dargestellt, 
wird die Elektrizitätswirtschaft ihre eigenen Inve-
stitionen auf diesem Gebiet verstärken, insbeson-
dere um mit Demonstrationsanlagen zur techni-
schen Entwicklung beizutragen; sie ist bereit, mit 
privaten Investoren regenerativer Stromerzeu-
gungsanlagen zusammenzuarbeiten. 

4.1.3 

Die Energieverbraucherpreise sind in der Bundes-
republik Deutschland so gestaltet, daß sie mit zu-
nehmendem Verbrauch sinken. 

Wie vereinbart die Bundesregierung diese Preisge-
staltung mit dem Postulat der Energieeinsparung? 

Die bei der Versorgung mit leitungsgebundenen 
Energien übliche degressive Entwicklung der 
Durchschnittspreise bei steigendem Verbrauch hat 
ihre Ursache in dem Zusammenspiel zwischen ver-
brauchsunabhängigen und verbrauchsabhängigen 
Preisbestandteilen. Diese zweigliedrige Tarifstruk-
tur gewährleistet am ehesten kostenorientierte 
Preise. Auf diese Weise werden alle Verbraucher an 
den hohen Bereitstellungskosten für Erzeugungs- 
und Verteilungsanlagen beteiligt. Auch der Rat der 
EG empfiehlt daher entsprechende Tarifstruktu-
ren. 

Sparanreize hängen nicht von den rechnerischen 
Durchschnittskosten einer Energieeinheit ab, sie 
ergeben sich vielmehr aus der echten, vom Verbrau-
cher zu tragenden Mehrbelastung für jede zusätz-
lich von ihm verbrauchte Energieeinheit. Diese 
sinkt bei den zweigliedrigen Tarifen nicht. Für die 
der Preisaufsicht unterliegenden Stromtarife hat 
die Bundesregierung dennoch im Interesse der 
Energieeinsparung bereits 1980 zusätzliche Sparan-
reize geschaffen. So wurde die sogenannte lineare 
Komponente in den Haushaltstarif II eingefügt. Da-
durch wird, sofern der Verbrauch einen bestimmten 
Schwellenwert überschreitet, eine Erhöhung so-
wohl der Zusatzbelastung je Einheit als auch der 
Gesamtkosten bewirkt. Außerdem können durch 
eine Änderung der Bundestarifordnung Elektrizität 
bei Tariferhöhungen in erster Linie die Arbeits-
preise und erst in zweiter Linie die Grundpreise 
angehoben werden. In der Folge haben die Preisbe-
hörden der Länder auf eine verstärkte Anhebung 
der Arbeitspreise hingewirkt. 

Inwieweit die derzeitige Tarifstruktur auch im In-
teresse der Energieeinsparung noch verbessert 
werden kann, wird z. Zt. von Bund und Ländern 
geprüft. 

4.1.4 

Kann die Bundesregierung Untersuchungen bestä-
tigen, nach denen 64 % der Primärenergie bei der 
Umwandlung in Nutzenergie verlustig gehen? 

Wenn nein, wie hoch schätzt die Bundesregierung 
den Anteil der Verluste am Primärenergiever-
brauch? 

4.1.5 
Wie hoch sind die mit dieser Verlustenergie verbun-
denen volkswirtschaftlichen Verluste nach Ansicht 
der Bundesregierung zu veranschlagen? 

Für die Bundesrepublik Deutschland sind verläßli-
che Nutzenergiebilanzen nicht bekannt. Die Verlu-
ste bei der Umwandlung von Primärenergie in End-
energie lagen 1985 bei 27,7 %. 

Umwandlungsverluste im Energiebereich sind un-
vermeidbar; ihr Ausmaß hängt insbesondere von 
technischen Faktoren ab (vgl. auch die Beantwor-
tung der Frage 4.3.1 b) dieser Anfrage). Eine wert-
mäßige Angabe der Umwandlungsverluste ist nicht 
möglich. 

4.1.6 

a) Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Brennstoffverbrauch für die gleiche Nutzungs-
wärme bei Elektrospeicherheizungen mehr als 
doppelt so hoch ist wie bei Öl- und Gassammel-
heizungen, bei gas- und ölbetriebenen Wärme-
pumpen und Fernwärme dagegen noch gerin-
ger? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung diesbezüglich 
das Vordringen der Stromwirtschaft auf den 
Raumwärmemarkt? 

Es trifft zu, daß der Brennstoffwärmeverbrauch für 
die gleiche Nutzungswärme bei Elektro-Speicher-
heizungen höher, bei Wärmepumpen einschließlich 
der Elektro-Wärmepumpen und Fernwärme niedri-
ger als bei Öl- und Gassammelheizungen liegt. Um 
wieviel höher oder niedriger hängt von den jeweili-
gen konstruktiven Merkmalen und Auslegungsbe-
dingungen der verglichenen Heizsysteme ab. 

Bei der Beurteilung ihres höheren Brennstoffwär-
meverbrauchs ist zu berücksichtigen, daß Nacht

-

stromspeicherheizungen zu einer gleichmäßigen 
Verteilung des Stromverbrauchs führen. Nach Auf-
fassung der Bundesregierung müssen im Interesse 
der Verbraucher bei der Energieversorgung wirt-
schaftliche Gesichtspunkte berücksichtigt werden; 
das rein technische Kriterium des energetischen 
Wirkungsgrades darf nicht einseitig im Vorder-
grund stehen. 
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4.1.7 
55% des jährlich über dem Luftraum der Bundesre-
publik Deutschland verbrauchten Kraftstoffs ent-
fällt auf den militärischen Bereich. 

a) Wie hoch sind die Ausgaben für diesen Kraft-
stoffverbrauch? 

b) Wie hoch sind die Steuermindereinnahmen auf-
grund der Mineralölsteuerbefreiung des militä-
rischen Luftverkehrs? 

Unser Luftraum wird von der Bundeswehr, aber 
auch in starkem Maße von den Luftwaffen befreun-
deter Länder beflogen. Angaben über deren Kraft-
stoffverbrauch und die damit verbundenen Ausga-
ben iiegen wie Aufzeichnungen über die Höhe der 
Steuermindereinnahmen nicht vor. Im übrigen ist 
nicht nur der militärische Luftverkehr, sondern 
auch der private Linienverkehr von der Mineralöl-
steuer befreit. 

4.1.8 
Nach einer Studie der Prognos-AG „Die Entwick-
lung des Energieverbrauchs der Bundesrepublik 
Deutschland und seine Deckung bis zum Jahr 2000" 
kann der Energieverbrauch für Raumwärme bis 
zum Jahr 2000 um 20 bis 30% je m2, nach dem 
„Raumwärmeszenarium 2000" der Projektgruppe 
„Energie und Gesellschaft" der Universität Berlin 
um 50 % gesenkt werden. 

a) Um wieviel würden sich die jährlichen Energie-
ausgaben für die Bundesrepublik Deutschland in 
diesen Fällen senken? 

b) Welche Investitionen sind notwendig, um diese 
Einsparungen zu erzielen? 

Nach einer Studie des Darmstädter Instituts „Woh-
nen und Umwelt" kann der Haushaltsstromver-
brauch mittelfristig mindestens um 45% gesenkt 
werden. 

a) Um wieviel kann damit der Stromverbrauch ins-
gesamt vermindert werden? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die damit ver-
bundene gesamtwirtschaftliche Kostenersparnis 
(abzüglich der Kosten vorzeitiger Neubeschaf-
fung von Haushaltsgeräten und der Investitions-
kosten)? 

Langfristige Prognosen im Bereich der Wirtschaft 
stoßen rasch an methodische Grenzen und sind mit 
vielerlei Unsicherheiten behaftet. Das gilt insbeson-
dere auch für Voraussagen zur Preisentwicklung. 
Bei der Ableitung von Schlußfolgerungen aus ihnen 
ist deshalb besondere Sorgfalt geboten. 

Nach Angaben der Prognos-AG entspräche die Ein-
sparung beim Energieverbrauch für Raumwärme 
bei der mittleren Variante (Einsparung bis 2000 von 
28% je m2  Wohnfläche) einer Senkung der Energie-
ausgaben der privaten Haushalte von 19 Mrd. DM 
im Jahr 2000. Dieser Berechnung wurden die von 
Prognos vorausgeschätzten Energiepreise des Jah-
res 2000 zugrunde gelegt. Der sich so ergebende 

Betrag wurde unter Berücksichtigung der von Pro-
gnos erwarteten allgemeinen Inflationsrate auf das 
Jahr 1986 abgezinst. 

Eine vergleichbare Rechnung für die Prognose der 
Projektgruppe Energie und Gesundheit der Techni-
schen Universität Berlin liegt nicht vor. Welche In-
vestitionen notwendig sind, um bestimmte Energie-
einsparungen bei der Raumwärme erzielen zu kön-
nen, läßt sich nicht mit der gebotenen Zuverlässig-
keit ermitteln, da Energieeinsparungen in vielen 
Fällen die Folge ohnehin notwendiger Ersatzinve-
stitionen (z. B. Erneuerung von Heizungsanlagen 
oder Fenstern) sind. Eine Zurechnung der Investi-
tionsausgaben auf die unterschiedlichen Investi-
tionsmotive ist aber nicht möglich. 

Folgte man den Schätzungen des Darmstädter In-
stituts „Wohnen und Umwelt", so ließe sich der Ge-
samtstromverbrauch rein rechnerisch gegenüber 
1985 um 11% reduzieren. Allerdings legt dieses In-
stitut seinen Berechnungen rein technische Ein-
sparpotentiale zugrunde, die häufig nicht den wirt-
schaftlichen Gegebenheiten und den Wünschen der 
Verbraucher entsprechen. Von einer damit verbun-
denen gesamtwirtschaftlichen Kostenersparnis 
kann deshalb nicht ohne weiteres ausgegangen 
werden. 

Die vorzeitige Neuanschaffung von Haushaltsgerä-
ten kann neben den wirtschaftlichen Vorteilen für 
die Konsumenten auch — allerdings nicht beziffer-
bare — gesamtwirtschaftliche Kosteneinsparungen 
mit sich bringen (vgl. auch die Antwort zur Fra-
ge 4.2 des Teils II dieser Großen Anfragen). Daß mit 
Neugeräten ein erhebliches Energieeinsparpoten-
tial verbunden ist, zeigen die allein in den Jahren 
1978 bis 1985 erzielten Verringerungen der spezifi-
schen Stromverbräuche bei stromintensiven Haus-
haltsgeräten: 

Waschmaschinen 	–17,6 % 
Geschirrspüler 	 28,9% 
Kühlschränke 	 – 21,5 % 
Gefriergeräte 	 – 36,8% 
Backöfen 	 –15,7 % 

Die Bundesregierung sieht sich durch diese erfreu-
liche Entwicklung in ihrer Auffassung bestätigt, 
daß sich Verbrauchsreduzierungen wirksam über 
den Markt vollziehen. 

4.2 Struktur der Energieversorgung 

42.1 

Nach den von der Bundesregierung veröffentlichten 
Projektionen soll der Anteil der Kernenergie am 
gesamten Primärenergieverbrauch von 1983 (14,7 %) 
bis 1990 (32%) anwachsen. 

Wie in Tabelle 4 des Energieberichts der Bundesre-
gierung (Drucksache 10/6073) dargestellt, betrug 
der Anteil der Kernenergie am Primärenergiever-
brauch des Jahres 1985 10,7 %. Die dort ebenfalls 
wiedergegebenen Vorausschätzungen gehen davon 
aus, daß dieser Anteil sich bis zum Jahr 2000 auf 
13,3% bis maximal 17,6% erhöhen wird. 
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a) Kann die Bundesregierung Berechnungen von 
Franke und Viefhues bestätigen, nach denen der 
Kohlestrom selbst bei Nichtberücksichtigung 
der langfristigen Einlagerungskosten 10 bis 17 
Pfennig pro kWh billiger ist als Atomstrom und 
sich demgemäß pro Atomkraftwerk im Durch-
schnitt 13 bis 22 Milliarden DM an volkswirt-
schaftlichen Verlusten ergeben? 

Wenn ja, wie hoch veranschlagt die Bundesregie-
rung die sich daraus ergebende volkswirtschaft-
liche Belastung, wenn nein, von welchen Kosten-
verhältnissen für die Erzeugung einer kWh geht 
die Bundesregierung aus? 

Die Bundesregierung kann die Ergebnisse der Stu-
die von Franke und Viefhues nicht bestätigen. Der 
Kostenvorteil der Kernenergie gegenüber kohlebe-
feuerten Kraftwerken ist -- insbesondere in der 
Grundlast — durch zahlreiche nationale wie inter-
nationale Studien belegt und auch in der unter-
schiedlichen regionalen Strompreisentwicklung der 
letzten Jahre deutlich geworden. 

b) Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
langfristigen Kosten im Nachsorgebereich (die 
gesamten Kosten der Wiederaufarbeitung abge-
brannter Brennelemente, die Einlagerung von 
radioaktiven Stoffen, Kontroll- und polizeiliche 
Sicherungskosten) bei der Kalkulation des 
Atomstroms berücksichtigt werden müssen? 

Wenn nein, warum nicht? 

Die Kosten der Entsorgung sind von den Kernener-
gie nutzenden Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men zu tragen und gehen damit in die Kostenkalku-
lation ein. 

c) Reserven an konventionellen Kraftwerken, die 
wegen möglicher Störfälle in Atomkraftwerken 
gehalten werden, werden kalkulatorisch der kon-
ventionellen Energieversorgung zugerechnet. 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Zuord-
nung? 

Welche Veränderungen der Preisrelation ergäbe 
sich, wenn diese Kosten für die Preiskalkulation 
des Atomstroms berücksichtigt würden? 

In den erwähnten Kostenvergleichen Kohle/Kern-
energie werden Kraftwerke als vom Verbundsy-
stem isolierte Anlagen behandelt und deshalb we-
der bei Kohle- noch bei Kernkraftwerken als Ko-
sten der Reservehaltung in die Rechnungen einge-
stellt. Die Kosten für Reservehaltung gehören nach 
Auffassung der Bundesregierung zu den Kosten der 
Stromerzeugung insgesamt, die nicht einzelnen 
Kraftwerken zugerechnet werden dürfen. Ein über 
die allgemeinen Anforderungen an die Reservehal-
tung hinausgehender besonderer Reservebedarf für 
Kernkraftwerke ist im großräumigen Verbundsy-
stem der Bundesrepublik Deutschland nicht erfor-
derlich. 

d) Welche Angaben über bisherige und potentielle 
Unfallkosten und Unfallfolgekosten von Atom-
kraftwerken liegen der Bundesregierung vor? 

Der Bundesregierung liegen keine Angaben über 
bisherige Unfall- und Unfallfolgekosten bei Kern-
kraftwerken vor. Das Spektrum der potentiellen 
Kernkraftwerksunfälle wird in der Deutschen Risi-
kostudie untersucht. Wegen der Frage potentieller 
Unfall- und Unfallfolgekosten wird auf die Ant-
wort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
des Abgeordneten Suhr und der Fraktion DIE 
GRÜNEN „Haftungsproblematik bei Reaktorunfäl-
len" verwiesen (Fragen 3, 5 und 12; Drucksache 
10/5821). 

e) Wie bewertet die Bundesregierung die mit der 
Atomenergie verbundenen Risikopotentiale, 
wenn das Risiko als Produkt aus Schadenshöhe 
und Unfallwahrscheinlichkeit kalkuliert wird? 

Es wird auf die Antwort zu Buchstabe f, Ziffer 6 die-
ser Frage verwiesen. 

f) Folgekosten des Reaktorunfalls in Tschernobyl 

1. Wie hoch beziffert die Bundesregierung die 
durch den Reaktorunfall in Tschernobyl entstan-
denen Schäden für die Volkswirtschaft der Bun-
desrepublik Deutschland (Einkommens- und Ver-
mögensverluste? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß allein 
für zusätzliche Futtermittelkäufe in Hessen ca. 
220 000 DM pro Tag ausgegeben werden muß-
ten? 

Wie hoch waren entsprechende Zusatzaufwen-
dungen für die gesamte Bundesrepublik 
Deutschland? 

Kann die Bundesregierung Schätzungen des bay-
erischen Bauernverbandes bestätigen, nach de-
nen die Schäden für Milch- und Gemüsebauern 
allein in Bayern ca. 200 Millionen DM betragen? 

Wie hoch sind entsprechende Schäden für die ge-
samte Bundesrepublik Deutschland zu veran-
schlagen? 

Kann die Bundesregierung Schätzungen bestäti-
gen, nach denen die Verluste für die Lebensmit-
telbranche einen zweistelligen Millionenbetrag 
erreichen? 

Feststellbar ist die Höhe der Schäden, die durch 
den Reaktorunfall von Tschernobyl adäquat verur-
sacht worden sind und die daher nach der Aus-
gleichsrichtlinie zu § 38 Abs. 2 Atomgesetz geltend 
gemacht werden. Darüber hinaus können Schäden 
in Härtefällen aufgrund der Billigkeitsrichtlinie Ge-
müse und der Allgemeinen Billigkeitsrichtlinie gel-
tend gemacht werden, die nicht adäquat kausal auf 
den Reaktorunfall zurückzuführen, sondern durch 
weitere hinzutretende Umstände wie insbesondere 
Käuferzurückhaltung verursacht sind. Die Gesamt-
höhe aller Zahlungen kann derzeit noch nicht ab-
schließend beziffert werden. 



Drucksache 10/6569 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Über tatsächlich getätigte zusätzliche Futtermittel-
käufe in Hessen und anderen Bundesländern liegen 
keine Angaben vor. Die Entschädigung für zusätzli-
che Futterkosten in Form einer Pauschalregelung 
beläuft sich für Hessen auf 11,4 Mio. DM und für 
die Bundesrepublik Deutschland auf insgesamt 
138,6 Mio. DM (Stand 8. Oktober 1986). 

Die Zahlungen für geltend gemachte Schäden bei 
Milch und Gemüse belaufen sich für Bayern auf rd. 
73 Mio. DM und für die Bundesrepublik auf rd. 
275 Mio. DM (Stand 8. Oktober 1986). 

Der Schadensumfang in der Lebensmittelbranche 
läßt sich zur Zeit noch nicht angeben. Bisher konn-
ten wegen unvollständiger Antragstellung bzw. we-
gen fehlender Nachweise erst ca. 70 % der einge-
reichten Anträge bearbeitet und ausgezahlt werden. 
Der bisherige Mittelabfluß beläuft sich auf ca. 
4 Mio. DM. 

2. Von welchen mittelfristigen Belastungen der 
Nahrung und damit des Menschen durch Cäsium 
und Strontium geht die Bundesregierung aus? 

Die Bundesregierung hält sich an die Annahmen 
der Experten in der Strahlenschutzkommission. Die 
Kontamination der Lebensmittel mit Cäsium 137 
betreffend, geht die Strahlenschutzkommission von 
folgenden konservativen Annahmen aus: 

— Aktivitätskonzentration 
von Fleisch: 	 1 500 Bq/kg 

— Aktivitätskonzentration 
von Milch: 	 300 Bq/1 

— Aktivitätskonzentration 
von Blattgemüse: 	 300 Bq/kg 

Als mittelfristige Belastung der Nahrungsmittel 
durch Cäsium ist die Bundesregierung auf Empfeh-
lung der Strahlenschutzkommission in einem Zeit-
raum von drei Monaten von einem Pro-Kopf-Ver-
zehr folgender Mengen an Nahrungsmitteln ausge-
gangen: 

— Fleisch von Weidetieren und Wild 	10 kg 

— Milch und Milchprodukte 	 30 kg 

— Blattgemüse 	 5 kg 

Bei Annahme der genannten Höchstwerte der Kon-
tamination über einen Zeitraum von drei Monaten 
entspräche dies einer Cäsium 137 Aufnahme von 
etwa 25 KBq. Berücksichtigt man auch das kurzle-
bige Cäsium 134 Isotop, so ergibt sich durch die bei-
den Cäsium-Isotope eine effektive Dosis von etwa 
60 mrem. Da bei dieser Dosisabschätzung in allen 
Fällen von einer überdurchschnittlich hohen Konta-
mination der einzelnen Nahrungsmittel von gleich-
bleibend 1 500 Bq/kg bzw. 300 Bq/kg ausgegangen 
wurde, ist zu erwarten, daß die berechnete effektive 
Dosis von 60 mrem etwa um den Faktor 10 über-
schätzt sein dürfte. Diese Aussage wird durch die 
Ergebnisse von Ganzkörpermessungen an Kindern 
und Erwachsenen bestätigt. 

Die Strahlendosis durch Strontium 90 aus der Zu-
fuhr des Fallouts von Tschernobyl ist u. a. deshalb 
geringer, weil der Anteil von Strontium 90 an der 
Gesamtaktivität des Fallouts sehr viel kleiner war 
als der von Cäsium 137. Unter Berücksichtigung 
auch anderer Faktoren wie des Transfers von 
Strontium 90 vom Boden bzw. Bewuchs in die 
menschliche Nahrung ergibt sich, daß die Strahlen-
dosis der Knochenoberfläche durch die beiden 
Strontium-Isotope Strontium 89 und Strontium 90 
höchstens 5 mrem betragen dürfte. Dies ist — ver-
glichen auf der Basis der effektiven Dosis — etwa 
1 % des Beitrags der Cäsium-Isotope. 

3. Welche strahlungsbedingte Zunahme von Krebs-
fällen erwartet die Bundesregierung in den näch-
sten zehn Jahren? 

Die Strahlenschutzkommission hat eine Erhöhung 
der Mortalität durch Krebserkrankungen um 
0,002 % geschätzt. Weitere Einzelheiten können der 
vom Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit in der Reihe „Veröffentlichungen 
der Strahlenschutzkommission" herausgegebenen 
Veröffentlichung „Auswirkungen des Reaktorun-
falls in Tschernobyl in der Bundesrepublik 
Deutschland" entnommen werden. 

4. Welche zusätzlichen Kosten entstehen aus 

— der Strahlenbelastungsermittlung, 

— Gesundheitseinrichtungen, 	Katastrophen

-

schutzvorkehrungen? 

Die zusätzlichen Kosten für die Strahlenbela-
stungsermittlung sind nicht abzuschätzen. 

Zusätzliche Kosten für Gesundheitseinrichtungen 
und Katastrophenschutzvorkehrungen fallen nicht 
an. 

 

5. Hält die Bundesregierung vor dem Hintergrund 
möglicher mittel- und langfristiger Schäden die 
im Atomgesetz festgeschriebene Haftungsmaxi-
malsumme von 1 Milliarde DM für ausreichend? 
Gilt eine Haftung auch gegenüber den Kranken-
kassen? 

Wenn nein, hält die Bundesregierung eine derar-
tige Erweiterung für sinnvoll? 

Die Haftung der Betreiber von Kernkraftanlagen 
ist schon seit der Neufassung des Atomgesetzes 
1985 nach oben keineswegs begrenzt und gilt selbst-
verständlich gegenüber jedemann, d. h. auch Kran-
kenkassen können im Falle von Vorleistungen Re-
greß nehmen. Die Bundesregierung hält die im 
Atomgesetz vorgesehene Haftungsregelung für an-
gemessen. 
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6. Wie schätzt die Bundesregierung das Verhältnis 
von volkswirtschaftlichen Zusatzkosten, die bei 
einem sofortigen Ausstieg aus der Kernenergie 
entstehen (Strompreiserhöhung, Schadstoffbela-
stung, Kapitalvernichtungskosten) zu den Ko-
sten möglicher Reaktorunfälle bzw. den Kosten 
von weiteren Sicherheitsvorkehrungen ein? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ein 
kurzfristiger Verzicht auf die Nutzung der Kern-
energie gravierende Konsequenzen hätte (vgl. im 
einzelnen Energiebericht der Bundesregierung, 
Drucksache 10/6073). Sie hat angesichts des bereits 
erreichten hohen Sicherheitsstandards keine Ver-
anlassung, sich an Spekulationen über die finanziel-
len Auswirkungen hypothetischer Reaktorunfälle 
zu beteiligen (vgl. auch die Antwort der Bundesre-
gierung auf die Kleine Anfrage des Abgeordne-
ten Suhr und der Fraktion DIE GRÜNEN „Haf-
tungsproblematik bei Reaktorunfällén", Fragen 3, 5 
und 12; Drucksache 10/5821). 

g) Wie beurteilt die Bundesregierung die Beschäfti-
gungseffekte des Ausbaus der Atomernergie, 
wenn berücksichtigt wird, daß ein Arbeitsplatz 
in einem Atomkraftwerk Investitionen in Höhe 
von ca. 20 Millionen DM voraussetzt, ein Arbeits-
platz z. B. im Bereich Gebäudeisolierung dage-
gen einen Kapitaleinsatz von 5 000 bis 10 000 
DM? 

Die Beschäftigungsentwicklung in der Marktwirt-
schaft hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab. 
Ein isolierter Vergleich der Investitionskosten für 
einen Arbeitsplatz ist z. B. ohne gleichzeitige Be-
trachtung der damit rechnerisch verbundenen Ar-
beitsproduktivität ohne jeden wissenschaftlichen 
und politischen Erkenntniswert. 

4.2.2 

Wie beurteilt die Bundesregierung die mit der 
Braunkohlegewinnung verbundene Landschafts-
zerstörung und Grundwasserabsenkung? 

Kann die Bundesregierung den dadurch entstande

-

nen volkswirtschaftlichen Schaden beziffern? 

Bei der Braunkohlegewinnung wird die Landschaft 
zeitlich befristet in Anspruch genommen; sie muß 
nach Beendigung des Abbaus rekultiviert werden. ' 

Die für die Planung und Durchführung zuständigen 
Unternehmen und Bergbauländer berücksichtigen 
die mit dem Braunkohleabbau einhergehenden 
Landschaftseingriffe und Auswirkungen auf den 
Wasser- und Naturhaushalt. 

4.3 Energiepolitik 

4.3.1 

a) Um welchen Betrag würden sich die Energieaus-
gaben der Bundesrepublik Deutschland verrin-
gern, wenn der Wirkungsgrad der Energieum-
wandlung um 10 bis 20 % gegenüber dem jetzigen 
gesteigert werden könnte? 

Mit welchem Investitionsaufwand wären nach 
den Erkenntnissen der Bundesregierung diese 
Wirkungsgradverbesserungen erreichbar? 

Umwandlungsverluste entstehen nicht nur bei der 
Erzeugung, sondern auch beim Einsatz von Energie, 
wobei die Höhe der Umwandlungsverluste im ein-
zelnen sehr unterschiedlich ist. In vielen Fällen, wie 
z. B. bei der Stromerzeugung, ist der Wirkungsgrad 
physikalisch begründet und nicht beliebig zu stei-
gern. Eine wertmäßige Angabe der Umwandlungs-
verluste ist nicht möglich. 

b) Kann die Bundesregierung Berechnungen bestä-
tigen, nach denen der monetäre Wert der als 
Fernwärme nutzbaren, tatsächlich aber unge-
nutzten Abwärme aus Kraftwerken ca. 5 Milliar-
den DM pro Jahr beträgt? 

Nein. Abwärme aus Kraftwerken fällt auf einem 
Temperaturniveau von ca. 30 °C an, das für eine 
Fernwärmeversorgung bei weitem zu niedrig ist. 
Eine Wärmeauskopplung aus Kraftwerken zur 
Fernwärmeversorgung muß deshalb auf höherem 
Temperaturniveau erfolgen; dies führt naturgemäß 
zu einer Reduzierung der Stromausbeute, so daß 
die ausgekoppelte Wärme nicht umsonst, sondern 
wenigstens mit den hieraus entstehenden Kosten 
zu bewerten ist. Ob mit einem auf diese Weise er-
mittelten Wärmepreis eine wirtschaftliche Fern-
wärmeversorgung zu organisieren ist, hängt von 
den jeweils konkreten Umständen des Einzelfalls 
ab. Wesentlich hierfür sind insbesondere die Entfer-
nung zwischen Kraftwerk und Verbraucher, die 
durch eine Fernwärmevor- und -rücklaufleitung 
überwunden werden muß, sowie die Anzahl der 
Fernwärmeanschlüsse (Anschlußdichte), auf die die 
erheblichen Investitionskosten für Fernwärmelei-
tungen verteilt werden können. Es ist deshalb nicht 
möglich, global die technisch auskoppelbare Wärme 
aus Kraftwerken mit einem bestimmten Betrag zu 
bewerten. 

4.3.2 

a) Auf welchen Betrag belaufen sich die Ausgaben 
der öffentlichen Haushalte seit 1960 

— zur Förderung der Atomenergie, 

— zur Förderung regenerativer Energieträger? 

Für die Förderung der Entwicklung der Kernener-
gie sind in der Zeit von 1955 (Beginn der Förderung) 
bis 1985 von Bund und Ländern rund 22,5 Mrd. DM 
aufgewendet worden (ohne Fusionsforschung). 

Die Forschungsförderung nur des Bundes im Be-
reich der erneuerbaren Energiequellen einschließ-
lich rationeller Energieverwendung beläuft sich für 
den Zeitraum 1974 bis 1985 (einschließlich der Auf-
wendungen der Bundesministerien für Wirtschaft, 
für wirtschafltiche Zusammenarbeit sowie für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten) auf insge-
samt 2 090,4 Mio. DM. Außerdem werden seit 1975 
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steuerfreie Zulagen nach § 4 a des Investitionszula-
gengesetzes in Höhe von 7,5 % des Investitionsbe-
trages gewährt. Dabei wurden bis Ende 1985 An-
träge im Bereich Sonnenenergie, Wind- und Was-
serkraft mit einem förderfähigen Investitionsvolu-
men von fast 1,6 Mrd. DM positiv beschieden; die 
entsprechende Investitionszulage beträgt knapp 
120 Mio. DM (davon Bund: rd. 50 %). Damit beläuft 
sich die gegenwärtig bezifferbare Förderung rege-
nerativer Energieträger durch den Bund von 1974 
bis 1985 auf insgesamt 2 150 Mio. DM. Entspre-
chende Angaben für die Länder sind nicht verfüg-
bar. 

Diese verschiedenen Fördersummen sind aufgrund 
nicht übereinstimmender Zeithorizonte, institutio-
neller Abgrenzungen sowie vor allem auch aus in 
der Sache liegenden Unterschieden bei der Förde-
rung der Entwicklung der Kernenergie bzw. der re-
generativen Energieträger nicht vergleichbar. 

b) Nach Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage des Abgeordenten Burgmann 
und der Fraktion DIE GRÜNEN zur umwelt-
freundlichen Energieversorgung — Drucksache 
10/1773 — beläuft sich das bisher nach § 82 a 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
begünstigte Investitionsvolumen zur Heizener-
gieeinsparung auf 2 Milliarden DM. 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die für 
das Jahr 1982 hieraus resultierenden Steuermin-
dereinnahmen? 

Wie hoch schätzt sie die entsprechenden Steuer-
mindereinnahmen nach 1982? 

Im Rahmen des sog. 4,35 Mrd. DM-Programms zur 
Förderung heizenergiesparender Investitionen wur-
den die Steuerausfälle aufgrund der Begünstigung 
nach § 82 a EStDV auf rd. 2 Mrd. DM geschätzt. Von 
1978 bis einschließlich 1982 wurden die Steuermin-
dereinnahmen auf insgesamt 570 Mio. DM, darun-
ter in 1982 auf 230 Mio. DM veranschlagt. Die restli-
chen Steuermindereinnahmen verteilen sich auf 
den verbleibenden Begünstigungszeitraum bis 
1992. 

4.3.3 
Wie beurteilt die Bundesregierung das von Prof. 
Meyer-Abich und Prof. Schefold vorgelegte Modell 
S (Sonnenenergie/Energieeinsparung) gegenüber 
dem Modell K (Ausbau der Kernenergie) für die 
zukünftige Energiepoli tik? 

Die Bundesregierung hat im Energiebericht 
(Drucksache 10/6073) ihre Auffassung zur zukünfti-
gen Energieversorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland dargelegt. Sie spricht sich darin für die 
ausgewogene Nutzung aller Energieträger aus. 
Diese pragmatische Linie spiegelt sich weder im 
Modell S noch im Modell K auch nur annähernd 
wider. 

4.3.4 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ausstiegs-
möglichkeit aus der Atomenergie angesichts von 
Pressemeldungen, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland gegenwärtig eine Kraftwerksüberka-
pazität von 36% besteht und auch ohne Atomkraft-
werke noch eine Reserve von über 17 % verbleibt? 

Die Bundesregierung kann die in den Pressemel-
dungen genannten Zahlen nicht bestätigen. Die in 
begrenztem Maße vorhandenen freien Kapazitäten 
liegen weit unter den verfügbaren Kapazitäten der 
Kernkraftwerke. Sie werden künftig zunehmend 
für die erforderliche Reserve und zur Spitzenbe-
darfsdeckung benötigt (vgl. Energiebericht der Bun-
desregierung, Drucksache 10/6073, Ziffer 78). 

5. Ernährungsindustrie 

5.1 

Die Ernährungsindustrie hat sich zu einem der 
größten Wirtschaftszweige entwickelt. Rund 90% 
der Nahrungsmittel werden nach einer industriel-
len und handwerklichen Bearbeitung verzehrt. 

5.1.1 

Wie entwickelten sich die Beschäftigtenzahlen in 
der Ernährungsindustrie in den Jahren 1975, 1980, 
1985? 

Die Beschäftigtenzahl im produzierenden Ernäh-
rungsgewerbe ist jährlich dem Statistischen Jahr-
buch für die Bundesrepublik Deutschland zu ent-
nehmen. 

5.1.2 

Wie hoch ist der Wasserverbrauch in diesem Indu-
striezweig? 

Der Wasserverbrauch des produzierenden Ernäh-
rungsgewerbes ist der alle zwei Jahre veröffentlich-
ten Fachserie 19, Reihe 2.2 des Statistischen Bun-
desamtes zu entnehmen. 

5.1.3 

Wie hoch ist der gesamte Energieverbrauch, unter-
teilt nach Primärenergie und Endenergie, nach 
Strom und anderen Energieformen? 

5.1.4 

Wie entwickelte sich der Energieverbrauch bei den 
einzelnen Zweigen in den Jahren 1960, 1970, 1975, 
1980 und 1985? 

5.1.5 

Wie hoch ist der Energieverbrauch im Tiefkühlsek-
tor einschließlich der Haushalte? 

Der Energieverbrauch des Ernährungsgewerbes ist 
der monatlich veröffentlichten Fachserie 4, Reihe 
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4.1.1 des Statistischen Bundesamtes zu entnehmen. 
Zahlen zum Energieverbrauch im Tiefkühlsektor 
einschließlich der Haushalte liegen nicht vor. 

5.1.6 
Wieviel Tonnen Chemikalien werden verarbeitet 
bzw. verwendet, und wie hoch ist der Bedarf z. B. an 
Formaldehyd, halogenierten und chlorierten Koh-
lenwasserstoffen, Konservierungsmitteln, Farbstof-
fen, Aromen? 

Die Menge der vom Ernährungsgewerbe verwand-
ten Chemikalien wird statistisch nicht erfaßt. 
Schätzungen der Chemischen Industrie haben erge-
ben, daß die 1984 in der Bundesrepublik Deutsch-
land erzeugten Lebensmittel maximal ca. 95 t Le-
bensmittelfarbstoffe enthalten haben. Im übrigen 
wird auf die Beantwortung der Großen Anfrage der 
Fraktion DIE GRÜNEN „Zur Produktion und zum 
Verbrauch an synthetischen Lebensmittelfarben" 
(Drucksache 10/5275) verwiesen. 

5.1.7 

Welche Zweige der Ernährungsindustrie gehören 
zu den umweltproblematischen aufgrund Luft-, Bo-
den- und Gewässerbelastungen? 

Die Bundesregierung hält es nicht für gerechtfer-
tigt, einzelne Zweige der Ernährungsindustrie 
heute noch als umweltproblematisch zu bezeichnen. 
Einzelheiten sind dem umfangreichen im Auftrag 
des BML erstellten Bericht des Bundesamtes für 
Ernährung und Forstwirtschaft aus dem Jahre 1985  
„Umweltwirkungen der Ernährungswirtschaft in 
der Bundesrepublik Deutschland" zu entnehmen. 

5.2 

Welche ökologischen und gesundheitlichen Folge-
kosten entstehen durch die Produktion, Verarbei-
tung, Verteilung und den Verzehr von 41,9 kg Zuk-
ker pro Kopf und Jahr im Jahre 1983 sowie von 
100,6 kg Fleisch und Fleischwaren pro Kopf und 
Jahr im Jahre 1985? 

Entsprechende Zahlen liegen der Bundesregierung 
nicht vor. Ökologische und gesundheitliche Folge-
kosten ließen sich ohnehin nicht auf Basis derarti-
ger statistischer Durchschnittszahlen ermitteln. 
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Große Anfrage (V) — Drucksache 10/5853 — 

A. Informationsdefizite 

1. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

— das Wissen über ökologische und soziale 
Folgekosten wirtschaftlicher Aktivitäten 
defizitär ist, 

— die Forschung in diesem Bereich intensiviert 
werden sollte? 

1.1 

Welche Gutachten wurden bisher aus dem 
Forschungsschwerpunktprogramm des BMI 
„Kosten der Umweltverschmutzung" in Auftrag 
gegeben? 

Nach Ansicht der Bundesregierung sind einer quan-
titativen Erfassung von ökologischen und sozialen 
Folgekosten wirtschaftlicher Aktivitäten enge stati-
stische und methodische Grenzen gesetzt. Sie hat 
dies in vielen ihrer Antworten auf die Fragen der 
Teile I bis IV der vorliegenden Großen Anfrage 
deutlich gemacht. Auch viele Autoren, die Kosten-
schätzungen von Umweltschäden vorgenommen 
haben, äußern selbst große Vorbehalte gegenüber 
einer umfassenden monetären Bewertung von Um-
weltqualität. Die wichtigsten der von ihnen genann-
ten Bedenken sind: Fehlende Preise, unterschiedli-
che Kostenbegriffe, fiktive gegenüber tatsächlich 
entstandenen Kosten. 

Zur Intensivierung der Erfassung und Bewertung 
volkswirtschaftlicher Schäden durch Umweltver-
schmutzung und zur Schaffung besserer Daten-
grundlagen hat die Bundesregierung bereits 1984 — 
aufbauend auf den Erkenntnissen hierzu durchge-
führter Pilotvorhaben — das Schwerpunktfor-
schungsprogramm „Kosten der Umweltverschmut-
zung" eingerichtet. 

Aus diesem Schwerpunktforschungsprogramm 
wurden Einzelvorhaben zu den nachstehenden Be-
reichen vergeben oder stehen unmittelbar vor der 
Vergabe: 

Bewertung gesundheitlicher Schäden; Material-
schäden; Schäden im Bereich Landwirtschaft 
(pflanzliche und tierische Erzeugung)/Gartenbau; 
Verluste durch Artenreduzierung; Kosten des 
Lärms; Volkswirtschaftliche Kosten durch Beein-
trächtigung des Freizeit- und Erholungswertes; Ko-
sten bei der Trink- und Brauchwasserversorgung; 
Kosten durch Altlasten; psychosoziale Kosten; 
Nachfrage nach Umweltqualität (über Zahlungsbe-
reitschafts- bzw. Endschädigungsforderungsanaly-
sen); Einfluß der Umweltqualität auf Grundstücks- 
und Mietpreise. 

1.2 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß das diesbezügliche Forschungs- und Informa-
tionsniveau in anderen Ländern der OECD sehr viel 
höher ist als in der Bundesrepublik Deutschland 
und auf Seminaren und in Veröffentlichungen der 
OECD deutsche Beiträge zu diesem Thema fehlen? 

Beteiligt sich die Bundesrepublik Deutschland ak-
tiv an Arbeiten der OECD zur Schadenskostenpro-
blematik? 

Anders als in der Frage unterstellt, ist das For-
schungs- und Informationsniveau auf dem Sektor 
der ökologischen Folgekosten der Industriegesell-
schaft in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
niedriger als in anderen Ländern. In den letzten 
Jahren wurden hierzu eine Reihe von Pilotvorha-
ben vergeben und veröffentlicht. 

Die Bundesrepublik Deutschland arbeitet intensiv 
bei den internationalen Organisationen mit, die sich 
mit dem Problem der Schadenskostenproblematik 
befassen; vor allem für die VN-Wirtschaftskommis-
sion für Europa (ECE) und die Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) hat die Bundesrepublik Deutschland hierzu 
Beiträge geliefert. 

B. Änderung der Wirtschaftsberichterstattung 

1. 

Änderung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung 

1.1 

Teilt die Bundesregierung die Meinung des Abge-
ordneten Dr. Lammert (CDU): „Das Bruttosozialpro-
dukt mißt so ziemlich alles, nur nicht das, worauf es 
im Leben ankommt." (125. Sitzung des Deutschen 
Bundestages, 9. Wahlperiode)? 

1.2 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Aussage-
wert des Bruttosozialprodukts als gesellschaftli-
chen Wohlfahrtsindikator? 

Die zitierte Äußerung des Abgeordneten Dr. Lam-
mert (CDU/CSU) ist im Gesamtzusammenhang ei-
ner Debatte des Deutschen Bundestages über den 
Bericht „Global 2000" gefallen. Der Abgeordnete Dr. 
Lammert hat dabei die Auffassung vertreten, „daß 
das Bruttosozialprodukt einer Gesellschaft weder 
das einzige noch ein ausreichendes Gütezeichen ei-
ner Gesellschaft ist," Diese Auffassung versuchte 
der Abgeordnete mit einer beispielhaften Aufzäh-
lung von Faktoren zu belegen, die in die Ermittlung 
des Bruttosozialprodukts eingehen bzw. nicht ein- 
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gehen. Daraus hat der Abgeordnete die in der Frage 
erwähnte Schlußfolgerung gezogen. 

Die Bundesregierung kann sich dieser so vorge-
nommenen Bewertung aus mehreren Gründen 
nicht anschließen. Das Bruttosozialprodukt ist — 
internationaler Konvention folgend — als der wei-
test meßbare Ausdruck für die Bereitstellung und 
Nutzung von Gütern und Dienstleistungen sowie 
der Entstehung und Verteilung von Einkommen de-
finiert. Zwar kann das Bruttosozialprodukt kein 
umfassender Indikator wirtschaftlicher und gesell-
schaftlicher Wohlfahrt sein. Dennoch wird es, trotz 
der bekannten Probleme, die bei der Interpretation 
beachtet werden müssen, als ein grobes Wohl-
standsmaß im Zeit- und internationalen Vergleich 
verwendet, weil bessere und vor allem umfassen-
dere Maßstäbe nicht zur Verfügung stehen. Die Er-
mittlung des Bruttosozialprodukts muß sich not-
wendigerweise im wesentlichen auf die Erfassung 
von bewertbaren, wirtschaftlich relevanten Vorgän-
gen beschränken. Versuche, im Rahmen der Sozial-
produktberechnung etwa ein gesellschaftliches 
Wohlfahrtsniveau auf einen gemeinsamen monetä-
ren Nenner zu bringen, werden der Vielfalt unter-
schiedlicher Ziele und Bewertungen einzelner Bür-
ger, und der gesellschaftlichen Gruppen nicht ge-
recht. 

Die Hauptbedeutung hat die Sozialproduktberech-
nung in traditioneller Abgrenzung national wie im 
internationalen Vergleich als ein unverzichtbares 
Instrument für kurz- und mittelfristige Untersu-
chungen der Wirtschaftsentwicklung sowie als Re-
ferenzgröße bei vielfältigen wirtschafts- und finanz-
politischen Entscheidungen und Maßnahmen. 

1.3 

Im Jahresgutachten 1971 spricht sich der Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung dafür aus „zu prüfen, in-
wieweit neben das Bruttoinlandsprodukt andere In-
dikatoren für das Wohlstandsniveau treten kön-
nen". 

In ihrer Stellungnahme zum Jahresgutachten im 
Jahreswirtschaftsbericht 1972 fordert die Bundesre-
gierung den Sachverständigenrat auf, die zunächst 
nur allgemein aufgeworfene Frage der Problematik 
des Bruttosozialproduktkonzeptes als Wohlstands-
indikator einmal vertieft zu behandeln. Dieser Auf-
forderung ist der Sachverständigenrat nicht nach-
gekommen. 

Wird die Bundesregierung diese Aufforderung an 
den Sachverständigenrat, eine qualitative Differen-
zierung des Sozialproduktkonzeptes zu erstellen, 
wiederholen? 

Der Sachverständigenrat hat sich in vielen Gutach-
ten — auch bereits vor dem Jahresgutachen 1971/72 
— mit den Problemen und Möglichkeiten der Mes-
sung von Wachstum und Wohlstand in der Gesamt-
wirtschaft beschäftigt. So sind etwa im Jahresgut-
achten 1967/68 (Ziffern 278 ff., Drucksache V/2310) 
solche. Fragen ausführlich behandelt worden. Der 
Sachverständigenrat begründet hier auch, warum 
er genaue technische Lösungsvorschläge nicht 

macht (siehe hierzu insbesondere Ziffern 287 und 
288). In späteren Gutachten wie etwa im Jahresgut-
achten 1975/76 (Ziffern 293 ff., Drucksache 7/4326) 
und im Jahresgutachten 1977/78 (Ziffer 344, Druck-
sache 8/1221) werden diese Gedanken wieder aufge-
nommen und weitergeführt. 

Der Sachverständigenrat hat sich auch über die an-
gegebenen Beispiele hinaus in fast jedem Gutach-
ten mit Fragen der Wohlstands- und Wachstums-
messung auseinandergesetzt. Es trifft daher nicht 
zu, daß der Sachverständigenrat der Aufforderung 
der Bundesregierung, die „ ... Problematik des 
Bruttosozialproduktkonzeptes als Wohlstandsindi-
kator einmal vertieft zu behandeln ... “ nicht nach-
gekommen sei. 

 
1.4 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ne-
ben der bisherigen Berechnung des Bruttosozial-
produktes eine geänderte Volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnung erstellt werden sollte, die besser ge-
eignet ist, eine Änderung der Wohlfahrt der Gesell-
schaft wiederzugeben? 

Die Bundesregierung ist — wie bereits mehrfach 
ausgeführt — der Auffassung, daß für die kurz- und 
mittelfristige Wirtschaftsbeobachtung auch weiter-
hin das Bruttosozialprodukt in seiner traditionellen 
Abgrenzung mit seinen Aggregaten benötigt wird. 
Daneben wäre es wünschenswert, in ergänzenden 
Paralleldarstellungen auch Größen zu ermitteln, die 
eine größere Aussagekraft über die langfristige 
Entwicklung der wirtschaftlichen Wohlfahrt haben. 
Mit der Berechnung eines Wohlfahrtsmaßes sind 
aber eine Reihe bisher offener theoretischer Pro-
bleme verbunden. Insbesondere die generelle Fra-
ge, welche Aussagefähigkeit monetären Wohl-
fahrtsmaßnahmen zukommt und in welcher Form 
die Umweltqualität einbezogen werden sollte, er-
scheint bisher nicht befriedigend beantwortet. 

1.5 

Wie beurteilt die Bundesregierung folgende Vor-
schläge für eine geänderte Wirtschaftsberichter-
stattung: 

— das in einem Projekt des Wissenschaftszen-
trums Berlin erarbeitete Konzept einer Bereini-
gung des Bruttosozialprodukts um die Summe 
der definsiven Ausgaben, 

— den in einer Studie von Nordhaus und Tobin 
(USA) erarbeiteten Konsumindikator „Measure 
of Economic Welfare", 

— den vom japanischen Planungsamt entwickelten 
„Nettowohlfahrtsindikator"? 

Die Bundesregierung verfolgt das von der Stiftung 
Volkswagenwerk geförderte Projekt des Wissen-
schaftszentrums Berlin „Umweltschäden, defensive 
Ausgaben und Nettowohlfahrtsmessung" mit Inter-
esse. Die Studien von Nordhaus und Tobin und des 
japanischen Wirtschaftsrates (Economic Council of 
Japan) haben Anfang der siebziger Jahre einige 
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theoretische Anregungen für die Wohlfahrtsmes-
sung gegeben. Sie haben insbesondere gezeigt, wie 
unterschiedlich die Konzepte eines Wohlfahrtsindi-
kators sein könne und in welchem Maße Niveau 
und Entwicklung von den gewählten Annahmen, 
Berechnungsverfahren und Schätzmethoden ab-
hängen. 

1.6 

a) In Japan beliefen sich 1970 gemäß den Ergebnis-
sen einer Nettowohlfahrtsrechnung des japani-
schen Wirtschaftsrates die (Folge-)Kosten des 
Umweltschutzes, der weiter verbliebenen Um-
weltschäden und von Agglomerationsnachteilen 
auf ca. 12 % des Nettosozialprodukts zu konstan-
ten Preisen (1960 7 %). Wie hoch schätzt die Bun-
desregierung den entsprechenden Anteil der Fol-
gekosten am Nettosozialprodukt in der Bundes-
republik Deutschland für das Jahr 1982? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwick-
lung dieses Nettowohlfahrtsindikators für Japan, 
dessen Wert in laufenden Preisen wegen der 
Einbeziehung von Freizeit und Hausarbeit vor 
1960 über dem Wert des traditionell berechneten 
Nettoinlandsprodukts (abzüglich der Nettoinve-
stitionen) lag, danach aber wegen der rapiden 
Zunahme der Folgekosten von Umwelt- und Ag-
glomerationsschäden gravierend unter diesen 
Wert sank? 

c) Hält es die Bundesregierung für wahrscheinlich, 
daß sich für die Bundesrepublik Deutschland die 
Werte eines vergleichbar konstruierten Wohl-
fahrtsmaßes in ähnlicher Weise entwickelt ha-
ben? 

In der Veröffentlichung „Bruttosozialprodukt, de-
fensive Ausgaben und Nettowohlfahrtsmessung" 
des Wissenschaftszentrums Berlin (IIUG/dp 82-6) 
charakterisiert Christian Leipert — unter dessen 
wesentlicher Mitarbeit lt. Aussage der GRÜNEN 
(„Die Grünen", Nr. 30 vom 26. Juli 1986) die vorlie-
gende Anfrage entstanden ist — u. a. die Ansätze 
von Nordhaus und Tobin sowie des japanischen 
Wirtschaftsrates (Economic Council of Japan) zur 
Nettowohlfahrtsmessung als eklektisch und theore-
tisch nur wenig untermauert. Die Bundesregierung 
kann sich dieser Auffassung anschließen. 

1.7 

a) Ist das Statistische Bundesamt Wiesbaden mit 
der Erarbeitung einer revidierten Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung, die den Folgeko-
sten der Industriegesellschaft Rechnung trägt, 
befaßt? 

Wenn j a, welchen Inhalts? 

Das Statistische Bundesamt hat sich in der Vergan-
genheit intensiv mit der Frage der Wohlfahrtsmes-
sung befaßt. Wegen der weiterhin bestehenden kon-
zeptionellen und statistischen Probleme erscheint 
in absehbarer Zukunft die Berechnung eines Wohl-
fahrtsmaßes durch das Statistische Bundesamt 
nicht möglich. 

Die Bemühungen der Wissenschaft auf diesem Ge-
biet unterstützt das Statistische Bundesamt aber 
durch ein verstärktes Datenangebot. Im Bereich 
der Umweltstatistiken ebenso wie in anderen Stati-
stiken werden bereits zahlreiche wohlfahrtsrele-
vante Tatbestände erfaßt. Auch die Volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnung ist bestrebt, ihr Datenange-
bot zu erweitern. Auf dem Gebiet der Umweltbe-
richterstattung liegen erste Ansätze dazu mit einer 
Darstellung der Umweltschutzleistungen vor. 

b) Welche Schritte wurden bisher unternommen, 
um der auf der UN-Frauenkonferenz in Nairobi 
von den Regierungsdelegationen erhobenen For-
derung nachzukommen, die — im wesentlichen 
von Frauen erbrachten — unbezahlten Beiträge 
zur Nahrungsmittel- und landwirtschaftlichen 
Produktion, zur Reproduktion und zu den Haus-
haltsaktivitäten künftig in der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung wiederzugeben? 

Methodische Überlegungen zur Ermittlung und Be-
wertung von Haushaltsaktivitäten und anderen un-
bezahlten Tätigkeiten werden im Statistischen 
Bundesamt seit einer Reihe von Jahren angestellt. 
Wichtigste Voraussetzung für derartige Berechnun-
gen wären Informationen über die Zeitverwendung 
außerhalb der Berufstätigkeit. Hierfür wäre eine 
Zeitbudgeterhebung bei privaten Haushalten not-
wendig. Möglichkeiten hierzu werden zur Zeit ge-
prüft. Dabei müssen jedoch die mit derartigen Er-
hebungen verbundenen Belastungen berücksichtigt 
werden. 

1.8 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Forschungs-
stand, die Ergebnisse und die Weiterentwicklungs-
möglichkeiten des Konzepts sozialer Indikatoren? 

In welchen Bereichen wendet die Bundesregierung 
das Konzept sozialer Indikatoren an? 

1.9 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Programm 
der sozialen Indikatoren der OECD „list of social 
concerns common to most OECD countries"? 

Die 1973 von der OECD veröffentlichte Liste der 
sozialen Anliegen (List of Social Concerns) ist unter 
deutscher Beteiligung aufgestellt worden. Auch die 
Umsetzung der Anliegen und Vorschläge für soziale 
Indikatoren erfolgte unter deutscher Mitarbeit. Wie 
die 1982 von der OECD veröffentlichte Liste der 
sozialen Indikatoren (The OECD List of Social Indi-
cators) zeigt, war es aus konzeptionellen Gründen 
nicht möglich, für alle Anliegen aussagekräftige In-
dikatoren zu formulieren. Noch größere Probleme 
bereitet die praktische Umsetzung der Indikator-
vorschläge, vor allem weil die dafür erforderlichen 
statistischen Informationen nicht oder nur sehr un-
zureichend verfügbar sind. Außerdem konnte das 
Problem der Zusammenfassung der vielen Indika-
toren auch theoretisch nicht gelöst werden, so daß 
die ursprüngliche Zielsetzung, die Wohlfahrtsent-
wicklung mit Hilfe von sozialen Indikatoren zu be- 
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schreiben, nicht bzw. nur für Einzelaspekte gelun-
gen erscheint. 

Die Entwicklung in diesem Bereich läuft gegenwär-
tig mehr in Richtung einer Gesellschafts-Berichter-
stattung mit Hilfe von Datenhandbüchern. Zu die-
sen Handbüchern können in der Bundesrepublik 
Deutschland Veröffentlichungen gezählt werden, 
wie „Gesellschaftliche Daten", „Datenreport" aber 
auch das „Statistische Jahrbuch" oder verschiedene 
Querschnittsveröffentlichungen des Statistischen 
Bundesamtes. Im wissenschaftlichen Bereich kann 
hierzu das Projekt „Mikroanalytische Grundlagen 
der Gesellschaftspolitik" des Sonderforschungsbe-
reichs 3 der Universitäten Frankfurt und Mann-
heim gerechnet werden. 

1.10 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung Versuche, die 
Input-Output-Rechnung als Bestandteil der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung durch 
sektorspezifische Schadstoffmengensysteme zu 
ergänzen? 

Eine Verknüpfung von Emissionsangaben mit In-
put-Output-Daten ist ein möglicher und durchaus 
sinnvoller theoretischer Ansatz. Damit könnte u. a. 
analysiert werden, in welchem Ausmaß die Güter-
nachfrage auch indirekt, d. h. auf vorgelagerten Pro-
duktionsstufen, zu Umweltbelastungen führt. Aller-
dings würde dies ein umfangreiches Informations-
system über technische Daten der einzelnen Be-
triebe voraussetzen. Neue Erhebungen sind für die-
sen Zweck jedoch nicht vertretbar. 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung darüber hin-
ausgehende Versuche, mittels Input-Output-
Rechnung den gesamten Kreislauf zwischen 
ökologischem und ökonomischem System zu er-
fassen? 

Die Input-Output-Rechnung bietet einen sinnvollen 
theoretischen Rahmen, um die Umweltschutzaktivi-
täten der einzelnen Wirtschaftsbereiche und die 
von ihnen ausgehenden Umweltbelastungen zu un-
tersuchen. Selbst wenn jedoch die für die Quantifi-
zierung notwendigen Ausgangsdaten verfügbar wä-
ren, wäre es noch nicht möglich, die Veränderung 
der Umweltqualität durch Emissionen und deren 
Folgewirkungen auf die Lebensbedingungen der 
Bevölkerung darzustellen. Hierfür wären sehr 
komplexe Simulationsmodelle der natürlichen Um-
welt notwendig. 

2. Änderung einzelwirtschaftlicher Berichterstat-
tung 

2.1 

Wie beurteilt die Bundesregierung Versuche, die 
einzelwirtschaftliche Erfolgsrechnung zu ergänzen 
durch 

— Sozialbilanzen 

— betriebsbezogene Stoff- und Energiebilanzen?  

Mit der Verabschiedung des Bilanzrichtlinien-Ge-
setzes im Dezember 1985 wurden die einzelwirt-
schaftlichen Rechnungslegungsvorschriften in der 
Bundesrepublik Deutschland an die Vorschriften 
der 4. und 7. gesellschaftsrechtlichen Richtlinie zur 
Harmonisierung der Rechnungslegung in der EG 
angepaßt. Weitergehende Versuche, die Unterneh-
men mit zusätzlichen Rechnungslegungs- und Pu-
blizitätspflichten zu belasten, lehnt die Bundesre-
gierung ab. 

2.2 

Welche Projekte zur Erstellung einer ökologischen 
Buchhaltung sind der Bundesregierung bekannt? 

Welche werden von ihr unterstützt? 

Im Rahmen des Umweltforschungsplans wurde 
hierzu im September 1984 ein Forschungsvorhaben 
vergeben. Die Vorlage des Abschlußberichts wird 
für September 1987 erwartet. 

2.3 

Wie beurteilt die Bundesregierung Versuche, zwi-
schen einzel- und gesamtwirtschaftlichen Rech-
nungssystemen neue Informationssysteme einzu-
führen? 

Wie beurteilt sie den Versuch, mittels einer Pro-
duktfolgenmatrix bzw. einer Produktfolgenanalyse 
die gesamten ökologischen und sozialen Folgewir-
kungen der Herstellung und des Verbrauchs eines 
Produkts zu erfassen? 

Wie beurteilt sie den Versuch, mittels Umweltver-
träglichkeitsprüfung und Technikfolgenabschät-
zung die Gesamtwirkungen von politischen Maß-
nahmen bzw. Technologien zu erfassen? 

Es ist unklar, welche „neuen Informationssysteme" 
im ersten Teil der Frage gemeint sind. 

Eine breite Anwendung von Produktfolgenmatrizes 
bzw. Analysen zur Darstellung und Bewertung der 
ökologischen und sozialen Folgewirkungen von 
Herstellung und Verbrauch eines jeden Produkts 
dürfte auf absehbare Zeit an den Problemen der 
Informationsbeschaffung und -bewertung scheitern. 
Dies schließt jedoch nicht aus, daß dieser Ansatz im 
wissenschaftlichen Raum weiterentwickelt wird. 

Die Bundesregierung steht der Umweltverträglich-
keitsprüfung grundsätzlich positiv gegenüber. Sie 
ist zur Zeit damit befaßt, die am 3. Juli 1985 in Kraft 
getretene Richtlinie des Rates der EG über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffent-
lichen und privaten Projekten (85/337/EWG) umzu-
setzen. Hierbei zeigt sich allerdings — wie bei vie-
len anderen Prognosebereichen, z. B. auch der 
Technologiefolgenabschätzung, — daß der Stand 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse und die 
Schwierigkeit, künftige Entwicklungen zuverlässig 
abzuschätzen, vorausschauender Bewertung enge 
Grenzen setzen. 
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3. Änderungen der Haushaltssystematik 

3.1 
Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bun-
desumweltamtes, daß die gegenwärtig verwendete 
Haushaltssystematik für einen differenzierten 
Nachweis der Umweltausgaben öffentlicher Haus-
halte ungeeignet ist? 

3.2 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse 
einer Studie des Umweltbundesamtes, nach der ein 
beträchtlicher Teil der umweltbezogenen Ausgaben 
der öffentlichen Haushalte nicht unter den dafür 
vorgesehenen haushaltssystematischen Funktions-
kennziffern verbucht wird und damit weder der 
Programm-, noch der Kontrollfunktion des Budgets 
genüge getan wird? 

An eine Darstellung der Ausgaben der öffentlichen 
Haushalte nach Aufgabenbereichen werden unter-
schiedliche Anforderungen gestellt, denen eine ein-
dimensionale Systematik nicht voll gerecht werden 
kann. Für einen umfassenden und differenzierten 
Nachweis der öffentlichen Ausgaben für Quer-
schnittsbereiche wie den Umweltschutz sind daher 
eigene Querschnittsbetrachtungen am zweckmäßig-
sten, für die der Funktionenplan nur Grundele-
mente liefern kann. Für den Umweltschutz sind 
dies die Oberfunktion 33, die Funktionen 173 und 
185 sowie 432 bis 434. Daneben sind in einigen Fäl-
len im Haushalt auch Umweltausgaben enthalten, 
die betragsmäßig nicht getrennt veranschlagt wer-
den können, sondern schwerpunktmäßig einer an-
deren Funktion zugeordnet werden müssen. Für 
eine schwerpunktmäßige Veranschlagung sprechen 
auch Gründe der Verwaltungsvereinfachung und 
damit der Einsparung von Verwaltungskosten. Für 
eine Gesamtdarstellung der Umweltausgaben der 
öffentlichen Haushalte müßten aus diesen Titeln 
die Umweltausgaben — soweit überhaupt möglich 
— ggf. schätzungsweise ermittelt werden. Die Pro-
gramm- und Kontrollfunktion des Haushalts wird 
bei diesem Verfahren nicht beeinträchtigt. 

3.3 

Warum ist die Bundesregierung bisher nicht dem 
Vorschlag des Arbeitskreises des Ständigen Bund-
Länder-Abteilungsleiterausschusses für Umweltfra-
gen gefolgt, die Gesamtheit der Umweltschutzaus-
gaben in einer Anhangliste zum Haushaltsplan zu-
sammenzustellen? 

Die für Umweltschutzmaßnahmen und für Maßnah-
men mit umweltverbessernder Wirkung vorgesehe-
nen Ausgaben des Bundeshaushalts sind in der 
Vorbemerkung zu Kap. 0627 des Bundeshaushalts-
plans zusammengefaßt dargestellt. Die Bundesre-
gierung wird im neuen Einzelplan 16 des Bundes-
haushalts, in den diese Zusammenstellung über-
nommen wird, um eine detailliertere Darstellung 
bemüht sein. 

3.4 

Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, die Krite-
rien, nach denen sich die Umweltschutzausgaben 
von anderen Ausgaben abgrenzen lassen, offenzule-
gen, und ist sie bereit, die entsprechenden Haus-
haltstitel regelmäßig in einem Querschnittsbudget 
zusammenzustellen? 

3.5 

In der Antwort auf die Kleine Anfrage des Abgeord-
neten Kleinert (Marburg) und der Fraktion DIE 
GRÜNEN vom 11. Mai 1984 (Drucksache 10/1439) 
hat die Bundesregierung mitgeteilt, daß „Die Mög-
lichkeiten intensiv untersucht (werden), durch 
Schaffung einer Hauptaufgabe Umweltschutz in 
den Haushalten des Bundes und der Länder eine 
detaillierte Aufgliederung der öffentlichen Leistun-
gen für den Umweltschutz zu ermöglichen". 

Welche Ergebnisse haben diese Untersuchungen 
gebracht? 

Unstreitig handelt es sich bei dem Umweltschutz 
um eine Querschnittsaufgabe; Untersuchungen ha-
ben ergeben, daß für eine detaillierte Aufgliederung 
der öffentlichen Leistungen für den Umweltschutz 
das Instrument eines Querschnittsbudgets der Bil-
dung einer Hauptfunktion im Funktionenplan vor-
zuziehen ist (s. hierzu auch Antwort zu Fragen 3.1 
und 3.2). Zur Zeit erarbeitet eine Arbeitsgruppe der 
Bundesregierung Vorschläge für die Aufstellung ei-
nes Querschnittsbudgets zum Umweltschutz. Dabei 
hat sich gezeigt, daß sich bei der Formulierung all-
gemein gültiger Kriterien für öffentliche Umwelt-
schutzausgaben erhebliche Schwierigkeiten erge-
ben; in Grenzfällen muß die Zuordnung nach den 
Besonderheiten des Einzelfalles getroffen werden. 

3.6 

Ist die Bundesregierung bereit, sich für die Erstel-
lung eines gesamtwirtschaftlichen Querschnitts

-

budgets Umwelt einzusetzen, das die umweltbezo-
genen Aktivitäten von öffentlichen und privaten 
Haushalten und Unternehmen erfaßt? 

Das Statistische Bundesamt prüft gegenwärtig, in 
welcher Weise Umweltaspekte verstärkt im Rah-
men der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
berücksichtigt werden können und wie damit das 
diesbezügliche Datenangebot erweitert werden 
kann. 

C. Änderungen des wirtschaftspolitischen Zielka-
talogs 

1.1 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
für ihre wirtschaftspolitische Zielsetzung und die 
Operationalisierung der Ziele aus der Tatsache, daß 
im Bruttosozialprodukt wohlfahrtsmindernde Fak-
toren teils positiv bewertet, teils nicht erfaßt sind? 
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12 
Mit welchen Argumenten rechtfertigt die Bundesre-
gierung die Verwendung von Wachstumsraten des 
Bruttosozialprodukts als Erfolgsmaßstab der Wirt-
schaftspolitik, obgleich hierin z. B. ein Anstieg von 
Unfallkosten als wirtschaftlicher Erfolg verbucht 
wird? 

Das in § 1 des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes 
formulierte wirtschaftspolitische Ziel „stetiges und 
angemessenes Wirtschaftswachstum" umfaßt ne-
ben den im Bruttosozialprodukt zum Ausdruck 
kommenden Tatbeständen auch die Folgewirkun-
gen wirtschaftlicher Aktivitäten, die wohlstandsre-
levant sein können. Trotz der bekannten Probleme, 
die bei der Interpretation beachtet werden müssen, 
findet das standardisierte Sozialprodukt als grobes 
Wohlstandsmaß im Zeit- und internationalen Ver-
gleich dennoch Verwendung, weil bessere und vor 
allem umfassendere Maßstäbe nicht zur Verfügung 
stehen. Die Bundesregierung verfolgt gleichwohl 
alle im wissenschaftlichen Raum diskutierten An-
sätze einer Verbesserung der quantitativen Analyse 
— etwa der gesamtwirtschaftlichen Konsequenzen 
von Umweltschutzmaßnahmen — mit großem In-
teresse. Solange freilich kein zureichendes Meßkon-
zept vorliegt, kann der Fragestellung nur in Einzel-
bereichen nachgegangen werden. Die traditionelle 
Sozialproduktberechnung wird weiterhin ein unver-
zichtbares Instrument der kurz- und mittelfristigen 
Wirtschaftsanalyse sein. 

1.3 

a) Ist die Bundesregierung bereit, das Ziel der Um-
weltqualität in den wirtschaftspolitischen Zielka-
talog aufzunehmen? 

b) Welche Indikatoren neben der Höhe des Ver-
brauchs von nichtregenerativen Ressourcen und 
der Schadstoffemissionsmengen sieht die Bun-
desregierung für die Operationalisierung dieses 
Ziels als geeignet an? 

Der sorgsame Umgang mit der Umwelt ist ein her-
ausragendes Ziel für die Bundesregierung. Dieses 
Ziel hat eine andere Bedeutung als die im Stabili-
täts- und Wachstumsgesetz genannten wirtschafts-
politischen Ziele und ist mit ihnen nicht vergleich-
bar. Es würde den Rahmen dieses Gesetzes spren-
gen. Mit gleichem Recht könnten daher auch an-
dere Ziele, wie z. B. die Erhaltung und Stärkung des 
sozialen oder des äußeren Friedens, aufgenommen 
werden. 

Im übrigen sollen die gesamtwirtschaftlichen Ziele 
des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes „im Rah-
men der marktwirtschaftlichen Ordnung" erreicht 
werden. Darunter ist das Ordnungssystem der So-
zialen Marktwirtschaft zu verstehen. Wie bereits in 
den Vorbemerkungen unter 3. erläutert worden ist, 
nimmt dabei die Umweltpolitik einen hohen Rang 
ein und lassen sich in dieser Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsordnung die Umweltprobleme auch am 
besten bewältigen. 

Wie im „Bericht der Bundesregierung über Maß-
nahmen auf allen Gebieten des Umweltschutzes" 
(Drucksache 10/4614) dargelegt, werden bereits 
heute für eine rationale Umweltpolitik zahlreiche 
umweltrelevante Aktivitäten statistisch fortlaufend 
ermittelt. Zur Zeit arbeitet die Bundesregierung 
u. a. am weiteren Ausbau von Umweltinformations-
systemen sowie an der Novellierung des Umwelt-
statistikgesetzes, um den gestiegenen Anforderun-
gen an statistischem Datenmaterial zum Umwelt-
schutz Rechnung zu tragen. 

1.4 
Ist die Bundesregierung bereit, den Auftrag über 
die Wirtschaftsberichterstattung an den Sachver-
ständigenrat und die fünf Wirtschaftsforschungsin-
stitute um die Erstellung von Maßzahlen zur Ent-
wicklung der Energie- und Rohstoffproduktivität 
der Produktion als Erfolgsindikatoren für die Wirt-
schaftsentwicklung zu erweitern? 

Im Rahmen seines gesetzlichen Auftrages kann der 
Sachverständigenrat — und hat dies auch bereits 
mehrfach getan — auch auf die Zusammenhänge 
von Wirtschaft und Ökologie eingehen. Die gesetz-
lich garantierte Unabhängigkeit des Sachverständi-
genrates verbietet es der Bundesregierung, auf In-
halt und Gestaltung der Gutachten Einfluß zu neh-
men. Die zweimal jährlich stattfindende Gemein-
schaftsdiagnose der Wirtschaftsforschungsinstitute 
dient der kurzfristigen Konjunkturanalyse und 
-prognose. Die angesprochenen Maßzahlen dürften 
nur in einer längerfristigen Analyse sinnvoll sein. 
Spezifischen Fragestellungen zu dieser Thematik 
kann darüber hinaus in einzelnen Forschungsauf-
trägen nachgegangen werden. 

1.5 
Bewertet die Bundesregierung eine Steigerung des 
Bruttosozialprodukts in seiner jetzigen Abgrenzung 
höher als Produktionsverzichte zugunsten einer 
Verringerung von häufig irreversiblen Schäden für 
die menschliche Gesundheit und die Natur? 

Nein. 

1.6 
Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine 
Verwendung öffentlicher Mittel für die Schadens-
verhinderung sinnvoller ist als ihre Verwendung 
für Schadensreparatur und damit ein ökologisch 
orientierter Umbau der bestehenden Industriege-
sellschaft die volkswirtschaftlich günstigere Alter-
native ist? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Verwendung öffentlicher Mittel für die Schadens-
verhinderung sinnvoller ist als ihre Verwendung 
für Schadensreparatur und läßt sich von diesem 
Grundsatz bei ihren Entscheidungen leiten. Sie 
sieht aber einen Umbau der bestehenden Industrie-
gesellschaft nicht als notwendige Konsequenz oder 
als die volkswirtschaftlich günstigere Alternative 
an. 




